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GEORG ÜCLEINOW: 
Deutschland zwischen Ost und West 


Man hat den Berliner Vertrag soeben kurzfristig und ohne wesentliche Äb- 
änderung erneut. Die deutsche Außenpolitik ist damit einer Entscheidung 
ausgewichen, die zu fällen sie eben jetzt nicht in der Lage war. 

In einem knappen Jahr wird die Frage stärkerer Anlehnung an Rußland 
wieder vor Deutschland stehen. Unseren Lesern zeigten wir im Juniheft das 
Pro, im folgenden Aufsatz das Contra; wir werden beide Betrachtungen im 
Laufe des Jahres noch zu vertiefen suchen. 

Der Herausgeber für den Leitaufsatz: Kurt Vowinckel. 


I 

Es genügt auf die geographische Lage Deutschlands zwischen den Großmächten 
Europas hinzuweisen, um es begreiflich zu machen, warum die Frage Ostorien- 
tierung oder Westorientierung nicht aus der politischen Erörterung verschwinden 
will, obwohl sie grundsätzlich falsch formuliert ist. Deutschland ist das Land der 
Mitte Europas. Im Herzen Deutschlands schneiden sich nicht nur alle bedeutenden 
europäischen Verkehrswege zu Lande und in der Luft, sondern vereinigen sich auch 
alle nationalen und sozialen Spannungen, die der Ausgang des Weltkrieges herauf- 
führte. Deutschland ist nicht nur einer der wichtigsten Pfeiler im Brückensystem 
der Weltwirtschaft, sondern gerade durch seine geographische Lage auch die ge- 
fährdetste Position der europäischen Kultur. Durch das Zusammenwirken aller 
dieser sich überschneidenden und überlagernden, manchmal einander auch auf- 
hebenden Verhältnisse kann es nicht die Aufgabe der deutschen Politik sein, sich 


nach einer einzelnen Richtung festzulegen. 
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Die Frage Ost oder West stammt aus dem Kulissenspeicher der preußischen | 
Politik des ı8. Jahrhunderts, als Preußen anfing, um die Vormachtstellung m al 
Deutschen Reich zu kämpfen. Damals kamen, trotz des Vorhandenseins Schwedens, 
in erster Linie Frankreich und Rußland als richtunggebende Hauptpunkte für die, 
Außenpolitik Preußens in Frage. Nach der Verdrängung Habsburgs aus dem Deut-. 
schen Reich wurde die fortab deutsch genannte Außenpolitik Preußens mittel-- 
europäisch. Ihr Leiter Bismarck mag dabei schwerlich damit gerechnet haben,, 
daß Kaiser Franz Joseph den ersten Kaiser des neuen Deutschen Reichs um fünf-- 
unddreißig Jahre und ihn selbst um fünfundzwanzig Jahre überleben würde. 

Abgesehen von der Person des vorletzten Habsburgers war die preußisch-deutsche 
Mitteleuropapolitik wesentlich belastet durch die Entscheidung des Frankfurter: 
Friedens über das Elsaß und erleichtert durch die Gemeinsamkeit des Interes 
mit Rußland an der Aufrechterhaltung der Teilung Polens. Diese Interessenverbin 
dung, die durch die dynastischen Beziehungen noch einen familiären Hintergrund! 
bekam, konnte auf die Dauer nicht Bestand haben, weil Bismarck es nicht ver— 
mochte, den Zielen der Russen am Bosporus gerecht zu werden. Berliner Kongreß! 


Bismarcks und seiner Nachfolger Außenpolitik war nicht eigentlich nach Ost orien- 
tiert, sondern bemühte sich in der Hauptsache darum, die seit 1868/71 bestehendes 
Tendenz aufzulösen, die, von den Slawjanophilen und den französischen Revanche- 
politikern getragen, auf ein Zusammengehen Frankreichs und Rußlands hinzielte 
und den Russen helfen sollte, das gesamte Weichselgebiet mit Danzig, sowie Ober- 
schlesien und Galizien zu gewinnen sowie den österreichischen Einfluß auf demr 
Balkan zu vernichten. Seit Caprivi hat die deutsche Diplomatie dieser ihrer Haupt- 
aufgabe nicht mehr zu dienen vermocht und sich von den Verhältnissen im Kreisex 
und nach allen Richtungen der Windrose treiben lassen, indem sie gleichzeitig fürı 
die Öffentlichkeit die Illusion aufrechterhielt, sich auf die „bewährte Freund- 
schaft mit Rußland“ zu stützen, also an einer angeblich bismarckischen Ost- 
orientierung festzuhalten. Der große Gedanke des russischen Grafen Witte aus 
dem Jahre 1906 etwa, die sichtbar zur Katastrophe treibende europäische Entwick- 
lung in einem russisch-deutsch-französischen Bündnis aufzufangen, wurde von Eng- 
land durch entsprechende Einwirkungen auf Frankreich (Cambon!) hintertrieben.; 

Dann brach die Katastrophe herein. Es scheint gerade im jetzigen historischen! 
Augenblick nützlich, an die Vergangenheit zu erinnern. Die Grundlagen für die: 
Wiederaufnahme einer Politik einseitiger Orientierungen, die nicht an die wech- 
selnden Aufgaben einer nichts weniger als stabilen Tagespolitik anknüpften, schei- 
nen noch mehr erschüttert, als sie es vor dem Weltkriege waren. 

Von der Karte Europas verschwand das Reich der Zaren und die Habsburger 
Doppelmonarchie mit ihren dynastischen Balanciergewichten. An ihre Stelle traten: 
eine Reihe von Vasallenstaaten Frankreichs, unter ihnen ein großes Polen, trat 
die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken mit ihrem Anspruch auf die 
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rrschaft über ganz Europa und Asien und die verstümmelten Bruderstaaten 
cutschland und Österreich. Dazu ein halbes Dutzend außenpolitischer Parolen. 
us ne strategischen Lage Anfang 1918 herausgewachsen die Parole Friede und 
"Bündnis mit „Rußland“, das nicht mehr vorhanden war — Östorientierung, obwohl 
"Polen doch auch im Osten Deutschlands liegt! Alsdann unter dem starken Druck 
romantischer, aber ehrlicher Empfindungen der Anschlußgedanke, dann Mittel- 
‚europa, Paneuropa und schließlich ‚‚Westorientierung“, womit alles gemeint ist, 
'was zwischen einer halben Verständigung mit Frankreich in Einzelfragen und der 
Unterwerfung unter das Machtstreben Frankreichs liegen könnte. Dazu je nach dem 
Wechsel in den Wärmegraden der Beziehungen zwischen den sog. Siegermächten 
italienische und englische Kombinationen ohne jede realen Unterlagen über den 
Tag hinaus. Und nach einem Jahr voll von Unfreundlichkeiten, die man sich 
seitens der Sowjetunion ebenso wie seitens Frankreichs gegen Deutschland erlaubt 
"hat, tönt es wieder: hie Ost- hie Westorientierung! 


w 


II 

Ich halte beide Parolen für falsch. Sie sind Merkmale höchst oberflächlicher 
Betrachtungsweise. Vor allen Dingen fehlt ihnen die Berücksichtigung von histo- 
‚zischen Tatsachen, die ebenso aus den allgemeinen wirtschaftlichen als auch aus 
"kulturellen Entwicklungsreihen sich ergeben. Daneben lehne ich die Gegenüber- 
‘stellung von Kapitalismus und Bolschewismus ab. Bolschewismus ist, im Gegen- 
satz zum Kapitalismus, kein System, sondern eine Methode, die sich im unum- 
schränkten Kapitalismus ebenso durchsetzen kann wie im Kommunismus oder in 
einer Diktatur. Das Wirtschaftssystem der Sowjetunion trägt alle Merkmale des 
Staatskapitalismus, der mit bolschewistischen Methoden zur Herrschaft geführt wird. 
Wenn wir dennoch den Moskauer Staatskapitalismus im Gegensatz zum Privatkapi- 
talismus wägen wollten, müßten wir auf den im Fernen Osten heranreifenden 
Gegensatz zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten von Nordamerika 
hinweisen. Doch das würde uns zu weit vom Thema abführen... 

Dagegen wünschte ich, daß eine andere Gegenüberstellung um so mehr Be- 
achtung fände: Moskau und Rom! In diesen beiden Ortsnamen liegt die Ent- 
hüllung zweier unüberbrückbarer Gegensätze und zugleich zweier Parolen, ein- 
deutig genug, um der Menschheit klare Richtlinien zu weisen. 

Im folgenden wird weder zu den mehr theoretischen Sysiemfragen noch zu 
denen der Kultur Stellung genommen; ich beschränke mich auf die praktischen 
Erfordernisse der deutschen Politik. 


1081 


Bei der Betrachtung der politischen Erfordernisse in der Stellung Deutschlands 
zu seinen Nachbarn haben wir grundsätzlich von der bestehenden Lage Deutsch- 
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lands und von seinen inneren Kräften auszugehen. Deutschland bildet den größten: 
Teil Mitteleuropas, zu dem im übrigen Polen ebenso gehört wie Rumänien, Jugo-- 
slawien und Italien. Die große Aufgabe der deutschen Politik auf weitere Sicht! 
ist infolgedessen ganz eindeutig gestellt: die wirtschaftliche und kultu-- 
relle Konsolidierung Mitteleuropas. Das aber ist letzten Endes nur: 
denkbar bei Beseitigung des Versailler Vertrages. Die restlose Durchführung dieser: 
Grundaufgabe wird nicht Jahre, sondern Jahrzehnte in Anspruch nehmen. Sie wird 
von so vielen Umständen beeinflußt werden, auf die Deutschland keinerlei Einfluß) 
hat — englisch-amerikanische und französisch-italienische Beziehungen, die innere: 
Entwicklung der Sowjetunion, die Verhältnisse im Nahen und Fernen Osten, die> 
sozialen und wirtschaftlichen Kämpfe rund um den Erdball herum —, daß die> 
eigene Initiative Deutschlands zunächst im wesentlichen auf größte Aufmerksam-- 
keit beim Studium der Weltpolitik und auf tigerhafte Geschicklichkeit beim Ein-- 
greifen in die einzelnen heranreifenden Probleme beschränkt bleiben muß. Eine» 
aktive Außenpolitik unter Anpassung an das, was der Augen-- 
blick jeweils bietet. Größte Bewegungsfreiheit nach allen Seiten ist eine der 
Voraussetzungen für die Betätigung einer entsprechenden Aktivität. 

Mehr oder weniger offne Gegner des Gelingens dieser Aufgabe sind zur Zeitt 
noch ebenso die Sowjetunion wie Frankreich. Die Bolschewisten wünschen Mittel-- 
europa zu einem passenden Zeitpunkt durch Vermittlung Deutschlands in dass 
Sowjetsystem einzubeziehen; das Gros der französischen Politiker kann sich ein: 


konsolidiertes Mitteleuropa nur als ein Bündel von Vasallenstaaten Frankreichs; 
vorstellen. Für beides liefert der Verlauf der gegenwärtigen akuten Krise zahlreiche» 
Beweise. Die Entscheidung für eine Ost- oder Westorientierung würde infolge-- 
dessen für ein wirtschaftlich so geschwächtes, sozial so zerrissenes und militärisch ı 
so machtloses Deutschland ein Hineingleiten in die Unterwerfung unter die eine odert 
die andere Tendenz bedeuten. Daher ist Deutschland gezwungen, beide Ansprüche: 
zurückzuweisen und Verhältnisse in Europa zu erstreben, die die Aufrechterhaltung; 
jener Ansprüche sinnlos machen können. Deutschland hat entsprechend nach: 
beiden Richtungen innen- und außenpolitische Kämpfe zu führen. Es hat jede Arti 
von Festlegung, die nicht im Dienste der Konsolidierung Mitteleuropas stände, 
abzulehnen und muß infolgedessen wechselnde, bewegliche Verbindungen in; 
Ost und West und Nord und Süd eingehen. 

Die deutsche Diplomatie war — das muß ihr billigerweise auch da zugestanden: 
werden, wo sie irrte oder unglücklich operierte — bestrebt, diesen allgemeinen: 
Grundsätzen in ihrer Tätigkeit zu entsprechen. Nicht immer hat sie ihnen Geltung; 
verschaffen können. Sie stand immer unter dem wechselnden Druck stärkerer: 
Verhältnisse, seit die deutsche Reichsregierung darauf verzichtet hatte, die deutsche: 
Östgrenze mit der Waffe in der Hand zu verteidigen, was möglich gewesen wäre.. 
Der Schritt in Rapallo und auf die Bolschewisten zu geschah unter dem: 
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Druck der Behandlung durch die sog. Siegermächte in Genua. Der Eintritt 
a den Völkerbund, der seitens der Bolschewisten geradezu als ein Verrat an der 
„‚Ostorientierung“ bezeichnet wurde, geschah in dem Bedürfnis, ein Sprachrohr 
in die Hand zu bekommen und bedeutete nichts weniger als „Westorientierung“. 
Nach Rapallo schien es vorübergehend so, als könnte sich so etwas wie eine Ost- 
Orientierung unter Umgehung Polens entwickeln. Das war im ersten Jahre der 
‘Neuen Wirtschaftspolitik, als Lenin die Konzentrierung aller Kräfte auf den 
inneren Aufbau des Landes und zur Heilung der sozialen Schäden empfahl. Aber 
‚schon 1923 tauchten Zweifel über diese Möglichkeit auf, und ein Jahr später schien 
es für jeden, der sehen wollte, durchaus klar, daß die Bolschewisten niemals 
Freunde eines nicht bolschewisierten Mitteleuropa sein würden. Für die Rechts- 
und Wirtschaftsverträge vom Oktober 1925 mußte Deutschland mit dem Berliner 
Vertrag vom April 1926 bezahlen und ein gut Teil seiner Bewegungsfreiheit im 
Verkehr mit anderen Staaten opfern, da die Haltung der Siegerstaaten die Be- 
‚deutung der Sowjetunion für Deutschland sehr erheblich gesteigert hatte. Deutsch- 
land verpflichtete sich, an keinerlei Besprechungen teilzunehmen, die zu einer 
Bedrohung der Interessen der Sowjetunion führen könnten. Nach der vorauf- 
gegangenen Ratifizierung der Oktoberverträge von 1925 bekam der Berliner Ver- 
“rag den Charakter einer Demonstration gegen die Westmächte. Als solche war 
er wohl auch gedacht. Ein Ausdruck sog. „‚Östorientierung‘ war er nicht. Von den 
Westmächten wurde er indessen so aufgefaßt — von den Bolschewisten hingegen 
als ein Zeichen der Bereitwilligkeit Deutschlands gedeutet, lieber mit den UdSSR 
zu paktieren, als sich den Machtansprüchen Frankreichs zu unterwerfen. Die 
weitere Entwicklung der Beziehungen Deutschlands zu den Siegermächten, die Ab- 
schlüsse der Dawes- und Youngverträge lehrten indessen, daß dem nicht so war. 
Die deutsche Diplomatie gewann mit diesen Schritten gleichzeitig Be eur. 
für ihr weiteres Vorgehen in Mitteleuropa. 

Die hier gekennzeichneten politischen Methoden hatten den großen Nachteil, daß 
sie sich doch als zu teuer erwiesen, um auf die Dauer von Deutschland durchgehal- 
ten werden zu können. Sie hatten aber den Vorteil, daß sie mehr und mehr die Ge- 
schicke der Westmächte, besonders Frankreichs und damit auch Polens mit denen 
Mitteleuropas und Deutschlands verflochten. Jeder Deutschland zugefügte Schaden 
erzeugt Rückschläge bei denen, die ihn hervorrufen. Die Deutschland auferlegten 
Reparationsleistungen unter gleichzeitiger Absperrung der Weltmärkte gegen die 
deutsche Ware riefen im Zusammenhang mit anderen Folgeerscheinungen des 
Krieges, wie der Diktate von Versailles, St. Germain und Trianon, wie des Sieges 
der Bolschewisten über die Ententemächte jenen Zustand der Arbeitslosigkeit her- 
vor, der das äußere Merkmal der sog. Weltwirtschaftskrise ist. Der Bolschewismus, 
gegen den die Siegerstaaten sich gefeit wähnten, hebt als soziale Erscheinung in 


allen Ländern drohend das Haupt. 
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In allen den Jahren seit 1923 hat die Sowjetregierung auch nicht den kleinste: 
Schritt getan, um Deutschland behilflich zu sein, aus seiner Notlage herauszukom- 
men. Das zufällige Zusammengehen in den Fragen der Abrüstung hat keine tiefere 
Bedeutung. Sie hat im Gegenteil nichts unterlassen, an wirtschaftlichen Maß- 
nahmen (Roggen, Streichhölzer!), politischer Propaganda und Werkspionage, um 
die inneren Verhältnisse in Deutschland im Sinne des Bolschewismus zu beein- 
flussen, also Deutschland zu schwächen. Schließlich hat die Sowjetregierung auch 
die Bestellungen dieses Jahres unter Bedingungen vorgenommen, die für kein 
Land, geschweige denn für ein armes wie Deutschland tragbar sind und die des- 
halb kaum in vollem Umfang übernommen werden dürften. Und jetzt bei dem 
Angriff auf seine Währung, dem Deutschland ausgesetzt ist, geschieht in Moskau 
nur das, was der Revolutionierung Mitteleuropas nützlich erscheint. Alle bolsche- 
wistischen Pressestimmen verraten nur die unverhohlene Freude an der Entwicklung 
und die Hoffnung auf den Zusammenbruch des „bürgerlichen“ Deutschland. 

Die Westmächte haben das russische Spiel durchschaut, aber Konsequenzen aus 
der Lage Deutschlands gezogen, die nichts weniger zeigen als das Vorhandensein 
großer Ziele, überragender Gesichtspunkte oder auch nur eines psychologischen 
Verständnisses. Es sei nur an das Verhalten der Polen seit Abschluß der Liqui- 
dationsabkommen erinnert. Herr Briand, dem sein großer Gegenspieler Strese- 
mann, der ihm überhaupt erst Format gab, genommen ward, erwies sich als Führer 
der europäischen Politik unfähig. Er verstand es nicht, aus der Durchführung des 
Paneuropagedankens ein Ruhmesblatt der französischen Politik zu machen, wie 
er es wohl gekonnt hätte, und gefährdete mit seinem undurchsichtigen Pazifismus 
nicht nur die Stellung Frankreichs, sondern auch den Frieden Europas. 

Französische Patrioten vom Schlage Herriots, Lemerys, des Erzbischofs von 
Paris u. a. m. sahen mit Schrecken, daß die Politik Briands nur einer Macht zu- 
gute kam: dem Bolschewismus. Briand wurde aus den politischen Außengeschäften 
ausgeschaltet, weil er nach Meinung jener Franzosen Deutschland und Mitteleuropa 
in die Arme des Bolschewismus trieb, nicht wegen der deutsch-österreichischen 
Zollunion. Die gab nur den willkommenen Anlaß zur Vereinigung von Nationa- 
listen, Klerikalen und Freimaurern, weil mit ihrer Hilfe die empfindlichste Stelle 
des französischen Nationalcharakters gereizt und gegen Briand ausgespielt werden 
konnte. Es hat bei dieser Gelegenheit nicht an Taktlosigkeiten gegen Deutschland 
und seine Staatsmänner gefehlt, da man glaubte, den Wehrlosen ungestraft als 
Prügelknaben benutzen zu können. Aber nebenher ging auch ein vorsichtiges Vor- 
fühlen der Gegner Briands bei Deutschland wegen Zusammenarbeit, Verständigung 
usw. Das Hervortreten Hoovers hat aller Welt klar gezeigt, was hinter dem Vor- 
fühlen der Franzosen bei Deutschland wirklich stand: nicht Konsolidierung Mittel- 
europas, sondern Aufrichtung der Vorherrschaft Frankreichs über Mitteleuropa. 
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Versuchen wir, uns eine Vorstellung von den Aufgaben der PER Diplo- 
tie in diesem Augenblick zu geben, soweit dabei die Frage der Ost- oder West- 
Orientierung berührt wird. Keine der bisher aufgeführten Tatsachen ist imstande, 
unsere Grundauffassung zu erschüttern. Deutschland kann weder eine Ost- noch 
Westorientierung einschlagen, sondern muß auch im gegenwärtigen Augenblick 
das Gute nehmen, woher es kommt, von den Bolschewisten ebenso wie von den 
Franzosen, Engländern, Amerikanern, Italienern, um eine feste mitteleuropäische 
Politik betreiben zu können. Wir wollen uns aber keinen Illusionen hingeben. 
Denn niemand wird den Deutschen etwas wegen ihrer schönen Augen schenken, 
‘sondern nur wegen eines Nutzens, den man selbst davon hat. Sehen wir uns die 
‚gegenwärtige Lage von dieser Seite an, so kommen wir zur klaren Erkenntnis, daß 
Deutschland nach beiden Seiten ungeheuer viel zu geben hat trotz seiner Armut 
und trotz seiner militärischen Schwäche, und daß es um so mehr wird geben 
‚können, je gesunder es sich im Rahmen Mitteleuropas entwickeln könnte. Die 
gegenwärtige deutsch-französische Krise wird dabei in ihren Wirkungsmöglich- 
keiten durchaus nicht unterschätzt. 

Wegen der Stagnation in seiner Wirtschaft könnte Deutschland mit seinem 
‚brachliegenden Unternehmertum und seinem Überschuß an hochqualifizierten 
‚Kräften der Sowjetunion größte Dienste leisten. Die meisten Arbeiten des Fünf- 
"jahrplanes könnten von Deutschland zu erheblich ‚günstigeren Bedingungen aus- 
geführt werden als von irgendeinem anderen Lande. Wären die Bolschewisten 
nicht so einseitig in ihren Wirtschaftsauffassungen befangen, so könnten sie in 


enger Zusammenarbeit mit den Deutschen solche gewaltigen Aufbauorganisationen 
schaffen, wie sie der Größe der gestellten Aufgabe entsprechen würden. Die 
Sowjetwirtschaft wird — um nur ein Beispiel zu nennen — im Jahre 1933 nach 
dem Plan 700 000 Ingenieure nötig haben, aber nur über etwa 100 000 einheimische, 
dazu schlecht ausgebildete, verfügen! Leider stehen die wirtschaftlichen Ziele der 
UdSSR so in Abhängigkeit von der Politik der III. Internationale, daß die Sowjet- 
regierung lieber wirtschaftliche Vorteile preisgibt, als daß sie auf die politische 
Betätigung im Sinne der Revolutionierung Deutschlands verzichtete. Infolgedessen 
kommt es bei den deutsch-russischen Wirtschaftsbeziehungen auf ein recht mageres 
Kompromiß heraus. Deutschland hat weder unter den bestehenden, noch unter 
anderen Verhältnissen ein Interesse am Zustandekommen einer internationalen 
Koalition oder gar einer militärischen Intervention gegen die Sowjetunion. Ich 
habe diese Auffassung auch in Stockholm vor dem Reichsverband der Schwedischen 
Industrie am ı4. April d. J. in aller Schärfe vertreten. Wenn aber geglaubt 
werden sollte, daß die Erneuerung des Berliner Vertrages die Bolschewisten 
beruhigen würde und dadurch eine Atmosphäre des Vertrauens entstünde, so 
möchte ich auf dies Brett nicht treten. Die Sowjetleute haben für ihren inner- 
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politischen Bedarf die Formel von der Einkreisung und der ständigen Interventions: 
gefahr notwendig. Sie scheuen sich deshalb auch nicht, wie die Iswjestija in meinem 
Falle, offenbare Unwahrheiten zu verbreiten. Ich wiederhole deshalb: jeder Ver: 
such einer militärischen Intervention gegen die Sowjetregierung wäre infolge de: 
Interessengegensätze bei den in Frage kommenden Mächten von vornherein zum 
Scheitern verdammt. Außerdem würde in allen Industriestaaten die von den 
Arbeitern ausgehende Sabotage nur der Entwicklung der kommunistischen Parteierz 
dienen. Wer sich damit beschäftigt, eine Intervention gegen die Sowjetregierung 
auf die Beine bringen zu wollen, jagt Utopien nach und scheut sich nicht, Deutsch+ 
land in ein Schlachtfeld für nichtdeutsche Interessen zu verwandeln. — Damit is: 
nicht gesagt, daß diese Auffassung in alle Ewigkeit Geltung behalten müßte. Fahren 
die Bolschewisten fort, die Menschenrechte der von ihnen unterjochten Völker 
weiter in der bisherigen Weise niederzutreten und werden sie einmal als die Haupt- 
hindernisse für die Wohlfahrt der Menschheit und den Weltfrieden erkannt, sc 
könnte sich auch die Haltung der Arbeiter ihnen gegenüber ändern. 

Nun liegen aber die Hauptursachen der Erstarkung des Bolschewismus nicht in 
der wirtschaftlichen Entwicklung der Sowjetunion, sondern in den Kriegsfolgen. 
im Versailler Diktat, in der Finanzgebarung der Vereinigten Staaten und in anderen 
Verhältnissen, für die die Bolschewisten nicht verantwortlich gemacht werden 
können und die zu beseitigen sie auch kein Interesse haben. Wohl aber hat Deutsch- 
land das größte Interesse an ihrer Beseitigung. Das nun scheint mir gegenwärtig 
der stärkste Grund gegen eine Festlegung der deutschen Politik in Richtung auf 
eine für längere Zeit ins Auge gefaßte Anlehnung an die Sowjetunion zu sein 
und daran wird auch durch das Verhalten Frankreichs zu den Vorschlägen Hoovers 
nichts geändert. Frankreich ist gegenwärtig der stärkste faktische Bundesgenosse der 
III. Internationale, indem seine Führer eine soziale Not in Deutschland sich ent- 
wickeln lassen, die jenen Pessimismus nährt, der die Voraussetzung für den Sieg 
des Bolschewismus in einem Lande ist und Tausende von Wirtschaftstechnikern 
lediglich gegen die Gewährleistung eines Existenzminimums in die Industrie deı 
Sowjetunion treibt. Die deutsche Regierung darf sich durch diesen Druck von Ost 
und West nicht beirren lassen. Deutschland muß trotz seiner gegenwärtigen No! 
die Hand frei behalten für die Wahrnehmung seiner Interessen nach allen Seiten, 
ohne Rücksicht auf die Gefühle der Bolschewisten und selbstverständlich auch 
ohne Rücksicht auf die Gefühle Frankreichs, soweit dieses sich der Konsolidierung 
Mitteleuropas widersetzt. Deutschland ist der Vorkämpfer der Völker Mitteleuropa: 
gegen den Bolschewismus ebenso wie gegen den Machthunger Frankreichs. Die Kon- 
solidierung Mitteleuropas ist die fürnehmste Aufgabe europäischer Gemeinschafts. 
arbeit. Deshalb ist Deutschlands Parole heute: weder Ost- noch Westorien- 
tierung, sondern Mitteleuropal 
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Berichterstattung aus Europa und Afrika 


£ Deutschland: Das Hoover-Feierjahr, Ministerkonferenz in London, Gegensätze zu Frank- 
_ reich, die nationale Opposition — Spanien: Ausschreitungen gegen Kirchen und Klöster — 
Italien: Konflikt zwischen Staat und Vatikan — Norwegen: Annektion eines Küsten- 
- streifens von ÖOstgrönland — Rußland: Der neue Stalinkurs — Vorderer Orient: 
Politische Reisen König Feisals von Irak, Bahnbauten in Syrien und Libanon, englisch-französi- 
‚ sche Verständigung in der Frage der Erdöl-Rohrleitung von Irak zum Mittelmeer, Ergebnis 
Deutschtums beeinträchtigende Bestimmungen in Südwestafrika, südafrikanische Nationalflagge 
als alleinige Dienstflagge in Südwestafrika. 


Wir hatten in der vorigen Berichterstattung nachdrücklich davor gewarnt, die 
Proklamation des Hoover-Feierjahres als die Erlösung aus allen Übeln an- 
zusehen. Die ‚Weltgeschichte im Eilzugstempo“, wie wir sie in den letzten Wochen 

; erlebt haben, hat uns nur allzu deutlich bewiesen, daß überspannter Optimismus 
"in der Tat nicht am Platze ist. Das Deutschland gewährte Tributmoratorium führte 
"nicht zu einer Stärkung des Vertrauens in die deutsche Wirtschaft und den deut- 
schen Staat, sondern machte die Geldgeber der ganzen Welt vollends stutzig und 
veranlaßte sie, die kurzfristigen Kredite nun erst recht zu kündigen. Hinzu kamen 
der Zusammenbruch der Nordwolle in Bremen, die Zahlungsunfähigkeit der Danat- 
bank u. a. m. Das Ausland deutete dies als Symptome für eine allgemeine schwere 
Krisis der deutschen Wirtschaft und hielt es für richtig, nach dem Rezept ‚sauve 
qui peut‘ seine in Deutschland investierten Gelder möglichst restlos herauszuziehen. 
Daß die Reichsbank dem allgemeinen Ansturm einigermaßen standgehalten hat, ist 
unter diesen Umständen erstaunlich genug. Die Hoffnung allerdings, daß in diesem 
Augenblick höchster Gefahr die Zentralbanken der übrigen Großstaaten ohne wei- 
teres einspringen würden, ging nicht in Erfüllung. Reichsbankpräsident Luther, der 
die Entfernungen zwischen Berlin—London—Paris—Basel—Berlin nur mehr im 
Flugzeug bewältigen konnte, kehrte mit leeren Händen nach der Reichshauptstadt 
zurück. Zwar war eine Verlängerung des Rediskontkredites zugestanden worden, 
aber von einer wesentlichen Erhöhung dieses kurzfristigen Kredites oder seiner Um- 
wandlung in eine langfristige Anleihe wollte man nirgends etwas wissen. Es 
fiel besonders auf und hat in Deutschland starke Erbitterung erzeugt, daß Frank- 
reich die schwere Notlage des Deutschen Reiches dazu benutzen wollte, um politische 
Zugeständnisse zu erpressen (Garantie der deutschen Ostgrenze, Einstellung des 
Kriegsschiffbaues, Auflösung des Stahlhelms u. a. m.). Zwar hielt sich die fran- 
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zösische Regierung unmittelbar vor derartigen Äußerungen zurück; die französische $ 
Presse aber führte eine Sprache, die zur Genüge die amtliche Beeinflussung verriet. | 

Die Großmächte der Welt waren sich darüber im klaren, daß ein eventueller | 
Zusammenbruch des Deutschen Reiches von sehr schwerwiegenden Folgen auch für | 
die übrigen Staaten und deren Wirtschaft begleitet sein würde. Im eigenen Interesse | 
mußte man infolgedessen versuchen, die Katastrophe abzuwenden und Frankreich 
versöhnlicher zu stimmen. Der englische Ministerpräsident berief deshalb eine Mi- 
nisterkonferenz nach London ein, an der offiziell teilzunehmen auch die N 
Vereinigten Staaten sich bereit erklärten. Indessen, Frankreich war selbst für einen 
solchen Plan nicht ohne weiteres zu gewinnen, sondern stellte seine eigenen und 
- bestimmten Bedingungen. Welche Rolle hierbei der in Paris verhandelnde englische 
Außenminister Henderson gespielt hat, entzieht sich unserer Kenntnis. Jedenfalls 
wurde das längst und bindend verabredete deutsche Chequers plötzlich abgesagt und 
die deutschen Staatsführer ersucht, noch vor der Londoner Konferenz zu einer Be- 
sprechung nach Paris zu kommen. Da uns das Wasser bis zum Halse stand 
und sich die angelsächsischen Großmächte augenscheinlich stark für die Erfüllung 
der französischen Wünsche einsetzten, blieb Reichskanzler Brüning und Reichs- 
außenminister Curtius nichts anderes übrig, als dem französischen Begehren zu 
entsprechen. 

Ziel der deutschen Politik mußte selbstverständlich sein, bei den Vorbesprechun- 
gen in Paris politische Zugeständnisse unter allen Umständen zu vermeiden. Nach 
den allerdings nicht gerade sehr aufschlußreichen amtlichen Verlautbarungen zu 
urteilen, dürfte dieses Ziel erreicht sein. Diese Feststellung enthebt uns aber keines- 
wegs der Befürchtung, daß die nämlichen französischen Forderungen auf der ent- 
scheidenden Londoner Konferenz doch wieder vorgebracht werden. Zwar hören wir, 
daß die amerikanische Regierung sich einstweilen noch einer solchen Verquickung 
von wirtschaftlichen und politischen Belangen widersetzt, aber selbst das erscheint 
uns noch nicht als Gewähr dafür, daß sich am Ende die Franzosen in London 
nicht doch durchsetzen. Als unübertreffliche Meister der Sprache werden die Fran- 
zosen notfalls harmlos klingende Worte erfinden, um ihre letzten Absichten zw 
verschleiern. Eine optimistische Beurteilung der zur Zeit noch'im Gange befind- 
lichen Londoner Konferenz erscheint uns also keineswegs angebracht. 

Es ist außerordentlich zu beklagen, daß in dieser Schicksalsstunde des Abend- 
landes die Gegensätze zwischen Deutschland und Frankreich eine 
vernünftige und dauerhafte Lösung ausschließen. Wir wollen dabei die Schuld 
gewiß nicht bloß auf seiten Frankreichs suchen, wollen am besten überhaupt nicht 
von Schuld, sondern von einem tragischen Konflikt sprechen. Die politische Men- 
talität der beiden Nationen bzw. ihrer Führerschicht ist und bleibt grundverschieden. 
Frankreich hat sich in die Idee verrannt, daß die Pariser Friedensdiktate die un- 
erschütterliche Grundlage des neuen politischen Systems darstellen; Deutschland 
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hnt sich mit aller Leidenschaft gegen diese These auf und begehrt, schon um der 
‚riegsschuldlüge willen, die grundsätzliche Revision der Friedensdiktate. Frankreich 
esteht darauf, daß an dem Youngplan als solchem nicht gerüttelt wird und die 
Tributzahlungen Deutschlands nach dem Hoover-Feierjahr unvermindert wieder 
‚aufgenommen werden; Deutschland erachtet die Tribute als unsittlich und öko- 
nomisch unsinnig, und erstrebt daher eine finanzielle Liquidation des Weltkrieges 
‘unter gerechter Verteilung der Lasten auf alle Kriegsteilnehmerstaaten, auf Be- 
siegte und Sieger, Frankreich ist durch seine Bündnissysteme vor allem an die 
"Tschechoslowakei und an Polen gekettet und wehrt sich infolgedessen mit aller 
‚Gewalt gegen den Anschluß Deutsch-Österreichs und gegen jede Veränderung der | 
Gewaltgrenzen in Ostdeutschland; Deutschland verlangt die Durchführung des 
‚Grundsatzes vom Selbstbestimmungsrecht der Völker auch hinsichtlich Deutsch- 
‚Österreichs, es kann und will sich aus zwingenden Gründen nicht endgültig mit den 
Gewaltgrenzen im Osten abfinden. Wie soll bei derartiger Gegensätzlichkeit eine 
tragfähige und dauerhafte Brücke zwischen Deutschland und Frankreich geschlagen 
werden? Reichsaußenminister Curtius hat zwar von Paris aus zuversichtlich ver- 
kündet, daß mit den Besprechungen in Paris eine neue Ära der deutsch-französi- 
schen Beziehungen angebrochen sei und daß künftighin alle Verhandlungen zwischen 
Berlin und Paris in einem neuen Geiste gegenseitigen Verstehens geführt würden. 
Die Kunde hör’ ich wohl, allein mir fehlt der Glaube! Die berühmten Silberstreifen 
"haben sich leider nur allzuoft als trügerisch erwiesen, und neue Geister spuken in 
der abendländischen Politik genugsam herum, ohne daß es bislang deshalb irgend- 
wie besser geworden wäre. Soll der neue Geist von Paris oder der neueste von 
London eine wesentliche Wendung zum Besseren bedeuten? Niemand würde das 
mit aufrichtigerer Freude begrüßen als wir. Denn sicherlich steht das eine fest: es 
gibt keinen Frieden für Europa, keine Erholung der Weltwirtschaft ohne eine 
wirkliche Aussöhnung und ehrliche Zusammenarbeit zwischen Deutschland und 
Frankreich. 

Diese theoretische Einsicht hilft uns aber in der praktischen Politik solange nicht 
vorwärts, als nicht ein Umschwung in der geistigen Haltung der beiden Nationen 
eintritt. Den guten Willen aller ernsthaften politischen Kreise in Deutschland darf 
man gewiß voraussetzen. Das Auftreten des Stahlhelms, das in Frankreich so 
starkes Aufsehen erregt, bedeutet, realpolitisch beurteilt, eine Harmlosigkeit und 
sollte im Grunde nur dazu angetan sein, die Franzosen von dem unbeugsamen 
deutschen Willen zur Freiheit und Gleichberechtigung zu überzeugen. Wenn wirk- 
lich im Bereich der deutschen „nationalen Opposition“ Auswüchse in Erscheinung 
treten, so können diese nicht dadurch beseitigt werden, daß man der gesamten 
deutschen Nation immer wieder neue Fußtritte versetzt. Frankreich handelt nicht 
klug, wenn es in seiner neuen Note zur Abrüstungsfrage die Verewigung der deut- 
schen Wehrlosigkeit verlangt und sich strikte weigert, das Prinzip der Gleich- 
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berechtigung und Gleichverpflichtung auch hinsichtlich der Rüstung anzuerkennen. | 
Eine derartige Herausforderung treibt jedem Deutschen die Schamröte ins ‚Ge 
sicht; sie schadet unendlich viel mehr, als ein paar Dutzend Konferenzen Guteh 
stiften können. Ist es ein Wunder, wenn man nun in den Kreisen der deutschen 
Rechtsradikalen erneut aufbraust und dabei, wie es nur zu natürlich ist, weit über | 


das Ziel hinausschießt? Damit ist dann Frankreich glücklich wieder ein neuer Vor- 
wand für seine militaristisch-imperialistische Politik gegenüber Deutschland ge- 
boten, und der hoffnungslose Kreislauf beginnt von neuem. Die Großmächte haben 


_ mit Gewalt und mit freundlichem Zureden so oft auf Deutschland eingewirkt und 


immer wieder Nachgeben und Hinnehmen durchgesetzt; warum erfolgt eine ent- 
sprechende Einwirkung nun nicht endlich auch einmal gegenüber Frankreich? 
Haben die angelsächsischen Weltmächte vor der Bank von Frankreich oder vor der 
gigantischen Heeresmacht des französischen Staates Angst? Ist Deutschland etwa 
ähnlich wie Italien nur eine Schachfigur im Spiel der englischen Kontinentalpolitik, 
die zwar eine Hegemonie Frankreichs unter allen Umständen verhindern möchte, 
an der Einigung und ehrlichen Zusammenarbeit ganz Kontinentaleuropas dagegen 
keineswegs sonderlich interessiert ist? Niemand vermag diese Fragen mit Sicherheit 
zu beantworten. Jeder aber wird diese zweite Tatsache anerkennen müssen: Wem es 
Ernst ist um Frieden und wirtschaftliche Erholung, der wird Frankreich mit allen 
Mitteln zureden müssen, seine Politik einer grundsätzlichen Revision zu unter- 
ziehen. Die Situation ist ungeheuer ernst, denn es handelt sich nicht bloß um 
Deutschland und Frankreich, sondern tatsächlich um ganz Europa. Die Zukunft 
der staatlichen Geltung, der Wirtschaft und der Kultur des Abendlandes steht auf 
dem Spiel. 

Das große Problem der Rettung Deutschlands überschattet alle anderen Er- 
eignisse derart, daß man ihnen vielleicht allzu wenig gerecht wird. Wir streifen 
nur kurz die im Gefolge der Staatsumwälzung in Spanien aufgetretenen schwe- 
ren Unruhen. In dem bislang als frömmstes Land Europas geltenden Spanien 
ist es zu so schweren Ausschreitungen gegen Kirchen und Klöster gekommen, daß 
der Fürstprimas von Spanien zum Zeichen seines Protestes das Land verlassen hat. 
Man spricht vielfach von bolschewistischen Umtrieben. In anderen Kreisen wird 
darauf hingewiesen, daß der plötzlich auflodernde Haß gegen die Kirche als Re- 
aktion gegen die in Spanien besonders innige Verbindung von Kirche und Mon- 
archie zu deuten sei. In jedem Falle sind die Erschütterungen in der jungen 
spanischen Republik so stark, daß man ihrer nur mit größter Kraftanstrengung 
Herr werden wird. 

Nicht minder besorgniserregend gestaltet sich der inzwischen wesentlich ver- 
schärfte Konflikt zwischen dem italienischen Staat und dem Va- 
tikan. Nach Anweisung Mussolinis ist nunmehr die Zugehörigkeit zur faschistischen 
Partei und die gleichzeitige Mitgliedschaft einer Organisation, die im Zusammen- 
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hang mit der katholischen Aktion steht, für unstatthaft erklärt und verboten worden. 
Der „Messagero“ richtete am 9. Juli an die italienische Regierung die dringende 
Aufforderung, sie solle zum Gegenschlag gegen den Vatikan ausholen und das 
Konkordat kündigen. Falls Mussolini dem Folge gäbe, wäre natürlich auch der 
Fortbestand der Papststadt als selbständiger Staat in Frage gestellt. Die italienische 
Regierung wird sich gewiß auch dadurch nicht abschrecken lassen, den einmal ein- 
geschlagenen Weg folgerichtig zu Ende zu gehen. Bezeichnend für die Auffassung 
Mussolinis ist seine Unterhaltung mit dem Direktor des Pariser „Journal“: 


„Ich will wohl, daß die Religion im ganzen Lande gepflegt wird und daß die Kinder den 
Katechismus lernen. Ich werde sie Sonntags in ihrer lila Uniform und ohne Uniform in Massen 
zur Kommunion schicken. Für alles das lasse ich den Priester handeln. Das ist Religion. Der 
Rest ist Politik, und die Politik gehört mir. Ich werde nicht dulden, daß irgend jemand, wer 
es auch sei, irgendwie an das rührt, was der Staat ist. Meine Formulierung ist eindeutig: 
Alles im Staat, nichts außer dem Staat, nichts gegen den Staat! Sowie das Kind in das Alter 
kommt, wo es mit dem Lernen beginnt, gehört es dem Staat im allgemeinen. Eine Teilung ist 
nicht möglich. Man kann finden, daß das spartanisch und übertrieben sei, aber man kann nicht 
leugnen, daß es klar ist.“ ( 


Der Konflikt zwischen Quirinal und Vatikan, dessen Ausgang noch ganz insail 
ist, kommt Mussolini bestimmt nicht gelegen. Er fällt zusammen mit der politi- 
schen Hochspannung wegen des Abrüstungsproblems und wegen der kolonialen 
‚Neuregelung in Nordafrika; er ereignet sich in einer Zeit, wo der französische 
Druck auf Italien durch den vom französischen Generalstab durchgesetzten Bahnbau 
"Avignon—Les Arcs—Nizza besonders fühlbar wird. 

Nordeuropa hat in unserer geopolitischen Berichterstattung bislang nur eine 
untergeordnete Rolle gespielt. Dieses Mal aber wird unsere Aufmerksamkeit auch 
auf diesen Teilraum des Abendlandes gelenkt: die norwegische Regierung 
hat am ır. Juli das ostgrönländische Küstengebiet zwischen 75° Io’ 
und 71° 30’ n. Br. annektiert. Der dadurch heraufbeschworene Konflikt mit 
Dänemark, das bislang als unbestritte- 
ner Herr ganz Grönlands angesehen 
wurde, soll dem Haager Gerichtshof s N 
zur Schlichtung unterbreitet werden. = Re 
Die Verhältnisse. liegen augenschein- 5 4 
lich so, daß Dänemark zwar Souve- N soıTzenGen. > 5: 
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ränitätsansprüche auf ganz Grönland 
erhebt, seine Hoheitsrechte in dem 
von Norwegen jetzt annektierten Ab- S 
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Norwegens sprechen. Der Ausgang des 
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Rechtsstreites zwischen Norwegen und Dänemark gewinnt noch dadurch an Bedeu 
tung, daß ja auch die Vereinigten Staaten, England und Kanada großes Interesse, 
an Grönland und seinen Gewässern haben. 1 
Mit gespanntester Aufmerksamkeit verfolgt naturgemäß Sowjetrußland die 
Entwicklung in Europa. Man hat sich von jeher als etwas Eigenes gefühlt, und emp- 
findet sich jetzt mehr denn je als eine Welt für sich. Derweilen drüben im Westen der 
Wahnsinn von Versailles immer neue Triumphe feiert und bis hart an den Rand 
des Chaos führt, geht Stalin mit brutaler Folgerichtigkeit den Weg weiter, den 
er im Interesse der militärischen und wirtschaftlichen Stärkung der Sowjetunion 
für richtig erachtet. Der gigantische Fünfjahresplan, einst als Phantasterei ver- 
lacht, wird ohne Frage Wirklichkeit. Dabei ist es im Grunde belanglos, ob zur end- 
gültigen Durchführung der Industrialisierung Rußlands eine Zeitspanne von fünf 
Jahren ausreicht, oder ob fünfzehn oder gar fünfzig Jahre erforderlich sein werden, 
Amerikaner und Engländer wetteifern darin, der bolschewistischen Regierung durch 
Gewährung besonders günstiger Zahlungsbedingungen die Wege zu ebnen. So hat 
England gerade eben jetzt Russenkredite bis zu 5 Millionen Pfund Sterling bewilligt. 
Die Kredite sollen zur Finanzierung von russischen Maschineneinkäufen in Eng- 
land dienen und 21/, Jahre laufen. Sofern dieses Entgegenkommen der Welt mit 
kapitalistischer Wirtschaftsordnung nicht ausreicht, macht Stalin in Rußland selbst 
immer wieder neue Mittel flüssig. Das Rohstoff-Dumping wird unentwegt fort- 
gesetzt; die Gerüchte von einem Verkauf der Petersburger Eremitage mit ihren 
unersetzlichen Kostbarkeiten scheinen sich durchaus zu bewahrheiten. Man schreckt 
eben vor nichts zurück, um das einmal gesteckte Ziel unter allen Umständen zu 
erreichen. In der Industrialisierung selbst wendet Stalin neue Methoden an. Die 
Lohngleichheit wird beseitigt, die Entlohnung der qualifizierten Arbeitskräfte neu 
geregelt; die parteilosen Ingenieure und Techniker, bislang immer wieder ver- 
dächtigt und zurückgesetzt, sollen künftighin als vollberechtigte Arbeitsfaktoren 
gewertet und eingesetzt werden. Man hat in der deutschen Presse mit einem ge 
wissen hämischen Beigeschmack von „Stalins Gang nach Canossa“ gesprochen, aber 
das gehört eben zum Wesen dieses hervorragenden Realpolitikers, daß er sich in 
der Welt der reinen Theorie und blühenden Phantasterei immer wieder auf die 
Wirklichkeiten des Lebens besinnt und ihnen Rechnung trägt. Auch diese neuen 
Methoden zur Anspornung des „proletarischen Arbeitseifers“, auch diese grund- 
sätzliche Neueinstellung gegenüber den parteilosen „Spezis“ — man nennt alles 
dies zusammen gelegentlich geradezu ‚Neonep“ —, bedeutet nichts weiter als die 
geschickte Anpassung Stalins an die Gegebenheiten russischer Problematik. Die 
breite Masse des russischen Volkes erträgt geduldig all die Leiden und Nöte, die 
ihm der Fünfjahresplan zumutet. Willig folgt man dem roten Zaren, in dem 
Glauben, daß auf die Periode einer betonten Herstellung von Produktionsgütern 
eine solche von Verbrauchsgütern folgen wird und daß gleichzeitig die Reorganisa- 
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ion des russischen Verkehrswesens durchgeführt werden wird. Am Ende, so glaubt 
> felsenfest, wird Rußland stark und mächtig werden, wird es sich seine wirt- 
‚schaftliche Unabhängigkeit vom Ausland erarbeiten und den Traum vom sozialen 
Paradies verwirklichen. Uns Westeuropäern klingt vieles darin utopisch; aber wir 
werden gut tun, damit zu rechnen, daß uns Sowjetrußland immer wieder neue 
Überraschungen bereitet. Freilich, der Weg vom Rohstoff-Dumping zum Fertig- 
_ waren-Dumping wird ein sehr langer sein. Ehe das bolschewistische Rußland in der 
Lage ist, die Welt mit konkurrenzlos billigen und dabei doch qualitativ brauchbaren 
‚Fertigwaren zu überschwemmen, werden sicherlich Jahrzehnte vergehen. Der Welt 
‚mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung wird also bestimmt eine hinreichend lange 
Frist gewährt werden, um sich endgültig mit den Problemen bolschewistischer 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung auseinanderzusetzen. Ein Sieg des bolsche- 
wistischen Systems auf Grund seines Wertes und seiner Zweckmäßigkeit dünkt 
uns kaum wahrscheinlich; wenn wir trotzdem die Gefahr einer Bolschewisierung 
Europas nicht gering erachten, so wegen der heillosen Zerrissenheit und des Kampfes 
jedes gegen jeden im Bereich der Welt mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung. 

Aus dem nahen Orient liegen dieses Mal Nachrichten vor, die in einer geopoliti- 
schen Chronik nicht unbeachtet bleiben dürfen. König Feisal von Irak hat 

‚ Anfang Juli Bagdad in einem Flugzeug verlassen, um zunächst seinem Bruder, 
dem Emir Abdallah von Transjordanien, einen Besuch abzustatten. Er wird 
"sich von hier über Palästina und Syrien nach Ankara begeben, um sich dort mit 
dem türkischen Präsidenten Mustafa Kemal Pascha zu beraten (Abschluß eines 
Handelsvertrages zwischen der Türkei und dem Irak, Aufrechterhaltung der Sicher- 
heit an der Grenze beider Staaten). Im Anschluß daran beabsichtigt Feisal nach 
Genf zu reisen, wo er die Angelegenheit der Zulassung Iraks zum Völkerbund durch 
persönliche Verhandlungen zu fördern gedenkt. 

Aus dem Gebiete des französischen Mandats Syrien und Libanon wird die 
Inangriffnahme wichtiger Bahnbauten gemeldet. Es handelt sich einmal um eine 
Eisenbahnlinie von Beirut nach dem auch als Flugverkehrszentrum ständig an Be- 
deutung gewinnenden Hafen von Tripolis (85 km, Baukosten 150 Millionen Fran- 
ken), zum zweiten soll eine Bahn von Tripolis über Homs—Palmyra nach Ed Deir 
am Euphrat gebaut werden (400 km, Baukosten 200 Millionen Franken) mit einer 
etwaigen Abzweigung von Gabaji nach Abu Kemal am Euphrat. Die neuen Eisen- 
bahnprojekte der Franzosen zielen augenscheinlich darauf ab, einen Teil der Ausfuhr 
aus dem Irak über syrisches Gebiet nach Tripolis zu leiten und damit der englischen 
Hauptverkehrslinie Bagdad—Haifa Konkurrenz zu machen. Wie man hört, soll es 
wegen der Erdölrohrleitung vom Irak nach dem Mittelmeer zu einem Kompromiß 
zwischen England und Frankreich gekommen sein; die Rohrleitung würde dann 
an der Grenzecke von Syrien, Palästina und dem Irak in zwei Arme geteilt werden, 


von denen der eine in Haifa, der andere in Tripolis endigt. 
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Für die weitere Entwicklung der zionistischen Heimstätte in Palästina 
wird der Mitte Juli in Basel abgeschlossene 17. Zionistenkongreß von erheblicher 
Wichtigkeit sein. Dr. Weitzmann, der ıo Jahre als Präsident der zionistischen Or- 
ganisation die Bewegung leitete, wurde wegen des Fiaskos seiner Politik in schärfster 
Weise kritisiert und hat seine Stellung endgültig niedergelegt. Die siegreiche Opposi- 
tion fordert eine kraftvollere jüdische Realpolitik. Es fragt sich nur, ob heute noch 
die gleichen Möglichkeiten der Erfüllung gegeben sind, wie sie bei Erscheinen der 
Balfour-Deklaration im Jahre 1917 zweifellos bestanden. In den dazwischen liegen- 
gen ı/ı Jahren ist das arabische Nationalgefühl derartig angewachsen, daß eine 
Beherrschung des Staatswesens durch die Juden kaum mehr durchführbar erscheint. 
Es wird den mit so großen politischen Hoffnungen ins Land gezogenen jüdischen 
Siedlern am Ende nichts anderes übrig bleiben, als den Traum des Judenstaates 
für immer zu begraben und sich als Minderheit in ein Staatswesen mit arabischer 
Mehrheit einzufügen. 

Von dem Fortschritt der Engländer in bezug auf das geplante Dominion of East 
Africa hören wir diesmal nichts. Dafür dürfen wir nachdrücklichst auf eine Arbeit 
hinweisen, die an dem Beispiel Ostafrikas ganz allgemein die kulturelle und so- 
ziologische Bedeutung des Aufeinandertreffens von Schwarz und Weiß in Afrika 
behandelt: R. Thurnwald, „Soziale Wandlungen in Ostafrika“ (Zeitschrift für 
Völkerpsychologie und Soziologie VII, 2, Juni 1931). Auf den.Inhalt dieser sehr 
tiefschürfenden Arbeit im einzelnen einzugehen, verbietet leider der Raum. Wir 
möchten jedoch die Lektüre dieser Abhandlung allen Lesern der „Zeitschrift für 
Geopolitik“ wärmstens empfehlen. 

Die Südafrikanische Union kündigt als Mandatar für Deutsch-Südwest- 
afrika eine Novelle zum Verfassungsgesetz für Südwestafrika von 1925 an, in der 
eine Reihe von Bestimmungen dem Deutschtum in Südwestafrika entschieden ab- 
träglich sind. Zunächst wird dem Administrator das Recht zuerkannt, ohne Be- 
willigung des Landesrates den Einkünften des Mandatsgebiets Mittel bis zur Höhe 
von 25000 Pfund Sterling für unvorhergesehene Ausgaben zu entnehmen. Die 
Verantwortlichkeit des Landesrates wird durch diese Bestimmung sehr wesentlich 
herabgesetzt. Man kann bezweifeln, ob der Landesrat bei so weitgehenden Rechten 
des Administrators die Verantwortung für die Finanzwirtschaft des Landes über- 
haupt noch zu tragen vermag. Eine weitere Bestimmung setzt fest, daß die Ab- 
geordneten des Landesrates statt wie bisher auf drei, in Zukunft auf fünf Jahre 
gewählt werden. — Geopolitisch bemerkenswert ist endlich eine Verordnung der 
südafrikanischen Mandatsregierung, nach der von jetzt ab als amtliche Flagge in 
Südwestafrika nur die Nationalflagge der Union, nicht mehr auch der Union-Jack, 


gesetzt werden darf. (Abgeschlossen am 22. Juli 1931.) 
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Bericht über den indopazifischen Raum 


N 


Bedeutung der ersten farbigen Mehrheit im Volksraad zu Batavia und des Wahlrechts in Ceylon 
als Symptom für die Zukunft europäischer Pflanzungskultur und Kapitalanlage auf den 
indischen Großinseln und in den Monsunländern überhaupt — Görauds Folgerungen für Frank- 
reich — Der neue Generalgouverneur von Indonesien und seine geopolitische Laufbahn — 
Ceylon und einige südindische Verwandtschaften — Eingebaute Sicherungen — Verdienste 
der weißen Rasse um die Erforschung der Siedelungsbedingungen, die Entwicklung der 
Berieselungswirtschaft und die Monsunprognose — Deren weltumspannende Grundlagen und 
Bedeutung — Gefahr des Rückgangs in unwissenden Händen — Spottzeichnungen über die 
Kantonbewegung — Ihre Schütterwirkung in China — Schwächen der Stellung Chiang-Kai- 
Sheks und Gandhis — Die Dorffrage Indiens — Kolonialpolitische Nebengeräusche im indo- 
chinesischen Übergangsraume — Wesen der Unruhen in Burma — Schwierigkeit tropischer 
und subtropischer Kriegführung und Ordnungsarbeit für ortsfremde und tropenunkundige 
Truppen — Unmöglichkeit kolonial-imperialistischer Mächte, über einen gewissen Schutzstand 
herab abzurüsten, als in Burma und Indien erwiesen — Zusammenspiel und trennende Motive 
zwischen Indien und Burma — Rückversicherungen zwischen Nord- und Yangtse-China — 
Himalayaanläufe — Australiens wirtschaftspolitische und föderalistische Pendelbewegungen. 


Mit Recht wiesen fast gleichzeitig Andre Geraud (Journal des Debats, 20. Juni 
1951) und „Times“ (15. Juni 1931) darauf hin, wie falsch es wäre, über der 
Spannung zwischen der ersten und zweiten Indienkonferenz (5. September 193) 
in London und der europäischen Wirtschaftskrise mit Hoover-Jahr und begleiten- 
dem Pressegeräusch die geräuschlosere, aber nicht minder einschneidende evolu- 
tionäre Veränderung zu übersehen, die sich an dieser Sommersonnenwende auf 
den Indischen Großinseln vollzog. Denn in Batavia wie Ceylon haben sich 
Vorgänge von symptomatischer Bedeutung für die Zukunft europäischer Pflan- 
zungskultur und Kapitalanlage im Tropengebiet der Erde abgespielt. 


Die asiatische Mehrheit im Volksraad in Batavia und die erste Anwendung 
des allgemeinen Wahlrechts in Ceylon sind so wichtige Anzeichen für das Er- 
reichen einer höheren Ebene in der wuchtigen geopolitischen Bewegung zur 
Wiedererlangung des Selbstbestimmungsrechtes in ganz Südostasien, daß wir 
sie an erster Stelle dieses Berichtes würdigen müssen. Wir können dem Franzosen 
G&raud nur zustimmen, wenn er die beiden Vorgänge „zwei bemerkenswerte 
Daten in der Geschichte der europäischen Kolonisation in Asien“ nennt; wenn er, 
lauf zur Überwindung der französischen Schutzzollmauern abgeschlagen hat), die 
besorgt auch an Indochina denkend (wo man eben mühsam einen japanischen An- 
Frage stellt: „Europäische Plantagenwirtschaft und europäisches Kapital, werden sie 
lieser Prüfung standhalten?“ 

Täten sie es nicht, so ergäben sich die weit schlimmeren Folgen für Indien und 


Indochina ganz von selbst. Nur sieht der französische Beobachter darin richtig, 
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daß sich augenblicklich die Dynamik der Inselgebiete zu schnelleren Entichh 
lungen drängt, als die an sich weit drohendere und wuchtigere indische; wenn 
auch, nach alter geopolitischer Erfahrung, in kleineren ozeanischen Räumen 
immer mit günstigeren evolutionären Möglichkeiten, wie einst bei Japan, später in 
den Philippinen. Hier sind geopolitsch gesetzmäßige Erscheinungen zu spüren. 

Der Tatbestand zeigt in Batavia seit der Sommersonnenwende 30 Malaien, 
5 Chinesen und 25 Niederländer. im Volksraad, statt 25 Braunen, 5 Gelben, 
30 Weißen, wie bisher. Das wird erst als bescheidene Abschlagszahlung | 
und bringt doch schon die farbige Mehrheit. 

Gleichzeitig steigt diese Körperschaft von beratender Stelle zu gesetzgebender 
auf. Ihr entgegen tritt ein Generalgouverneur von mindestens ausgesprochen groß-; 
kapitalistischer und imperialistischer Vergangenheit als Nachfolger des im Sep-; 
tember scheidenden Jonkheer A. C. D. de Graeff: Jonkheer Bonifacius Cornelis: 
de Jonge. Von der Anwaltslaufbahn zum Kolonialministerium im Haag, dann 
(1910) zum Kriegsministerium, 1977—ı8 an dessen Spitze gelangt; dann als Leiter: 
der Haager, später (1921) der Londoner „Bataafsche Petroleum Maatschappij“, 
später „Shell“, endlich der „Royal Dutch“ (1922) vielfältig erfahren, ist der neue 
Generalgouverneur in der Ölpolitik und im Kolonialimperialismus wohlbewandert.. 
Aber neben den „Wogen Öles“, auf denen — nach Lord Curzon — die Ver- 
bündeten den Weltkrieg gewonnen haben, wird ihm ein Tropfen sozialen Öles 
notwendig sein; und bis jetzt steht unter den Leitern der Geschicke Indonesiens 
Graf Limburg-Stirum als Völkerpsycholog auf einsamer Höhe. Auch die: 
Männer der ‚starken Hand“, die ihm folgten, haben nach den kommunistischen: 
und nationalistischen Ausbrüchen seit 1926 nur die schon früher hellsichtig vont 
ihm gewiesenen Pfade beschreiten können; nur nicht so freiwillig und rechtzeitig: 
wie er. 

Auch in der vielfach verwandten Nachbarinsel Ceylon sind nach der von der: 
Donoghmorekommission oktroyierten Verfassung am ı3. Juni 1931 1600000 Wäh- 
ler, darunter 600000 Frauen, von einer Gesamtbevölkerung von rund 41/, Mill. 
zur Wahl gerufen worden, und das „Herrgöttle“-Idyll des dortigen Gouvernements 
ist zu Ende gegangen. Ceylon aber zeigt manche der politisch-geographischen 
Spannnunngen Südindiens im kleinen: Gegensatz zwischen großen plantagen- 
mäßig bearbeitetem Grundbesitz und Kleinbauern, die leicht gemeinsames Spiel mit 
den Arbeiterparteien der wenigen Städte machen; stellenweise singalesische und 
Tamilenreibungen; Gegensatz zwischen Hoch- und Tiefland; eine kleine, aben 
rührige Schicht singalesischer, ressentimenterfüllter, stellenhungriger Intelligenz; 
örtliche mohammedanische Mehrheiten. Auch hier wird es scharfe Proben geben. 
Selbstverständlich hat man in Ceylon wie Indonesien auf dem Wege des Zwei- 
kammersystems und sonst Sicherungen eingeschaltet, so daß stellenweise (Jaffna)) 
sogar Wahlstreik proklamiert wurde. 
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edenfalls begrüßt das koloniale Frankreich beide Experimente seiner nord-_ 
(anischen Nachbarn mehr mit Furcht als mit Hoffnung. ner 
"Wie immer aber die bei den romanischen Kolonialmächten mehr hervortretende 
ircht, die bei Angelsachsen und Niederländern mehr vorgekehrte Hoffnung am 
Ende gerechtfertigt werden möge: ungeheure Verdienste auf dem Gebiet der 
eisterung der eigensten Eigenart der Monsunländer, der klimatischen, der Nieder- 
schlagsverteilung und Verwertung werden den Europäern als Anregern gut- 
geschrieben bleiben, auch wenn die Landsässigen ihre weitere Pflege übernehmen 
sollten. 

Solche Verdienste liegen zum Teil in der Erforschung der Klimageschichte in 
ihrem Zusammenhang mit der menschlichen Bewegung und Siedelung als Grund- 
lage zu folgerichtigen Schlüssen auf die Zukunft; dafür genügt es, Namen wie 
Stein, Le Cogq, auch Trinkler und de Terra und die der neueren Hochgipfelüber- 
winder mit wissenschaftlichen Zielen zu nennen; oder auf eine Arbeit, wie die 
von Köhler über den Hwangho, oder W. Haude über die „Siedelungsmöglich- 
keiten in Zentral- und Westchina“ (Zeitschr. d. Ges. f. Erdkunde, Berlin 1931, 
Nr. 5/6) rühmend hinzuweisen. Sie könnten die Chinesen vor der eigenen Raub- 
wirtschaft im Berieselungswesen warnen, wie die Briten ja auch den Indern ge- 
zeigt haben, was sich mit den Mitteln unserer Zeit aus ihren Berieselungsmethoden 
fortentwickeln und neu schaffen läßt (Sukkur am Indus z. B.!). 

- Zum anderen Teil liegen sie auf dem Arbeitsfelde der schon früher vorbildlich 
von der Jesuitenwetterwarte in Shikawei aufgebauten Beobachtung der 
Sturmbahnen mit der Taifunwarnung und dem verhältnismäßig neuen 
der Monsunprognose mit ihrem wirklich weltumspannenden Grundlagen- 
gefüge. 

Denn es ist doch durchaus nichts Selbstverständliches, sondern eine Leistung 
neuester Herkunft, wenn der oberste Leiter des indischen Wetterdienstes, Dr. C. 
W. B. Normand (z.B. „Times of India“, 13. Juni 1931, S 6), vor dem Los- 
bruch des Monsuns über den voraussichtlichen Regenfall der S.-W.-Monsunperiode 
1931 voraussagen kann: „Der Monsun wird in Nordwestindien zur normalen Zeit 
eintreten, für die eigentliche Halbinsel und den Nordosten innerhalb einer Schwan- 
kung von 200% eine durchschnittliche Niederschlagsmenge bringen, und in Nord- 
westindien vier Fünftel des Durchschnitts.“ Nur für Burma und den Halbinsel- 
teil südlich von Madras sind die Voraussetzungen in auswärtigen Wetterlagen noch 
nicht genügend durchforscht, die Beobachtungen weltumspannender Art bedingen, 
und immerhin etwa 900% Wahrscheinlichkeit richtiger Vorhersage gewähren. 

Daß der äquatoriale Luftdruck in Port Darwin, Batavia, den Seychellen, in 
Sansibar, die Regenfälle in Java, an der ostafrikanischen Küste bis nach Rhodesien, 
die Schneefälle in ihrer Kargheit oder Reichlichkeit im Himalaya, namentlich in 
Kaschmir, im Punjab als Anzeichen eine Rolle spielen müssen, leuchtet dem 
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einigermaßen meteorologisch Geschulten ohne weiteres ein. Weniger deutlich 
scheint, daß (wenn auch noch längst nicht alle Symptome erforscht sind) dert 
gewaltige Rhythmus der Monsunbewegung, vom Juni bis September, und dies 
Niederschläge um den arabischen Meerbusen von klimatischen Schwankungen ab-- 
hängig sind, die Sir Gilbert Walker für weite Räume des Zentralpazifik, bis Chiles 
und Argentinien, nachweist. Verhältnismäßig geringerer Druck im Indischen: 
Ozean und am Kap, bei Regenausfällen i in Java, Südrhodesien und Sansibar, end- 
lich sehr niedere Temperaturen in Dutch Harbour spielen dabei eine Rolle als Vor- 
zeichen; das beweist, daß auch der Luftkreislauf über dem Nordpazifik bei dei N 
Entstehung und dem Ablauf des Monsunuhrwerks mitbeteiligt ist, oder wenigstenss 
Anzeichen für dessen Eintritt liefert. 


BEFORE MAWING ALUANCES — 


MN 


Politische DechachTelTeufelfry 


Der Zusammenhang angemessener Niederschlagsmengen mit der Tragfähigkeiti 
der an so vielen Stellen Indiens und China eben gerade das Existenzminimum 
liefernden Ernährungsdecke ist offensichtlich; die Folgewirkung von Dürren in: 
Unruhen, Massenbewegungen, Seuchen ist oft genug, am klarsten immer noch von 
W. Krebs, für die Monsungebiete nachgewiesen worden. So bedeutet die bloße An- 
bahnung eines Warnungsdienstes, die Befähigung zu vorbeugenden Maßnahmen 
ein Geschenk an die eingeborenen Rassen, dessen Bedeutung sie bedenken sollten, 


wenn sie dem Spaten von Männern wie Stein und Sven Hedin oder Sir John 


Marshall mißtrauen. Denn die wissenschaftliche Beobachtung solcher Riesen-- 


räume ist nun einmal ein Ganzes, aus dem nicht einzelne Glieder ungestraft her-- 
ausgebrochen werden können — wenigstens nicht, ehe für vollwertige einheimische: 


Nachfolger gesorgt ist, wozu sich nicht jeder Propagandastudent nach flüchtiger! 
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ressur eignet. Der Schaden, den eifersüchtiges chauvinistisches Halbwissen-durch : 
Überstürzungen im indopazifischen Bereich stiftet, ist ohnehin schon groß genug. 
Die beigefügten Spottzeichnungen über die jüngste Kantonbewegung liefern einen 
—— wenn auch vielleicht übertriebenen — Anhalt dafür! 

ai Wenn der genialste Spottzeichner des Fernen Ostens, „S apajou‘, so für 
China mit herbem Hohn die Schwächung vermerkt, die der Abfall des linken Kuo- 
Min-Tang-Flügels von dem nun einmal stärksten Mann der Partei, Chiang Kai 
Shek, für das geopolitische Gefüge der gelben Erde, ihren Kredit, aber auch den 
der Kantoner Banneraufwerfer hat (die nun ein böses Beispiel für alle auflösenden 
Kräfte Chinas geben), ist auch die Stellung Gandhis, des starken Mannes 
In diens, der am 5. September unter dem Druck ungeheurer Verantwortung in 
London erwartet wird, alles andere als fest. Es ist jetzt schon sicher, daß selbst 
Gandhi nicht ein einheitliches indisches Wollen hinter sich haben wird, das nament- 
lich die Fürsten (Patiala) und die Mohammedaner durchbrechen, aber auch die Ämter- 
jagd, die Parteisucht und andere häßliche Anzeichen aus seinem eigensten Lager. 
Vergeblich hat Gandhi diese Kräfte (Young India, 28. Mai 1931) gegeißelt; ein 
scharfes Angehen gegen das christliche Missionswesen — das wir noch eigens be- 
trachten müssen — hat seine Stellung weiterhin erschwert, so sehr Pater Zacharias 
in der „Week“ auszugleichen versucht. In der gleichen, ausgezeichnet informierten 
katholischen Missionszeitschrift wird auch höchst zeitgerecht (,‚The Week“, 4. Juni 
2931, S. 71) die ungemein schwierige Lage des indischen Dorfes, schließlich doch 
die Urzelle eines künftigen größeren Indien für Wahl und Wehr, betrachtet, 
dessen Gefüge in 500000 derartigen Zellen, wie die „Week“ schreibt, in 720000 
bis 760000, wie andere zählen, nach den letzten Volkszählungen jährlich rund 
3 Mill. neuer Dorfbewohnern aufnehmen muß. Jeder redet von seiner Hebung 
(Uplift), aber außer dem Spinnrad (charka) als positiver, und dem Entzug des 
„Toddy“ (Schnaps) als negativer Hilfe Gandhis wissen wenige indische Politiker 
Wege zu dieser Hebung vorzuschlagen. Auch das sich selbst regierende, selbst be- 
steuernde (?), selbst verbessernde (?) Dorf der „Week“ scheint uns ein frommer 
Traum; aber die Arbeiten im Stile von F. L. Brayne, oder, wie in Sirur und: 
Dhaka mit dem ehrlichen Ziel, zunächst einmal an einem Ende mit der Hebung 
anzufangen, geben sicher wenigstens Erfahrungen an die Hand. Ganz besonders 
leidet unter dem Preissturz die Landwirtschaft des Punjab (Times of India, 
6. Juni 1931, S. 7) und treibt Groß- und Kleinlandwirte (Zemindar; cultivator) 
in kongreßfeindliche Stimmungen, angeblich ohne kommunistischen Anwand- 
lungen Vorschub zu leisten. 

Für das anscheinend nicht mehr abreißende kolonialpolitische Geräusch im 
indochinesischen Übergangsraume sorgten — während diese Vorgänge 
für Europa ziemlich unbemerkt spielten — inzwischen die Zerstörungsversuche 
bei der so prunkvoll aufgemachten Pariser Kolonialausstellung, von denen der 


598 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN 


erste, in die Kraftstation für Französisch-Indochina gelegt, am Eröffnungs- 
tag versagte (wenn er auch die Heimreise des Generalgouverneurs auf seinen 
Posten beschleunigte), der zweite, ein Anschlag auf den ni ederländisch- 
indischen Pavillon aber leider gelang, wobei unersetzliche malaiische Kunst-- 
handwerksleistungen durch Brand zerstört wurden; — und noch mehr sorgten 
dafür die Unruhen in Burma. 4 

In Burma (für dessen sehr revolutionär werdende Evolution wir auf „Times“ 
vom 4. und ı2. Mai 1931, „Week“ vom 4. Juni 1931, S. 67, und „India Times“ 
vom 6. Juni ı93r besonders aufmerksam machen) erwies sich doch der Raum 
zwischen Pegu und Arakangebirge beiderseits der Bahnlinie Rangun—Prome, 
namentlich um Tharrawaddy, und der Jrawaddylauf£ Prome—Thaytmyo—Yenan- 
gyaung als höchst unsicher geworden, auch auf die große Schnellzugsstrecke 
Mandalay—Rangun griff die Gefährdung über. (Zwischen Rangun und Toungo, 
ı. Juni 1931.) Überfälle von Polizeistationen, Plünderungen von Dorfkassen ge- 
hören zu alltäglichen Ereignissen; und es ist wenig tröstlich, wenn für einzelne 
Gaue (Penwegon) amtlich bestätigt wird, sie hätten ohnehin einen bekannten 
„erime-record“. Angriffe auf chinesische und vorderindische Kleinbankiers und 
Pfandleiher bringen einen Unterton von Rassengegensatz in das ohnehin nicht 
allzu friedliche Bild. Spöttisch fragt das durch Gandhi leicht gereizte Missions- 
organ: „Burma ist immer wegen seiner vielen Gewalttaten berühmt gewesen, was 
überraschend ist für ein Volk, das einer Religion anhängt (dem Buddhismus), die 
absolute Gewaltlosigkeit und Harmlosigkeit predigt.“ Der Seitenhieb ist unmiß- 
verständlich! Auch die Regierung wird wegen ihrer Ahnungslosigkeit und Ohn- 
macht angegriffen, sie habe auch nichts von der Flucht der Tamilen, Assamleute,, 
Madrassi nach den Seehäfen gemerkt. Da ich beide Bahnstrecken und den Jrawaddy 
aus eigener Anschauung kenne, verstehe ich, daß man mit den völlig ungenügenden 
Kräften in Burma Einzelsiedelungen und Verkehrsadern nicht schützen konnte,, 
wenn das Land einmal in Aufruhr geraten war. Aber hier wiederholt sich eben nur 
die gleiche Lage wie in Indien in kleinerem Maßstab. 

Diese in Indien wie Burma erprobte Tatsache hat aber eine weltumspannende 
Folge für das ganze Kolonialprinzip! Eine Macht von der Kolonialstruktur Eng- 
lands oder Frankreichs oder der Niederlande kann gar nicht über ein gewisses Maß 
abrüsten, wenn sie nicht gleichzeitig willens ist, ihre Kolonien aufzugeben. Eng- 
land ist bereits über dieses Maß weit herabgegangen. 

Gewiß ist es ein böses Zusammentreffen, daß Vorderindien und das sonst im 
Lebensrhythmus ganz anders schwingende Burma gleichzeitig ins „Brodeln“ ge-- 
kommen sind; Burma vielleicht mehr durch die Agrarkrise und den Preissturz; 
in tropischen Rohstoffen innerhalb eines gegen sein natürliches Gleichgewichti 
in Monokulturzustände umgewandelten Lebensraumes. Es ist auch, wie der: 
„Times“ mit Recht aus Mandalay geschrieben wird, unwahrscheinlich, daß die inı 
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wingen werden. Gewiß sind sich auch die Inder klarer über das, was sie le 
die Burmesen. Aber Burma ist viel näher an China und von Chinesen durch- 
„setzt, die — ebenso wie die Sowjetleute — sehr genau wissen, was sie den Kolonial- 
_ mächten gegenüber wollen. Doch sind freilich weder Chinesen, noch gar die 
 ausbeutenden Inder in Burma beliebt, Deshalb wurde die Trennung von Indien 
zuerst ziemlich beifällig begrüßt. Aber das könnte mit einem entschiedenen indi- 
schen Fortschritt in London anders werden, schon liebäugelt man in Burma mit 
_ weitgehender Autonomie, statt der Trennung; jedenfalls ist die seit der Winter- 
_ sonnenwende losgebrochene Aufstandsbewegung immer noch im Gange, und zwi- 
schen Dschungel, Reissümpfen und Bergen, inmitten einer mit ihr sympathisieren- 
_ den Bevölkerung schwer zu dämpfen. Auch im Chindwyntal und selbstverständlich 
"innerhalb der Verbände der entmachteten buddhistischen Kirche, auch um Mandalay, 
zeigen sich verdächtige Spuren. Unter der esoterischen buddhistischen Oberdecke 
treibt außerdem der alte, wilde Animismus und ein beträchtliches Talent zur Grau- 
samkeit empor, das der ganzen bluttriefenden hinterindischen Geschichte einen 
düsteren Hintergrund gibt. Wenn der 219-Autor des „Mil.-W.-Bl.“ (Nr. 48, Sp. 1875 
bis 1879) dem „Volkskrieg“ auch sonst wenig Aussichten gibt: hier wartet einer auf 
- orts- und tropenfremde Truppen, bei dem sie nichts zu lachen haben. Das weiß man 
in London und Paris und im Haag. Man versuche nur einen Schritt vom Jrawad- 
dydamm ins Dschungel im Monsunregen... und urteile dann erst über schwäch- 
liche Kompromisse! 

Was bedeutet es für den verantwortlichen Vizekönig über fast 5 Mill qkm, 
wenn er für seit einem halben Jahr abgekämpfte Truppen in solchem Tropenland 
je ein Bataillon Belutschen, Punjabis und Manchesterleute einsetzen kann, von 
denen die ersten beiden 400 km Stromlänge mit einem versumpften Riesendelta 
und 600 km Eisenbahn zu schützen haben werden, die letzten ‚bloß‘ die Ober- 
stromstrecke Mandalay—Maymyo. 

Weil der mittelchinesische Diktator aus eigener Erfahrung das rasche Zunehmen 
aller Schwierigkeiten kennt, sobald die Bedingungen tropischer oder subtropischer 
Kriegführung eintreten, nimmt auch Chiang-Kai-Shek seine Lage so ernst, 
und versichert sich nordwärts durch weitgehende Zugeständnisse an den Herrn der 
Mandschurei, um nicht noch einmal zwischen Nord und Süd in die Zwickmühle zu 
geraten. Nun wird vieles davon abhängen, wie weit Eugen Chen und Sun Fo 
von Kanton aus das seinerzeit von Borodin entworfene Klischee ohne Sowjethilfe 
durchführen können. Die Wahrscheinlichkeit ist nicht groß. 

Andrerseits weiß Chang-Hsue-Liang in Mukden, daß er des Rückhalts eines 
irgendwie respektierten China bedarf, wenn sich nicht der russische und der 
japanische Einfluß wieder über ihm und der Mandschurei aufrichten soll. So 
ist eine gewisse Interessengemeinschaft zwischen dem mehr konservativen China 
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nördlich des Hwangho unter Chang und dem Yangtse-China Chiangs geschaffe I. 
Freilich bleibt ihnen als Kreuz, über eine halbe Mill. Soldaten von Yen und a | 
abzudanken — ohne das Geld dazu. Sie bleiben also „greifbar“; und „greifbar“ 
bleiben für alle Unruhestifter die Banden in Kansu und Szechuan, und die Kom- 
munisten in Kiangsi, Hupe, Hunan und Fukien, die — siehe Spottbild! — leicht 
wieder aus dem Schilf hervorzupfeifen sind, wenn die 150000 Mann Chiangs 
sie irgendwo ausgestrieben haben. - 
Im Himalaya ist inzwischen (21. Juni 1931) der wichtige Gipfel des Kamid 
erreicht worden, und am Kanchinjunga klimmt zäh auf dem einmal erkunde- 
ten Wege die bayerische Gruppe Bauer, die diesmal hoffentlich ihr Ziel erringt. 
Australien pendelt noch immer zwischen Schuldendienstverweigerungsgelüsten 
und der Bundesangst um künftigen Kredit. Noch siegt der Bund; aber hoffentlich 
ist es kein böses Zeichen, daß der erste Luftpost-Liner „City of Cairo“ im Anflug 
bei Kupang auf Timor zerschellte. Das „Land der Perlen und des Goldes‘“ (West- 
australien) einst „der Sünde, des Sands und der Sorge“ genannt, spielt immer noch 
mit Selbständigkeitsgelüsten. Auch hier ist der Himmel nicht so wolkenlos, wie 
sonst in dem regenarmen Lande! (Abgeschlossen Mitte Juli 1931.) 


Orrto Mauut: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Die forschende Betrachtung Lateinamerikas — Argentinien — Uruguay — Brasilien (Flugnetz) — 
Peru (politische Ereignisse und Wirtschaftslage) — Wirtschaftslage Ecuadors — Kolumbien — 
Portorico — Schuldenabkommen und Lage Mexikos — Kanada — Wanderbewegung nach den 
Vereinigten Staaten — Natürliche Volksvermehrung der Union — Vereinsstaatliche Automobil- 
industrie — Demokratischer Angriff gegen die Schutzzölle — Gegen die amerikanischen Weizen- 
spekulanten — Mißerfolg der amerikanischen Großreederei — Hooverplan — Südamerikanische 
Kredithilfepläine — Zollunion der südamerikanischen Staaten — Internationale Abrüstung — 
Flaggenhissung Norwegens in Grönland. 


Die forschende Betrachtung Lateinamerikas hat sich in der letzten 
Zeit mit besonderem Nachdruck dem völkerkundlichen und wirtschaftlichen Gebiet 
zugewendet. Ein so hervorragender Kenner lateinamerikanischer Verhältnisse wie 
Karl Sapper hat in einer sichtenden Studie das alte Problem, ‚Die geographische 
Bedingtheit der altamerikanischen Hochkulturen“ (Petermanns Mitteilungen 1931, 
3. 178ff.), neu zu ergründen begonnen. Er legt sicher mit Recht vor allem Wert 
auf die klimatischen Verhältnisse und die daraus zu folgernden Anpassungsbedin- 
gungen und berührt sich dabei mit Sonderstudien, wie sie Termer für die Maya- 
kultur und Troll für das Inkareich gegeben haben. Im ersten Heft des Bandes 1931 
des ‚„lbero-Amerikanischen Archivs“ widmet Termer gerade der Mayakultur als 
geographischem Problem eine eingehende Untersuchung. O. Quelle, der Herausgeber, 
berichtet ebendort zusammenfassend über die afrikanisch-südamerikanische Völker- 
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wanderung, wobei er sich besonders für Brasilien auf die offiziellen Veröffent- % 
lichungen stützt. Etwa 4,7 Millionen Neger, für die die Herkunftsgebiete auf- 
gr zeigt werden, sind im Gefolge der Verschiffungen aus Afrika nach Südamerika 
gekommen. Seit der Aufhebung der Sklaverei hat die Zahl der Neger in Südamerika 
abgenommen, während in Nordamerika eine bedeutende Zunahme festzustellen ist, 
eine Tatsache, die bisher noch keine genügende Erklärung gefunden hat. Im glei- 
chen Heft berichten Samhaber über Chiles Sechsjahresplan und Duceran über 
Argentiniens Verhältnis zum Völkerbund. Im zweiten Heft erörtert Pedro E. Paulet 
die wirtschaftlichen Entwicklungsmöglichkeiten von Peru. Ingeborg Richarz-Simons 
gibt eine Übersicht über die regionalen Ausnahmen von der Meistbegünstigung in 
den Handelsverträgen der iberoamerikanischen Staaten. Bedauerlich ist es, daß der 
Herausgeber, Otto Quelle, ebenda glaubt, vor Karten der Kulturlandschafts- und 
politischgeographischen Struktur, die Referent in seinem Reisewerk ‚Vom Itatiaya 
zum Paraguay‘ (Leipzig 1930) gegeben hat, als vor „Konstruktionen, denen reale 
Unterlagen fehlen“, warnen zu müssen. Natürlich sind es „Konstruktionen“ in dem 
Maße, in dem alle abstrakten Karten als solche aufzufassen sind. Die ‚realen Unter- 
lagen“ ermangeln ihnen etwa in dem gleichen Grade, wie das bei Quelles Karten- 
skizze der Fall ist, die er seinem unstreitig verdienstlichen Aufsatz ‚Die künstliche 
Bewässerung in Südamerika“ (Ibero-Amerikanisches Archiv 1931, Heft 2) beigefügt 
hat. Bei der Frage der „‚Kulturlandschafts- und politischgeographischen Karten“, 
die eine entschieden zentralere ist, als daß es lediglich möglich wäre, diese Art der 
Karten in irgendeinem Buch abzulehnen, bleibt es bedauerlich, daß Quelle das 
Problem überhaupt nicht sieht oder sehen will, sondern glaubt, den urteilskräftigen 
Warner spielen zu dürfen, während das Ringen um unsere Kenntnis von Latein- 
amerika ihn veranlassen müßte, sein reiches Buchwissen in den Dienst politisch- 
geographischer Analyse zu stellen. Es ist ein Unding, die so vielfältig organisierten 
Gebilde der Staaten auch weiterhin auf der Karte lediglich mit einer Flächen- oder 
Randfarbe, den Verwaltungsgrenzen und der Kenntlichmachung der Hauptstadt 
und der Verwaltungsvororte bedenken zu wollen. Langhaus-Ratzeburg hat in nicht 
genug zu rühmender Weise in geojuristischem Sinne mit jener Art der doch ent- 
schieden zu elementaren Darstellung gebrochen. H. Lautensach ist ihm in der neue- 
sten Auflage des Sydow-Wagnerschen Schulatlasses gefolgt. Diesem geojuristischen 
Weg läuft aber der geopolitisch zum mindesten ebenso wichtige geodynamische 
parallel, den diejenigen, die es mit der Erkenntnis der Staaten wirklich ernst neh- 
men, sich endlich zu begehen anschicken sollten, so große Schwierigkeiten sich auch 
einem solchen Streben entgegenstellen werden. (Über das Prinzipielle vgl. des Refe- 
renten Aufsatz in „Bausteine zur Geopolitik“.) 

Ein Staat wie Argentinien kann natürlich auf Grund einer eindringlichen 
länderkundlichen Analyse, niemals dagegen aus der Betrachtung einer einfachen 
topographischen Karte, wohl aber mit einem Blick aus einer politischgeographischen 
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Karte verstanden werden, die die Bedeutung der einzelnen Teile des großen Raum es 
für den Staat abschätzt, sie als Glieder eines politischen Raumorganismus wertet. 
M. Biehl gibt im „Wirtschaftsdienst“ (1931, Heft 25) einen Überblick über die ı 
gegenwärtige finanzielle und wirtschaftliche Lage Argentiniens. Von besonderem | 
Interesse ist darin die Notiz über die Umsiedlung von 476 Kolonistenfamilien 
(1000 Personen) vom Territorium La Pampa nach dem Chaco durch die Union 
Agraria Germano-Argentina. Denn darin ist ein Teilvorgang in der Wandlung der 
argentinischen Wirtschaft zu sehen, die sich von der Monokultur des Körnerbaus ı 
differenzierteren Anbauformen zuwendet, für die gerade der Chaco das Feld bietet : 
(Baumwolle, Getreide, Reis, Alfalfa, Erdnüsse, allerlei Baumfrüchte), und sich ı 
damit von der Einfuhr von Agrarprodukten (Reis, Tabak, Apfelsinen, Bananen usw.) 
unabhängiger machen will. 

Uruguay hat sich seit einer ganzen Reihe von Jahren eines wohlgeordneten . 
Volks- und Staatshaushalts erfreut. Die fast 8oprozentige Golddeckung schien die 
absolute Gewähr für das Andauern der Parität zu sein. Die Passivität der Handels-- 
und Zahlungsbilanz hat in Verbindung mit dem Mangel eines ausgleichenden Wäh-- 
rungsinstituts diese Grundlage schwer erschüttert, ohne daß die gewohnheitsmäßige : 
Stabilität der Regierung — die wirtschaftlich wichtigen Ministerien werden nicht 
bei jeder Präsidentenwahl neu besetzt — die entstandenen Schwierigkeiten zu mil- 
dern gewußt hätte. Die Handelsverbindung Uruguays mit Europa ist beachtlich. 
Der Export nach England ist von 23,1% (1929) auf 33% (1930) gestiegen. Der: 
nach dem Deutschen Reich ist von 14,9% auf 12,4%, der nach der Nordamerikani-- 
schen Union von 12,1% auf 7,7% gesunken. Die Einfuhr nach Uruguay wird zu 
einem Viertel von der Union beherrscht, während der Anteil Englands nur 16,8% ) 
ausmacht. Das Deutsche Reich beteiligt sich mit 10% an dem Import. Bedeutend 
sind die Fortschritte der Industrialisierung. Die Betriebe haben sich von 6300 (1926) 
auf 7400, die Arbeiter und Angestellten von 64000 auf 94000 (!) vermehrt. Diese: 
industrielle Entwicklung ist nicht ohne Einfluß auf das mächtig anschwellende 
Montevideo, den kleinen Gegenpol von Buenos Aires, geblieben. Es zählt samt den 
Vororten rund 700000 Einwohner und vereinigt damit ein Drittel der Bevölke- 
rung Uruguays (,Wirtschaftsdienst“ 1931, Heft 27). 

Im weiträumigen Brasilien interessiert der Ausbau des Flugnetzes, der sic 
trotz der Wirtschaftskrise kräftig entwickelt hat (‚Ibero-Amerika“ 1931, B. Nr. 2). 
Das innerbrasilianische Netz wird vor allem von dem Condor Syndicat bedient:: 
Rio de Janeiro—Porto Alegre (zweimal wöchentlich) und Rio de Janeiro— Victori 
—Caravellas—Belmonte—Canavisiras—Ilheos—Bahia—Pernambuco—Natal (einm 
wöchentlich). Die gleiche Gesellschaft hat mehrmals die Strecke Säo Paulo—Tres 
Lagöas—Corumba—Cuyabä mit der Absicht beflogen, durch Zusammenarbeit mit! 
dem Lloyd Aereo Boliviano eine Linie von Rio de Janeiro nach La Paz zu schaffen.. 
Die „Empreza de Viagao Aereo Riograndrense“ (Varig) hat sich des Dienstes aufl 
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' der Lagöa de Patos zwischen Rio Grande, Pelotas und Porto Alegre angenommen. z 
Die Pläne kleinerer Gesellschaften haben noch keine Verkehrsbedeutung erlangt. 
Im allgemeinen ist der Ausbau des Netzes insofern charakteristisch, als sich ein 
deutliches durch die wichtigen Siedlungen vorgezeichnetes Nachtasten der großen 
_ Bahnlinien erkennen läßt, während der Zusammenschluß der riesigen bisher noch 
_ unverbundenen Räume auf sich warten läßt. Nur längs des Nordstrahls an der Ost- 
 küste sind einige Eisenbahnlücken auf dem Luftweg überwunden worden. Eine 
' französische Gesellschaft und nordamerikanische Linien verbinden Brasilien mit 
Übersee. Die erstere, die Cie. Gengrale Aeropostale, befördert jede Woche Post von 
Ä Frankreich unter Benutzung des europäisch-afrikanischen Flugnetzes nach Dakar, 
von hier mit Postschnellboot nach Natal auf der Strecke Natal—Buenos Aires— 
Santiago. Von außerordentlicher Bedeutung für die Stärkung des nordamerikani- 
‚schen Einflusses ist der Zusammenschluß der Nyrbalinie — New York—Rio de Ja- 
neiro—Buenos Aires — mit der Pan American Airways Company und der Pan 
American Grace, die bisher lediglich an der südamerikanischen Westküste Linien 
errichtet hatten. Durch dieses panamerikanische Flugnetz verlangt die Verbindung 
zwischen New York und Santiago nur 6 Tage, die zwischen New York und Buenos 
Aires einen ähnlichen Zeitaufwand, während die Beziehungen zu Europa immer 
"noch viel zeitraubender sind. Daraus ergibt sich die unerbittliche Forderung der 
‚Schaffung einer regelmäßigen Luftverbindung mit Europa, wenn Nordamerika nicht 
dank des unvergleichlichen Nachrichtendienstes der Alten Welt vollkommen den 
Rang ablaufen soll. 

H. Grosgau skizziert die jüngsten politischen Ereignisse und die 
Wirtschaftslage Perus im Rückblick (,‚Ibero-Amerika“ 1931 C. Nr. 2). 

Über die Wirtschaftslage Ecuadors berichtet W. Schück (,Wirtschafts- 
dienst“ 1931, Heft 26). Der Staat leidet unter dem bedeutenden Preissturz fast aller 
Exportartikel. Die Kakaoernte wird zudem durch einen die Pflanzungen empfind- 
lich heimsuchenden Schädling beeinträchtigt. Kolumbien hat sich in einem 
neuen Zolltarif zum Protektionismus bekannt, ohne daß es dort bisher eine eigent- 
liche Zollpolitik gegeben hätte. 

Die vereinsstaatliche Tropenkolonie Portorico hat die Schäden des Wirbel- 
sturms vom Herbst 1928 immer noch nicht ganz überwunden. Besonders die Kaffee- 
kultur liegt vollkommen danieder, während sich dagegen die Zuckerproduktion 
und die Obstkulturen günstiger entwickelt haben. Das unstreitig schwierigste 
Problem der Insel ist die ungeheure Übervölkerung. Auf der Insel leben 1,54 Mill. 
Menschen bei einer Dichte von 4/49 auf dem Quadratkilometer. Besonders in den 
letzten Jahren war die Volkszunahme sehr groß. Etwa 60% sind dauernd oder 
während eines großen Teiles des Jahres arbeitslos (man vgl. unsere Betrachtungen 
über die Weltkrise, besonders die Bemerkungen über permanente Arbeitslosigkeit in 
tropischen oder subtropischen Ländern)! Zugleich ist Land£flucht zu beobachten. 
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"1913 lebten 83%, 1930 nur 70% auf dem Lande, das die Möglichkeit gleich- | 
mäßiger Ausbreitung durch vorherrschende Latifundien eindämmt (P. Catz in 
„Wirtschaftsdienst“ 1931, Heft 27). 1 

Das Schuldenabkommen Mexikos ist immer noch nicht ratifiziert. 
worden. Biehl skizziert die Lage des Staates, die sich unter der Führung von 
Ortiz Rubio ergeben hat, als „neue Ära der Institutionen“, d. h. „der automatisch | 
arbeitenden Verwaltungsorgane im Gegensatz zu den einzelnen Willensakten der 
Revolutionsführer‘, wenn sich auch Rubio selbst mit Nachdruck revolutionär 
nennt (,„Wirtschaftsdienst“ 1931, Heft 28). 

Der Verzicht auf die Wirtschaftskonferenz des Britischen Reiches, die in Ottawa 
stattfinden sollte, beleuchtet deutlich die geringe Übereinstimmung, mit der die 
Reichswirtschaftsfragen in den einzelnen Dominien betrachtet werden. In ihnen 
tritt zur Zeit das Interesse des gesamten Reiches vollkommen hinter dem des 
Einzeldominions zurück. Kanada z. B. hat sich einer ganz ausgesprochenen 
Schutzpolitik zugewendet, die zum Teil durch den Tarif der Vereinigten Staaten 
ausgelöst worden ist. Sowohl die industriellen Kreise wie ein wesentlicher Teil der 
Farmer, die von der bisherigen Zollpolitik enttäuscht sind, sind die Träger dieser 
Einstellung. (Über die kanadische Zollpolitik im einzelnen vgl. ‚‚Wirtschaftsdienst‘“ 
1931, Heft 28.) 

L. Oberascher (,Wirtschaftsdienst“ 1931, Heft 26) gibt ein paar Zahlen, die am 
eindeutigsten die Wanderbewegung nach den Vereinigten Staaten 


veranschaulichen: 
| inwenderung | Auswanderung |Eryundeunge | ‚An der Eimer, | Bporirt nah 
Fiskaljahr 1927/28 307 253 77.457 229 798 | 18 839 11 625 
“ 1928/29 279 678 69 203 210 475 18 127 12 908 
er 1929/32 241700 50 661 191.039 8.233 16 631 
Januar— April 1931 14 285 19 457 — 5 172 2 788 6 350 


*) Bei der „Auswanderung“ schon mitgezählt. 


Bei dieser Drosselung der Einwanderung haben sich die letzten einschneidenden 
Anregungen im Kongreß (völlige Quotensperre oder Beschränkung auf 90%) noch 
nicht einmal ausgewirkt. Dagegen hat aber die Regierung die Deportation und die 
Gewährung der Einwanderungserlaubnis durch die Konsuln sehr scharf handhaben 
lassen. Auch die natürliche Bevölkerungsvermehrung nimmt eine 
einschränkende Regelung der Bevölkerungsbewegung vor. Eugen Fischer hat auf 
der Londoner Konferenz der ‚‚Internationalen Vereinigung für die wissenschaftliche 
Erforschung der Bevölkerungsprobleme“ nachgewiesen, daß seit dem Jahre ı85r 
die Zahl der kinderlosen Ehen in allen Bevölkerungsklassen der Vereinigten Staaten 
ständig gestiegen ist. Der Prozentsatz der kinderlosen Ehen ist heute sechsmal so 
hoch wie im 18. Jahrhundert. 
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4 Hulse den vereinsstaatlichen Industriezweigen steht die Automobilindustrie 

der Spitze, so daß ihre Verhältnisse für das gegenwärtige Gesamtbild charakte- 
ristisch sein können. Darüber orientiert ein Heft ‚Facts and Fi igures of the 
Automobil Industry‘ der „National Automobile Chamber of Commerce“ (nach 
er " „Wirtschaftsdienst“ 1931, Heft 25). Die Weltproduktion hat im Jahre 1930 
einen sehr empfindlichen Abstieg zu verzeichnen, den die Union, auf die 830% 
der Weltproduktion entfallen, getreulich mitgemacht hat. Betrug die Stückzahl der 
"in den Vereinigten Staaten im Jahre 1929 erzeugten Personenkraftwagen 4,79 Mill. 

im Werte von 2981 Mill. Dollar, die der Lastkraftwagen 0,826 Mill. im Werte 

von 595 Mill. Dollar, so sind die Zahlen für 1930 2,9 Mill. Personenkraftwagen 
- (1722 Mill. Dollar) und 0,599 Mill. Lastkraftwagen (406 Mill. Dollar). 

Von demokratischer Seite (Senator Robinson) ist ein scharfer Angriff 
gegen die Schutzzölle gerichtet worden, der die Herabsetzung der Schutz- 
_zölle mit dem Kriegsschuldenfreijahr in Verbindung bringt. Hoover hat sich in 

einem Aufruf gegen die Weizenspekulanten gewandt. Beachtlich ist der 
| Mißerfolg der amerikanischen Großreederei, der United States Lines, 

die dem Shipping Board vorgeschlagen haben, die ihr überwiesene Flotte oder einen 

Teil wieder in Staatsbesitz zurückzunehmen, um weiteren Verlusten vorzubeugen. 

Besonders der Betrieb der Dampfer „Leviathan““ (Vaterland) und ur hat 
sich als sehr unrentabel erwiesen. 

Der Hooverplan, der auf einfache Aussetzung der deutschen Zahlungen für 
ein Jahr zielte, hat zunächst die Rechnung ohne Frankreich gemacht. Es ist an 
sich leicht verständlich, daß Frankreich dem amerikanischen Vorschlag bedeutende 
Vorbehalte entgegengeseizt hat, da es über die Hälfte der deutschen Reparations- 
zahlungen erhält und im Speziellen den weitaus größten Anteil (fast 5/,) an der 
ungeschützten Annuität hat. Diesem besonderen Interesse an den deutschen Zah- 
lungen, das freilich kaum größer ist als das Opfer Amerikas, ist das wochenlange 
zähe Ringen um eine Modifikation des Hooverplans entsprungen, dem jedoch die 
Vereinigten Staaten zunächst lediglich die Forderung der einfachen Annahme ent- 
gegengestellt haben, die Verhandlungen nicht zuließ. Dieses Verhalten der Union 
kann vielleicht am ehesten dank der Bemerkungen, die C. J. Friedrichs (Havard 
University, Cambridge Mass.) in der „Frankfurter Zeitung“ (24. 6. 1931) über die 
tiefsten Gründe des Planes gemacht hat, verstanden werden. Er sieht diese ent- 
sprechend der Sonderheit der Vereinigten Staaten, die ganz vorwiegend an Stelle 
des sonst üblichen Primats der Außenpolitik das der Innenpolitik setzen, in der 
derzeitigen innenpolitischen Konstellation der Union. „Nicht im Hinblick auf die 
Vorgänge in Zentraleuropa, sondern im Hinblick auf Vorgänge im eigenen Lande 
schwankt die öffentliche Meinung in den Vereinigten Staaten um.“ Es war von 
Anfang an offensichtlich, daß der Hooverplan nicht einem besonderen Ausfluß der 
Humanität seinen Ursprung verdankt. Friedrich macht die enge Beziehung des 
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Hooverprodukts zur Arbeit der Parteimaschine wahrscheinlich: „Im Jahre 933 
findet eine Präsidentenwahl statt, und wenn es nicht im nächsten Jahre gelingt, die 
Wirtschaft wieder anzukurbeln, so wäre die Niederlage der republikanischen Partei 
besiegelt.“ Da die wirtschaftlichen Schwierigkeiten im eigenen Lande, die niedrigen 
Preise für die landwirtschaftlichen Produkte und die anhaltende Arbeitslosigkeit zu 
einem nicht unerheblichen Maße durch die im Ausland gesunkene Kaufkraft be- 
dingt werden, so lag natürlich der Gedanke des Versuchs einer Steigerung der letzte- | 
ren sehr nahe. Nichts beleuchtet greller die Unhaltbarkeit der zwischenstaatlichen 
Verpflichtungen, die Weltkrieg und „Frieden“ geschaffen haben, als der Vorschlag 
Amerikas, diese Ketten wenigstens für ein Jahr zu lösen, um eine Besserung den 
— eigenen — Wirtschaftslage zu erzielen. 

Frankreichs Verhältnis zu Deutschland ist ein ganz anderes. Es wird ganz vor- 
wiegend von der Außenpolitik diktiert. Selbst wenn darum dort wirtschaftliche 
Zwangsläufigkeiten wie in der Union zu einer Lösung drängten, blieben der un- 
mittelbare politisch-territoriale Gegensatz eine schwere Hemmung gegenüber allen 
Versuchen eines verständigen Ausgleichs. Das hat die Vorbehalte hervorgerufen, die 
den Hooverplan bedrängten. Charakteristischerweise waren es viel weniger finanz- 


technische Sicherungen als rein politische Bedingungen, die dem Niveau des even- 
tuell wirtschaftlich erstarkenden Deutschen Reiches eine mäßige Höhe vorschrei- 
ben sollten. Sie sind von Amerika geflissentlich überhört worden. Freilich hat 
Hoover sehr bald auf die vorbehaltlose Annahme verzichten müssen. Die Verhand- 
lungen Mellons in Paris erwiesen sich als so langwierig und wurden so wenig 
entgegenkommend von der Seite Frankreichs geführt, der einzigen Macht, die noch 
nicht einmal prinzipiell mit dem Plan einverstanden war, daß es einen Augenblick 
schien, als ob keine Verständigung zwischen Frankreich und den Vereinigten Staaten | 
zustande kommen wolle, die die französischen Gegenvorschläge als unannehmbar | 
bezeichneten. Schließlich hat die sich überstürzende wirtschaftliche Entwicklung in | 
Deutschland zu einer Annahme des Hooverplans in Bausch und Bogen, jedoch nicht | 
ohne sichtliche Anpassung an bestimmte französische Wünsche, geführt. Inzwischen 
ist es Gewißheit geworden, daß die Erleichterungen durch den Hooverplan nur die | 
Basis und den schützenden Rahmen für die finanziell-wirtschaftliche Sanierung des || 
Deutschen Reiches abzugeben vermögen, daß dagegen zur wirklichen Neubelebung ;| 
der Wirtschaft eine weitgehende kräftige Kredithilfe vonnöten ist, die von den | 
amerikanischen, französischen und englischen Banken erwartet wird. Hier biegt die ;) 
offizielle Politik der Vereinigten Staaten in die der internationalen Kreditgewährung ;] 
ein, die im Falle positiver Kredithilfe natürlich Sicherungen und verpflichtende :| 
Bedingungen zur Folge haben wird. Hat gleichwohl Amerika in London nicht die: | 
bestimmende Rolle gespielt, die der Plan des Präsidenten erwarten ließ, so ergab ‚ 
doch der neuerliche Hoover-Appell an die Weltfinanz, laufende Kredite für Deutsch- 
land für einen angemessenen Zeitraum aufrechtzuerhalten, eine Möglichkeit zur 
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ung der mitteleuropäischen Krise. London kann damit doch dank Amerikas 
orstoß zum Ausgangspunkt eines Weges werden, dessen Ziel, auch entsprechend 
r sich immer mehr verdichtenden Meinung von Wallstreet, Revision der Kriegs- 
schulden- und Reparationsverpflichtungen sein muß — und wird. 

"Von besonderem Interesse ist die Parallele der europäischen zu den südameri- 
kanischen Kredithilfeplänen. Namentlich Brasilien und Chile, aber auch 
die lange Reihe der anderen lateinamerikanischen Staaten sind von der Weltkrise 
schwer betroffen worden, weil die Weltmarktpreise der Waren gesunken sind, auf 
die sich der größte Teil ihrer Wirtschaft stützt. Darum ist jetzt ein Projekt auf- 
gegriffen worden, das schon vor zwei Jahren von der chilenischen Regierung der 
National City Bank vorgeschlagen worden ist: in New York wird gegenwärtig über 
eine panamerikanische Parallelgründung zur Bank für internationalen Zahlungs- 
ausgleich verhandelt, bei der die Beteiligung des Federalreservesystems, der Bank 
von England und der südamerikanischen Notenbanken vorgesehen ist. In ähnlicher 
Parallele zu Europa hat Chile der argentinischen Regierung eine Zollunion der 
südamerikanischen Staaten vorgeschlagen. Der argentinische Außenminister 
soll den Plan günstig aufgenommen haben. 

Dem Versuch der wirtschaftlichen Sanierung der Welt soll als nächster Punkt auf 
dem Aktionsprogramm Hoovers der der internationalen Abrüstung folgen. 
Vorbereitung der europäischen Regierungen auf diesen neuen Schritt der Vereinig- 
ten Staaten soll eine der wichtigsten Aufgaben der Europareise Stimsons sein, um 
der Genfer Abrüstungskonferenz einen möglichst durchschlagenden Erfolg zu 
sichern. Die Einladung des Völkerbundes zur Abrüstungskonferenz ist von der 
Union angenommen worden. 

Neben den Konflikten über die strittigen Gebiete tropischer Breiten ist in der 
Polarregion Amerikas eine Territorialfrage von einiger Tragweite aufgetaucht. 
Norwegen hat in Ostgrönland die Flagge gehißt und die Okkupation 
des Gebiets zwischen 710 30’ und 75° 40’, in dem es die dänische Souveränität nie 
anerkannt hat, vorgenommen. Es will darum fast scheinen, als ob die große 
dänische Ostgrönlandexpedition unter der Führung von Lauge Koch, an der auch 
ein paar deutsche Geologen teilnehmen, zu spät ausgefahren sei, um die dänischen 
Ansprüche auf Ostgrönland zu bekräftigen. Der Konflikt zwischen den beiden 
nordischen Staaten wird vor dem Haager Schiedsgerichtshof ausgetragen, wobei an- 
scheinend keine Komplikation durch Amerika (Monroedoktrin) zu befürchten ist. 
Besondere Beachtung verdient das Streben nach einer zirkummarinen Zusammen- 
fassung der Gestadeländer des europäischen Nordmeeres: Norwegen, Spitzbergen, 
Bäreninsel, Jan Mayen, Ostgrönland. (Abgeschlossen am 26. Juli 1931.) 


608° GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN EEE 


en | GEORG A. Lukas: 


Der burgenländische Raum 


Das „Elsaß-Lothringen der Ostmark“ $ Zwischen Alpen und dem pannonischen Becken — 
Nähere Lagebestimmung — Siedlung und Geschichte — Gliederung und Verkehrswege 
Größe und Grenzen — Zusammenfassung — Literatur. 


I 


Es gibt Länder, deren Umfang und Leistung durch Lage und Grenzen ziemlich 
eindeutig bestimmt sind, und es gibt solche, die in der Berührungszone größerer: 
Naturgebiete liegen und denen daher die Rolle einer verbindenden Brücke oder: 
eines trennenden Puffers zufällt. Solche Länder, die'von zwei oder auch von mehre- 
ren Seiten beansprucht werden, sind einer erhöhten Aufmerksamkeit würdig undl 
bedürfen einer besonderen Pflege durch ihren rechtmäßigen Besitzer, der sich völlig 
darüber klar sein muß, warum der strittige Boden in sein Bereich gehört, und dert 
es auch zu begründen hat, weshalb das vermeintliche Recht des fordernden Nachbarna 
leichter wiegt als das vollwichtige eigene. 

Dies ist der Fall unseres Burgenlandes, das ich vor Jahren einmal als das „Elsaß 
Lothringen der Ostmark“ bezeichnete (1). Mit jener deutschen, heute allerdingss 
von Frankreich beherrschten Westmark hat es die doppelte Beanspruchung von dert 
Morgen- und von der Abendseite her gemeinsam; es unterscheidet sich aber von ihmn 
wesentlich dadurch, daß seine Bewohner unbedingt zum deutschen Mutterlandes 
streben, während :das staatliche Ideal der Elsässer die Autonomie zu sein scheint,] 
Brücke oder Puffer zwischen Deutschen und Franzosen, nicht aber der bedingungs-} 
lose Anschluß an die eine oder andere Seite. 

Die Republik Österreich, ein Achtel der alten Donaumonarchie, besteht aus de 
Alpen- und Donausektor des bis 1918 von Wien aus beherrschten Raumes. Es wa 
dies ein Kreis, dessen Teillandschaften gegen das Wiener Becken geneigt und dahi 1. 
zugespitzt waren, außer Alpen und Donau noch Böhmen, Mähren, die Slowakei,| 
das ungarische Tiefland (2). Dieser Sektor allein trägt Nachkriegs-Ungarn, das mehr 
als je ein Staat der Ebene geworden ist und sich nun mit dem Staat des Gebirgesi 
um den Randstreifen streitet, in welchem die Einflußsphären der Alpen und der 
Pußta einander überschneiden. Darauf beruht das Problem 'des Burgenlandes. 


11 


Die Alpen erreichen ihr Ostende an zwei rundlichen Einbrüchen, dem Wienen 
Becken und der Grazer Bucht, zwischen denen ein Bergvorsprung stehenblieb, den] 
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rischen dem Ödenburger Sporn nördlich, der Günser Nase südlich. Die Vorkriegs- 

enze schnitt dies alles rücksichtslos vom Alpenkörper ab und schob den Ein- 
ı bereich des Tieflandstaates in eine fremde Welt hinein. Man sprach hier von 
‚ungarischen Alpen“; heute ist es das „alpine Burgenland“. Daß diese Randgebiete 
iydrographisch mit dem Donaubecken zusammenhängen, wog leicht in Anbetracht 
lessen, daß das Donaunetz ja über den größten Teil der Ostalpen und ihres nörd- 
ichen Vorlandes geworfen ist, ohne daß man daran dächte, diese pontische Ab- 
lachung aus ihrer engeren Verflechtung mit der atlantischen zur Nord- und Ostsee 
u lösen. Es ist hier, wo die Donau und ihre alpinen Nebenflüsse das deutsche 
Jiereck verlassen, nach Hassinger „werdendes Mitteleuropa“, eine Übergangsland- 
chaft, die mitteleuropäische, d. h. deutsche Kultur nicht bloß aufnahm, sondern 
uch ostwärts weitergab; es ist aber zugleich 'ein Stück des pannonischen (Donau-) 
3eckens, des weiten Raumes zwischen Alpen, Karpathen und Karst, an den in 
jreiter Front das südosteuropäische Halbinselland anschließt, so daß Hettner dies 
‚anze, sich mit Vorkriegs-Ungarn ziemlich deckende Naturgebiet ‚als einen in den 
ontinent hineingerückten Nordteil der Balkanhalbinsel‘“ bezeichnete, „zu der es 
ich ähnlich verhält wie die oberitalienische Tiefebene zum Halbinsellande 
talien“ (3). Josef Pfister weist in seiner Freiburger Dissertation (4) ganz richtig 
farauf hin, daß der Prozeß des werdenden Mitteleuropa sich etappenweise vollzog, 
laß zunächst die räumlich benachbarten Randzonen Westungarns und das mineral- 
eiche Oberungarn (die Slowakei) kulturgeographisch beeinflußt wurden, weil 
er die Naturausstattung früh zur Seßhaftigkeit führte, dann Mittelungarn, wo 
lie Steppe dem Seßhaftwerden des magyarischen Reitervolkes widerstrebte, end- 
ich die entlegenen Landstriche im Südosten ‚„‚hinterwärts von Temesvar“ (wie es im 
‚iede heißt). 

Pfister bringt auch eine beachtenswerte Einschätzung der säkularen geschicht- 
ichen Vorgänge im Donautiefland, indem er ausführt: 

„Als Becken, das vom Gebirgsland wohl gut umschlossen, aber doch nicht 
ückenlos abgeschlossen ist, löst es immer wieder zwei Bewegungen aus. Es 
ind einmal die Bewegungen zum Becken hin, die die angrenzenden Völker 
ınd Staaten verlockt, von den Beckenrändern hinabzusteigen. Ich möchte sie 
is saugende Wirkung des Beckens bezeichnen, womit der Anreiz charak- 
erisiert werden soll, den das Becken aktiv auf benachbarte Völker ausübt 
ınd der bei ihnen das immer wiederkehrende Motiv politischen Strebens er- 
veckt. Die zweite Wirkung, die dem Becken als Becken eignet und die um so 
tärker hervortritt, je günstiger Lage, Raumgröße, Struktur und die nationale 
teschlossenheit des in ihm wohnenden Volkes ist, hat die umgekehrte Tendenz. 
ch möchte sie als überquellende Wirkung bezeichnen, (da sie den Ring, der 
las Becken umgibt, sprengt, indem sie seinen 'Beckenraum ganz erfüllt, auf die 
39 


der durch eine kleinere Bucht gegliedert ist: das Oberpullendorfer Hügelland _ 
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Ränder hinaufsteigt und sich schließlich noch ein Glacis davor schafft.“ Es wärel 
jedoch hierzu anzumerken, daß wenigstens im ersten Falle nicht unbedingt von ind 
Aktivität des Beckens gesprochen werden kann; die saugende Wirkung des Kon-] 
zentrations- oder Sammelraumes an der ungarischen Donau setzt ja auch einaj 
gewisse Aktivität der Nachbargebiete voraus, deren Objekt eben das pannonischaj 
Becken sein wird. Dann ist aber dessen Rolle eigentlich passiv, wie zur Zeit den] 
Landnahme aus Westen und Nordwesten (Kelten, Vandalen), aus Südosten (Goten | 


a Be 
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iv, sobald die Beherrscher des Beckeninnern fest im Sattel sitzen und ent- 
r zum Meere oder in ein lohnendes 'Nachbarland streben. 


: III 

Das Burgenland ist also ein Teil des pannonischen Beckens, das nach der Römer- 
Tovinz Pannonia zwischen Alpen, Donau und Save so heißt und das selbst wieder 
inen Teil der von den Karpathen umwallten ungarischen Senke darstellt. Als 
Interteilungen des pannonischen Raumes nennen wir den Alpenostrand, die ober- 
ingarische Tiefebene, das Mittelgebirge im Donauknie, die Donau-Drau-Platte, 
las Fünfkirchener Inselgebirge (Mecsek) und die Inselgebirge des kroatisch-slawo- 
lischen Zwischenstromlandes, endlich die Anschwemmungsebenen der Donau, Drau 
ind Save. Während diese großen, meist von Sumpfstreifen und Auen begleiteten 
lüsse ziemlich eindeutige Grenzen abgeben, wird das östlichste Alpengebirge durch- 
etzt von Mulden und Talungen, die als'Operationsbasis für Abwehr der Vorstöße 
us dem „überquellenden“ Becken und für eigene Unternehmungen aus Westen 
lienen konnten. 

Unser Gebiet wird am stärksten eingeklemmt von der Gabel, die Alpen und 
Sarpathen als nördlicher, die Dinarischen Ketten als südlicher Ast bilden; gerade 
wischen diesen zangenartig die Donausenke umfassenden Faltengebirgszügen in 
er Mitte liegt die Südostecke des „‚deutschen Vierecks‘, des geschlossennen Sprach- 
ebietes unserer Nation in Mitteleuropa, als „völkisches Kap“ von Radkersburg 
n das slawisch-magyarisch-romanische Völkergemenge hineinragend (5). 

Dem burgenländischen Raum, der in unmittelbarer Nachbarschaft dieses aus- 
ezeichneten Punktes sich nordwärts erstreckt und somit den nördlichen Schenkel 
les Grenzsaumwinkels im deutschen Südosten verstärkt, kommt daher nicht ge- 
inge Bedeutung zu für die Festigung dieses Grenzsaumes und des ganzen hinter 
hm sich dehnenden Wohnraumes der Deutschen. 


IV 


Seit anderthalb Jahrtausenden ist hier deutscher Siedlungsboden. Wir unterschei- 
en auf ihm zwei durch den Günser Bergvorsprung getrennte, in sich aber ein- 
eitliche Kulturprovinzen: Niederösterreich mit dem Raab-Donauwinkel, Ost- 
teiermark mit dem Lafnitz-Pinkahügelland. 457 überließen die Byzantiner Pan- 
onien, das bis auf den Wiener Wald reichte, den Ostgoten, denen 510 die Lango- 
arden folgten. Theoderich der Große, der Dietrich von Bern der deutschen Helden- 
ige, soll am Neusiedlersee geboren sein. Dann kamen die Awaren, gefolgt von den 
lawen als ihren Knechten, und beunruhigten die nähere kultivierte Nachbarschaft. 
lies konnte das mächtig aufblühende Frankenreich der Karolinger nicht dulden, 
nd Karl der Große machte daher 791 das Land bis zur Raab zu einer von Mark- 

3g* 


en, Türken) und aus Osten (Hunnen, Awaren, Magyaren); sie wird jedoch 
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grafen verwalteten Mark. Sie verblieb dem ostfränkischen Königtum Ludwigs 
Deutschen, danach dem Baiernreich Karlmanns, und hieß bald Mark im Osten 
bald Awaria, bald Sclavinia, der östliche Teil in Erinnerung an die Römerz it 
Pannonia. Die Besiedlung stockte im 9. Jahrhundert. - 

Dafür war die Entwicklung im südburgenländischen Raume, der einen Teil dbn 


| 
Karantanischen (Kärntner) Mark bildete, stetiger. Dies menschenarme Land wa 


Pflug friedlich eroberten. Eingedeutscht wurde es zwar, doch konnte es ach 
Deutschen Reiche nicht zur Gänze erhalten werden. Die steirisch-ungarische 
Grenze schnitt, der Lafnitz folgend, das physisch einheitliche Hügelland entzweii 
die größeren Orte der Oststeiermark richteten sich mit Wall und Graben zur Ver- 
teidigung gegen die unruhigen Steppenbewohner. Burgen und Schlösser bliebe 
allerdings zunächst noch im Besitze steirischer Geschlechter, kamen aber im Laufe 
der Zeit in die Hände ungarischer Adelsherren; die Türkennot zwang hüben wid 
drüben zum Zusammenschluß, hier entstanden engräumige Städte, dort lange Dör- 
fer, der allzu exponierte Einzelhof wurde verlassen. Im übrigen bildeten sich 
manche Unterschiede heraus, da die Gegenreformation in Österreich streng durch: 
geführt wurde, in Ungarn aber nicht, so daß sich steirische Religionsflüchtling« 
vom Frieden des ungarischen Nachbarlandes angezogen fühlten. Nationale Element 
aus dem Osten mischten sich besonders in der zweiten Hälfte‘des 19. und im An 
fang des 20. Jahrhunderts hinein und schufen — von.der magyarischen Staatsa 
nation nach Kräften gefördert — manchen vormals unbekannten Gegensatz. Sa 
wurden Land und Volk dies- und jenseits der Lafnitz trotz ihrer Verwandti 
schaft einander fremd, bis der Anschluß an den deutschen Westen, an Österreich 
wieder vollzogen war. 

Etwas anders stellt sich die Besiedlung des Nordburgenlandes dar. Als die Kolod 
nisation im 9. Jahrhundert stockte und das Magyarenreich sich auftat, riefen dii 
Arpadenkönige selbst deutsche Siedler herbei. Und es kamen zu den bereits and 
sässigen Baiern noch Franken, gelegentlich auch Schwaben, diese besonders im 
Osten, des Neusiedlersees, im Heidebauernland und im Seewinkel. Hier entfalteter! 
die niederösterreichischen Stifte, allen voran Heiligenkreuz, eine rege Tätigkeit] 
In Mundart und Wesen besteht daher ein Unterschied zwischen Norden und Süder 
des burgenländischen Raumes; doch deutsch ist das Volk hier wie dort, ja geradil 
auf der „österreichischen Pußta“ des Heidebodens, wo starke Beeinflussung durch 
fremde Nation und fremdes Volkstum zu vermuten wäre, ist die Bewohnerschafll 
trotz ungarisch weitläufiger Bauweise der wohlhabenden Dörfer hundertprozenti.l 
deutsch. Hier hinderte wohl der Sumpfgürtel Waasen (Hansäg — schwimmende: | 
Rasen) im Süden als Sperrzone die Magyarisierung, die sonst in der Regel ers 
an dem für das Reitervolk ungünstigen Gebirge haltmachte. Im Burgenland ware 
magyarische Adelige wohl begütert, doch erst nach dem Mongoleneinfall von ı24jı 
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en sich vereinzelte Magyaren dort nieder. Der letzte Babenberger, Friedrich II, 
Streitbare (r230— 1216), verlangte und erhielt von König Bela IV. die Gespan- 
aaften (Komitate) Ödenburg, Wieselburg und Eisenburg der einstigen Raaber- 
Hark als alten Reichsboden wieder zurück. 


_ Dieses Hin und Her zwischen Ost und ‘West wird nun das Schicksal des „Elsaß- 

Lothringen des Ostens“. Es waren dynastische Interessen der Habsburger, die ihr 
gespanntes Verhältnis zu den Magyaren immer wieder auf deutsche Kosten zu 
verbessern suchten, wodurch gegen den Willen der bodenständigen Bevölkerung 
lerritoriale Schiebungen eintraten. Denn die Habsburger blieben eben leider nicht 
lediglich deutsche Fürsten nach dem Muster Rudolfs und des ersten Albrecht, 
ie gewannnen, verführt von der geographischen Gunst ihrer Wiener Residenz, die 
Führung im ganzen Donaubecken und damit auch die Krone des hl. Stephan. Sie 
waren hüben und drüben die Herren und verloren naturgemäß das Verständnis für 
den deutschen Charakter des Grenzlandes. So ließen sie die Güter und Besitzungen 
zwischen Raab und Leitha Stück für Stück in die Hände magyarischer Adeliger 
zleiten, die ihre Scholle dem Schutze des Königs von Ungarn unterstellten. Der 
Erzherzog von Niederösterreich hatte dagegen nichts einzuwenden, denn er war 
ja seit 1526 (Schlacht von Mohäcs) mit dem ungarischen Herrscher wesensgleich. 
Am schlimmsten wurde diese Güterschiebung im 17. Jahrhundert, als Kaiser Ferdi- 
nand III. (1657—ı657) die Eszterhäzy für ihre Dienste in der Gegenreformation 
fürstlich belohnte und den Grafen Nikolaus zum Palatin (Vizekönig) erhob. Jetzt 
verlangte man ungarischerseits die förmliche Einverleibung des noch immer strit- 
igen Grenzgürtels in das Reich der Stephanskrone. Ferdinand III., um derselben 
mühelos habhaft zu werden, willigte ein — und so wurde aus dem uralten, seit 1463 
ständig mit Österreich verbundenen Ostmarkendeutschtum ein mehr und mehr ent- 
fremdetes Deutschwestungarn. 

Von 1647 bis 1834, versuchten die niederösterreichischen Stände zehnmal durch 
Eingaben bei ihrem in zwei Sätteln gerechten Landesherrn die Rückgabe des deut- 
schen Grenzstreifens ganz oder teilweise zu erlangen —, natürlich umsonst. Man 
kann also nicht sagen, daß Österreichs Ansprüche auf das Burgenland ein über- 
raschendes Novum seien und daß es am geheiligten Körper Ungarns „Leichenraub“ 
jegangen hätte; wir haben lediglich zurückbekommen, was nach Recht und Ge- 


chichte unser war (6). 


V 


Wir gliedern den burgenländischen Raum in den vorwiegend ebenen „Seegau‘, 
n das erst jetzt einer breiten Öffentlichkeit bekanntgewordene seltsame „Meer der 
Wiener‘, den 337 qkm großen Neusiedlersee, der ı13 m ü. M. in Schotter- 
‚latten und trockene Alluvialböden eingebettet liegt, und in den „Raabgau‘, 
las alpine und voralpine Land mit bewegterem Relief im Süden der Bergnase von 
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orange Abstimmungsbetrug verschuldete (‚‚Wespentaille“), dad trotz de eins 
heitlichen Entwässerung des ganzen südlich davon gelegenen Gebietes zur Raab 
gravitiert das Oberpullendorfer Hügelland, die obenerwähnte Bucht zwischen Öden 
burger und Günser PerproDREN doch nach Norden zum Seegau und zum Wiener 
Becken. : 

Das südliche Burgenland ist eine Fortsetzung des oststeirischen Raabgaues, docli 
mit seinen breiten, ostwärts geöffneten Talböden und Terrassen auch ein Über- 
gang zur ungarischen Tiefebene. Mit der stärksten Reliefenergie ausgestattet is; 
das mittlere Burgenland (8), das mit seinen ansehnlichen Höhen, vor allem dem 
883 m hohen Kulminationspunkt des ganzen Landes, dem Geschriebenstein (9), 
mit seinen zum Teil hochgelegenen Ortschaften (Landsee 627m) in der Tat ei 
Stück Alpengebiet ist. Einen. desto wirksameren Kontrast hierzu bildet der flach 
Seegau zu Füßen der Rosalia (746m), des Ödenburger Sporns (517 m) und de: 
Leithagebirges (A8om) (10), wo die Ebene herrscht, das Schilf des großen Steppen4 
sees flüstert und der Heideboden echte Pußta trägt. 

Die Verbindungen zum Wiener Becken führen vom Seegau durch die historischu 
Porta hungarica zwischen Preßburg und Hainburg, wo heute noch das grau 
„Ungartor“ wuchtig aufragt, also durch die Öffnung g, welche Kleine Karpathen 
(Thebener Kogel 514 m) und Hundsheimer Berge (476 m) dem Donaustrom gönı 
nen; dann durch die Pforte von Bruck a.d. Leitha, zwischen Hundsheimer Bergen 
und Leithagebirge; endlich zwischen diesem und der Rosalia durch die breits 
Ödenburger Pforte. Dem transleithanischen Wunsche des ‚„Überquellens“ naclt 
Westen dienten alle drei, da sie ja sämtlich das Herz das Donaugebietes, Wien: 
zugänglich machen; alle drei bleiben daher auch gefährdet. Die ehemalige Neu 
dörfler Wachstumsspitze, die auf 2km an Wiener Neustadt heranreichte, erf 
scheint heute abgelöst von der durch die „Abstimmung“ 1921 wieder Ungarn ver: 
allerdings an anderer Stelle — der alten Grenze] 
auf hl/, km nahe kommt; das Donautor von Preßburg wird heute von der zuı 
Donaumacht gewordenen Tschechoslowakei behütet. 


fallenen Ödenburger Spitze, die 


Aber auch die Brucker Pforte wird durch das Eingreifen des Slawenstaates| 
benachteiligt, da die ihr vorliegende Fläche, das Heidebauernland, ungeachtet de»f 
einheitlich deutschen Bevölkerung, willkürlich in zwei Teile zerschnitten wurdes 
lediglich, damit den Tschechen je eine Bahnstrecke in Österreich (Preßburg—Parnıl 
dorf—Pamhagen) und in Ungarn (Preßburg—Straß—Sommerein [Hegyeshalom] 
Csorna) zur Verfügung stünde. Die natürliche Sperrzone für diesen Raum wäre] 
der bereits erwähnte Sumpfgürtel des Waasen (Hansäg), der an das Südende ded 
Neusiedlersees anschließt und der Rabnitz bis an die Donau folgt. Daß die Grenze 
auf dem Heideboden ohne Rücksicht auf das lokale Verkehrsnetz hin- und herzackti 
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d danach kaum überraschen. Sie tut dasselbe auch im mittleren Burgenland, 
zudem seiner wichtigsten Randorte, Ödenburg und Güns, beraubt ist; diesem 
el hilft allerdings die Entscheidung des Völkerbund-Schiedsgerichtes (Paris, 
„Juni 1929), wonach die Bahn zwischen diesen Städten, die sonst ganz auf 


= Von den rückwärtigen Verbindungen ist am wichtigsten die neue Autostraße 
Mattersburg—Weppersdorf (1928), die die einzig mögliche unmittelbare Ver- 


üns haben wir als einzige bessere Verbindung die Straße Lockenhaus (333 m) — 
Bernstein (619 m) — Oberwart (317 m), die weit kürzere und bequemere von 
Liebing über Güns nach Rechnitz wird zweimal von der Grenze gekreuzt. Das 
Pinkatal, dessen untere Hälfte von der „regulierten“ Grenze nicht weniger als 
fünfmal geschnitten wird, ist in seiner oberen Hälfte sogar im Besitze eines 
Schienenweges; der von Steinamanger aus vorgetriebene Bahnstumpf wurde nach 
Friedberg an der Wechselstrecke ausgebaut und dadurch an das deutsche Verkehrs- 
netz angeschlossen (November 1925). Die von Körmend a.d.Raab ausgehende 
Sackbahn nach Güssing im Südburgenland entbehrt noch solcher Verknüpfung mit 
saner steirischen Bahnstation; dafür quert die alte Raaber Bahn (,‚Ungarische 
Westbahn“), die Schnellzugsstrecke Graz—Budapest, entlang der Raab auf 12 km 
den südlichsten Zipfel des Burgenlandes. 

- Der größte Teil der burgenländischen Grenze verläuft längst der Lafnitz, eines 
meridionalen linken Raabnebenflusses; ungarischerseits wurde sie in auffälliger 
Weise durch einen waldigen Grenzsaum betont, den der von der höheren Ost- 
steiermark ins Burgenland absteigende Wanderer heute noch kennenlernt. Es war 
dies eine allgemein ungarische Einrichtung, die sich folgendermaßen erklärt (12): 
Als die Magyaren nach der Lechfeldschlacht (955) zur seßhaften Lebensweise 
übergingen, reichte ihr Siedlungsgebiet kaum über Bakonywald und Vertesgebirge 
hinaus; sie betrachteten aber auch die jenseits dieser Höhen gelegenen, westlichen, 
damals stark verwüsteten Teile des pannonischen Beckens als ihr Eigentum, dem 
erst der ausgesprochene Alpenrand ein Ziel setzte. Dies Land galt als „Ödsaum“, 
der das Eindringen feindlicher Kräfte möglichst erschweren sollte. 

Die Magyaren legten am Innenrande des zumeist von unheimlichen Wäldern 
bestandenen Grenzsaumes an allen gangbaren Stellen noch besondere Hindernisse, 
Verhaue und Gräben an. Da das Hindernis selbst Gyepü, das Ödland von ihnen 
Gyepü-elve hieß, so spricht man von einem Gyepüsystem. Darin waren Tore ein- 
gebaut, die nach der Richtung, die sie erschlossen, deutsches, tschechisches usw. 
Tor genannt wurden. Den Deutschen nützte die Sache insofern, als sie sich an 
geschützten Stellen leichter über schwierige Zeiten hinweghalfen, in den Ödsaum 
von Westen her vordrangen und so nach dem Magyarensturm von 907 wieder bis 
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zur Leitha sicher siedeln konnten. Sie waren ja überall im De di 
Pioniere, die Wüsteneien zum Kulturland umschufen. 


VI 

Der burgenländische Raum umfaßt innerhalb der jetzt gültigen Grenz ont 
3967 qkm mit ıgıo: 245000, 1923: 286000 Menschen, 72 auf den Geviertkilo 
meter. Nach dem uns gewiß nicht günstigen Staatsvertrag von St. Germain en Laye 
hätte Österreich 4360 qkm mit (1910) 345 000 Einwohnern erhalten sollen; dies 
verhinderte die bekannte, von Österreich nie anerkannte Schwindelabstimmung ( 13). 
Aber auch bei Durchführung des St. Germainer Vertrags wäre Österreich immer: 
noch schwer benachteiligt gewesen, da das geschlossene deutsche Sprachgebiet West- 
ungarns zu 5380 qkm mit (1910) 491000 Einwohnern bestimmt wurde. Deutschen 
Volksboden im Ausmaße des Freistaates Lippe blieb uns vorenthalten; selten ver- 
läuft die neue Grenze wirklich auf der Völkerscheide gegen die Magyaren, meist) 
durchschneidet sie unbarmherzig einheitlich deutsches Land, dessen Selbstbestim- 
mungsrecht zu achten man nicht für nötig fand. Und doch konnte schon die so- 
genannte Ödenburger Abstimmung einen Fingerzeig geben, wohin nach dem Willent 
des bodenständigen Volkes der burgenländische Raum gehört. Denn trotz aller: 
Machenschaften stimmten die Landgemeinden des Ödenburger Gebietes mit 63 v.H. 
für Österreich, und auch die Stadt selbst, ungeachtet der künstlich eingeschobenent 
Magyaren, noch mit 27, 2 v. H. 

Der Ödenburger Zipfel schiebt sich zwar störend zwischen See und Raabgau, 
erschwert die Zusammenfassung des nordsüdlich 1ı5o km langen Landstreifens, ver- 
mag sie aber nicht zu verhindern. Denn die Wurzeln der Kraft des Burgenlandes: 
liegen im deutschen Westen, an den es sich seiner ganzen Ausdehnung nach eng 
anschmiegt. Diese eine Zeitlang von Budapest aus gewaltsam unterbrochene Ver- 
bindung des deutschen Grenzsaumes mit seinem Mutterlande wird nun eine immen 
innigere, während das isolierte Ödenburg vereinsamt ist und wirtschaftlich verdorrt. 
Überraschend schnell bildete sich ein burgenländisches Zusammengehörigkeitsgefühl, 
festigte sich trotz aller Verkleinerung und Grenzverunstaltung das jüngste Bundes- 
land der Republik Österreich und offenbarte den Wert des burgenländischem 
Raumes, der in politischer und wirtschaftlicher Hinsicht viel größer ist, als seine 
beschränkten Ausmaße bei flüchtiger Betrachtung vermuten lassen. Die große: 
Fruchtbarkeit, das warme Klima machen es zu einem agrarischen Überschußland, 
die liebliche Landschaft und das „Meer der Wiener‘ locken den Reiseverkehr an. 
dem der östliche Einschlag etwas durchaus Neues bietet (14). 


VII 
Zusammenfassung. Der rund 4ooogkm (—Nordschleswig) große burgen- 
ländische Raum liegt in der Zone, wo der Einfluß des deutschen Vierecks in Mit- 
teleuropa und des im Karpathenrahmen donauaufwärts vorgeschobenen Südost- 
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opa einander überschneiden. Er ist ein Teil des pannonischen Beckens zwischen ° 
mau und Save, begünstigt durch seine Anlehnung an den Ostalpenrand, wo dieser 
‚das Kernstück des ganzen Donaunetzes berührt: Wien, und die bedeutendste Land- 
‚schaft im Süden des Alpenhauptkammes umschließt: die Hügellandsbucht von 
‚Graz. Im Burgenlande verklingen die Wellen des Hochgebirges zur Ebene, wird 
das Gebirgs- zum Steppenklima, wandelt sich die alpine Pflanzenwelt zur pontischen, 
vermählen sich Alm und Pußta. Aber die Anziehungskraft, die aus Osten wirkt, 
ist wesentlich geringer als diejenige, die von Westen kommt, sie konnte nur 
‚künstlich und vorübergehend zur Vorherrschaft aufgeblasen werden. Der burgen- 
‚ländische Raum gehört physisch zu Südostdeutschland, dessen äußersten Ostrand 
'er bildet. Seit dem Zerfall. des einheitlich dies- und jenseits der Leitha herrschen- 
"den Habsburgerreiches ist es politisch nicht mehr gleichgültig, ob Österreich oder 
"Ungarn den Grenzsaum mit seinen verkehrsgeographisch bequemen Pforten besitzt. 
Jetzt muß die größere, volkreichere, kulturell und wirtschaftlich leistungsfähigere 
‚Nation die Vorhand gewinnen. Das Burgenland ist einwandfrei deutscher Volks- 
und Kulturboden seit dem frühen Mittelalter, seit einer Zeit, da noch kein Magyar 
ins Alföld eingeritten war. Durch völkische und wirtschaftliche Interessen wird das 
Burgenland und der Burgenländer ganz unzweideutig dem deutschen Westen zu- 
“gewiesen. Unnatürlich und ein Zeichen hoffnungsloser Schwäche wäre es, wenn 
‚die schon zahlenmäßig zehnmal stärkere deutsche Nation der magyarischen diesen 
kleinen, doch wichtigen Raum zur Entdeutschung überließe (15). 
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GuUSTAV AMANN: 


Kommunismus, Bauernbewegung und die kommunistische Partei 
in China 


I 


Der Armeebefehl, mit dem der Kommunistenfeldzug der Nationalen Regierung 
begann, befahl den Militärs der Parteiregierung, den Kommunismus im Innern 
des Landes innerhalb von drei Monaten auszutilgen. 

Dieser kategorische Befehl, diese imponierende Geste der Nanking-Regierung 
galt nicht nur der Sache. Sie sollte auch für die Augen der Welt bezeichnend sein. 
Es spricht daraus das Machtbewußtsein organisierter Überlegenheit des bürger- 
lichen Regimes von Nanking: man zieht das Schwert, man schlägt die Kommunisten 
aufs Haupt. — Es spricht noch mehr daraus die grundsätzliche Anschauung der 
Regierung vom heutigen Kommunismus in China: sie erkennt den Kommunismus 
als organisches Phänomen nicht an, es gibt keinen kommunistischen Schicksals- 
knoten. Der Kommunismus ist ihr nicht mehr als ein Zug zur Eroberung empöre- 
risch bestrittenen Reichsgebietes. 

Die Regierung beließ es auch nicht bei der großen Geste; organisierte Handlung 
folgte nach. Es wurden 150000 reguläre Regierungstruppen unter dem unmittel- 
baren Oberbefehl des Kriegsministers Ho Ying Ching mobilisiert. Ein Feldzugs- 
plan gemeinsamer Aktion mit den Provinzialtruppen der Gouverneure Lu Ti 
Ping von Kiangsı, Ho Cheng Chun von Hupeh und Ho Chien von Hunan wurde 
festgelegt; Truppenkommandeure in Fukien und Kwangtung wurden angewiesen, 
zur Unterstützung heranzuziehen, so daß die Brutstätte des Kommunismus und 
der Bauerninsurgenten von allen Windrichtungen gefaßt, rasch und restlos weg- 
geräumt und das bestrittene Reichsgebiet unter das Regime Nankings unterworfen 
würde. — 

Die gesetzte Frist von drei Monaten ist vorüber, der kategorisch befohlene Er- 
folg ist aber ausgeblieben. Soeben erschien nun ein neuer Armeebefehl, der von 
den Heerführern im Felde, etwas milder im Ton, aber nicht weniger entschieden, 


die Austilgung der Insurgenten noch vor dem 4. Mai, dem Datum des Zusammen- 
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itts des ersten Nationalkonventes, verlangt. Gleichzeitig wurde eine strenge Presse- 
sur über Nachrichten aus dem Kampfgebiet verhängt, um „vorzeitige Infor- 
An ationen an den Feind auszuschalten‘; so heißt diese Maßnahme. — 

2: Das sind die Tatsachen über den Kommunismus und die Bauernbewegung in 
‚China, soweit sie uns die Militärs der Regierung anvertrauen möchten. — Der 

Kommunismus ist aber eine Erscheinung, die von Weltbedeutung ist. Die be- 
‚sondere Gestalt, die er in China hat, seine chinesische Phase der Aktivität, darf 
uns wohl veranlassen, mehr Einsichten, über den von den nationalistischen Mili- 
tärs gesteckten Rahmen hinaus, zu suchen. Es lohnt sich wohl zu fragen: was ge- 
'schah den nationalistischen Truppen, was ist die Kraftquelle des heutigen chine- 
‘sischen Kommunismus, der dem organisierten Angriff widerstehen konnte? Was 
ist seine Natur, seine Art, sein richtiger Name, und wieweit ist er eine, von einer 
festgefügten Partei, vielleicht von der Dritten Internationale, politisch schöpferisch 
‚geführte Bewegung. 

Das von der Nationalen Regierung organisiert angefaßte kommunistische Gebiet 
ist vor allem die Provinz Kiangsi. Die Talebene des Jangtsekiang und des Poyang- 
sees mit der Provinzialhauptstadt Nanchang ist der Sitz der nationalen Provinzial- 
regierung. Von dort aus übt der Militärgouverneur Lu Ti Ping mit seinen Truppen 
„das Nankingregiment aus, in die breiten, einmündenden Flußtäler hinauf, soweit 
“er es eben vermag. Unter diesem Modus gilt die Provinz Kiangsi, seit dem Sturze 
‘der Kwangsi-Generalherrschaft in der Provinz, als nationalistisches Reichsgebiet. — 
Die Karte zeigt uns, daß dieses beschränkte Gebiet ein kleiner Teil der Provinz 
ist und daß das restliche Territorium, von der Hupehgrenze nach Süden bis nach 
Fukien, das Seegebiet west-ostwärts umgrenzend, bis an die Provinzgrenze von 
Anhui, ein Gebirgsland mit Bergen über 1000 m hoch, von fast AA0000 qkm 
Ausdehnung, das empörerisch bestrittene, das Gebiet des Kommunismus und der 
Bauerninsurgenten, darstellt. 

Der Lauf des Kan Kiang, von den Fukienhöhen herab, der Länge lang nach 
Norden durch die Gebirge bis nach Nanchang verlaufend, bildet mit seinen Neben- 
flüssen von den Höhen Hunans herabkommend, das Weg- und Verkehrsstraßen- 
system der Provinz. 

Man muß sich vorstellen, daß in dieses weglose Land der konzentrisch organi- 
sierte Vormarsch aus allen Windrichtungen, von über 100 km kommunikationslos 
getrennten Kolonnen der Regierungstruppen, begann. — 

Lu Ti Pings ı8. Division drang den Kanfluß hinauf am raschesten vor. Im 
Herzen der Berge stieß sie auf ein Kommunistenlager, griff an, wurde abgeschnit- 
ten, General Chang Hui Cheng mit seinem Stab lebend gefangen; — ein Teil der 
Division ging zu den Roten über. Nicht mehr als 2000 Mann Zersprengter und 
Verwundeter blieben von der Division übrig. — Die Kommunisten schickten den 
Kopf des Generals, auf ein Brett genagelt, mit ausgeschnittener Zunge, auf den 
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Wassern des Kanflusses nach Lu Ti Pings Hauptquartier hinab, eine grausige Bot- 
schaft an die Militärs der Parteiregierung von Nanking. — { 
Die Kolonnen des nationalen Heeres fanden auch anderwärts nicht weniger ent- 
schlossenen Widerstand. Aus dem Hinterhalt, von Bergnestern herab, aus ver- 
schanzten Dörfern, traf sie ein beweglicher, entwischender Feind, dem mit 
Windeseile, von Mund zu Mund der Bauernbevölkerung, Warnungen, Überfalls- 
listen, Verbergungschancen zuflogen.‘——- Der roten Banden wurden nicht weniger; 
man trieb ihnen Verstärkungen von allen Windrichtungen zu. Vor den anrücken- 
den Kwangtunggarnisonen erhob sich General Li Min Sui mit seiner Kwangsi- 
division in Südhunan und faßte, in Kiangsi einbrechend, die Regierungstruppen im | 
Rücken. Aus Hupeh, vor der Kampagne der 44. Hupehdivision entweichend, kam 
Zuzug nach den Bergfesten Kiangsis. Was in Kiangsi und Hupeh zersprengt wurde, 
sammelte sich wieder, über die Berge ziehend, in Anhui und Honan. Quer über 
die Bahnstrecke von Peking nach Hankow legten sich die Insurgentenmassen. Eine 
revoltierende Division Hupehtruppen schwellte dort ihre Zahl um 10000 Mann. 
Der konzentrische Vormarsch der Regierungstruppen aus allen Windrichtungen 
rührte in allen Windrichtungen die lokalen Banden auf, trieb sie, sich in allen 
Windrichtungen zu verteilen, in allen Windrichtungen sich wieder zu sammeln, 
anzugreifen wo möglich, zu plündern und rauben, ihr elendes Leben teuer zu ver- 
kaufen. Ein ganzer Ring blutig aufgewühlten Landes zieht sich jetzt von den 
Bergen Fukiens, durch Hunan und Kiangsi, um Nanchang herumbiegend, den 
Hanfluß hinauf und über die Berge nach Honan hinein, quer über die Bahnstrecke, 
bis tief nach Anhui, als bisheriges Resultat des kategorischen Armeebefehls, den 
Kommunismus im Innern des Landes innerhalb von drei Monaten auszutilgen. — 
Wenn wir nun die Frage stellen, woher die Kampfkraft stammt, auf die die 
regulären Truppen beim sogenannten Kommunistenfeldzug stießen, so gibt uns 
das Vorige schon die Antwort: zum wichtigsten Teil von Truppen, die zu den 
Kommunisten übergegangen sind. — Die Namen der bedeutendsten Führer, gegen 
deren ‚Rote Armeen“ das nationale Herr kämpft, erläutern dies noch im einzelnen. 
Da ist Chu Teh, ein in Deutschland ausgebildeter Student. Zu Zeiten des großen 
Revolutionszuges von Kanton nach Hankow war er Offizier der „Eisernen Divi- 
sion“ Chang Fah Kueis. Nach dem Zusammenbruch der Volksregierung von 
Hankow wurde seine Truppe nach Kiangsi versprengt, und seitdem bewegt er sich 
als Führer einer roten Armee von jetzt 20000 Mann Bewaffneter, zusammen mit 
einem alten Soldaten namens Mao Cheh Tung, über die ganze Provinz Kiangsi. — 
Ho Lung, dessen Aktionsgebiet im letzten Jahre hauptsächlich die Provinz Hupeh 
und das flache Land bis in die Jangtsegegenden des südlichen Szechuan war, be- 
fehligte die sogenannte 5. Rote Armee, von zirka 5000 Bewaffneten. Ein anderer 
Führer, Kung Ho Chung, hat sich besonders in Hunan berüchtigt gemacht und 
soll 10000 Bewaffnete kommandieren. Er ist der Urheber des zweiten Überfalls 
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Changsha im letzten Jahr gewesen und pflegt mit Pang Teh Huai, der 
:000 Mann hat, zusammen zu operieren. — Alle diese bedeutenderen Führer der 
ioten Armeen sind alte Soldaten; ihre Truppen sind mit Gewehren und Maschinen- 
een bewaffnet und den regulären Truppen gleichwertig. Neben den Bewaff- 
neten besteht ihr Troß noch aus Tausenden schlecht oder gar nicht bewaffneter 
Bauern. — Es gibt natürlich außer diesen mehr oder minder korporierten Truppen 
"noch ungezählte kleine Banden, geführt von Soldaten oder auch von Bauern, die 
‚sich als Guerillas nicht wenig gefürchtet machen. Die Nankingregierung ist also 
schon im Recht, wenn ihr der Kommunistenfeldzug nicht viel anderes als ein Zug 
zur Eroberung von aufständisch bestrittenem Reichsgebiet gilt. Soldaten bleiben in 
‘China immer Soldaten. Wenn sie sich auch als kommunistisch bezeichnen, so 


unterscheiden sie sich doch immer grundsätzlich von ideengetriebenen, unversöhn- 
lichen Kommunisten. Chinesische Soldaten lassen sich kaufen, lassen sich, richtig 
bezahlt, ins Heer einreihen, und diese Kampfmethode hat der Armeebefehl wohl 
auch vorzüglich im Sinn, wenn er die Unterwerfung des bestrittenen Reichs- 
| gebietes auf das bestimmte Datum vom /. Mai von den Heerführern im Felde ver- 


langt. — 
Was ist bei alldem dann aber das Kommunistische, gegen das die Regierung 
„ihren Kommunistenfeldzug richtet? — Ein sogenannter kommunistischer Hinter- 


grund fehlt bei allem militaristischen Gepräge allerdings nicht. Die Regierung 
"hat das damit anerkannt, daß sie den Feldzug als den Kommunistenfeldzug be- 
zeichnet, und auch durch den Befehl an die Truppenführer, das Landvolk über 
diese Fehllehre aufzuklären und bürgerliche Ordnung überall wiederherzustellen. 

Man darf bezüglich des kommunistischen Elementes, gegen den der Kommu- 
nistenfeldzug geht, gewiß nicht vergessen, daß mindestens der eine Truppenführer 
Chu Teh, nach seiner ganzen Vorgeschichte, auch als doktrinärer Kommunist anzu- 
sprechen ist. Er hat als solcher auf die Sowjetisierung Kiangsis gewiß einen großen 
Einfluß ausgeübt. Aber dennoch kann man weder ihm noch seiner Truppe die 
Urheberschaft des kommunistischen Untergrundes, von dem aus die verschlagenen 
Heeresteile erst zu „Roten Armeen“ geworden sind, zuschreiben; sondern verant- 
wortlich für die kommunistische Bewegung unter den Bauern ist zuunterst die 
urgründige Existenznot der Bergbauern von Kiangsi, Fukien und Hunan. 

Es ist uns von der kommunistischen Literatur, zuletzt von dem ausgezeichneten 
Werk Wittfogels „Wirtschaft und Gesellschaft Chinas“, mit aller Forschungs- 
schärfe der marxistischen Analyse gezeigt worden, daß das „asiatische“ Produk- 
tions- und Gesellschaftswesen an der Agrarnot zugrunde gehen und sich mit der 
Notwendigkeit eines Schicksals in die kommunistische Gesellschafts- und Wirt- 
schaftsordnung auflösen müsse. — Die Vorgänge in Kiangsi und in Teilen von 
Hunan, Fukien, Hupeh, Honan, also in schon recht weiten Gebieten Chinas be- 
weisen, daß daran viel Wahrheit sein kann, nämlich dann, wenn das „asiatische 
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China“ sich selbst überlassen bleibt, und von der planmäßigen Rekonstruktio 
nach Sun Yat Sens Doktrin nicht erfaßt wird, oder wenn die Regierung nicht ver- | 
steht oder nicht vermag, diese Wirtschaftsrekonstruktion rechtzeitig wirkungsvoll 
zu gestalten. Dann mögen wir sehr wohl das naturhafte Herannahen eines primi 
tiven, -selbstgenügenden Bauernstaates in China drohen sehen. e 


Entwicklung. Es bedarf für die notleidende Bevölkerung gar keiner doktrinären 
Führung, um zu diesem Bauernkommunismus zu gelangen. Sowie einmal, wie es 
durch die revolutionäre Bewegung Sun Yat Sens geschah, der Gedanke im Land 
verbreitet war, daß das Bauernlos nicht immer und auf Ewigkeit zu bleiben habe, | 
was es war, wußten die Bauern auch selbst schon, von welchen Existenzhemmun- 
gen sie sich befreien konnten. Es sind dies naturgemäß die künstlichen Bedrückun- 
gen aus dem feudal-bürgerlichen Gesellschaftssystem, unter dem sie leben. Und sie 
schritten auf dem naturhaftesten und direktesten Weg zur Befreiung, sobald sich 
ihnen das Mittel dazu bot. Das Mittel wurde ihnen nun eben in den verschlagenen 
Truppenteilen, mit dieser bewaffneten und gewalttätigen Soldateska in die Hand 
geliefert. Diese Truppen waren bereit, als Gegenleistung für die Aufnahme in die 
bäuerliche Gemeinde, für die Bauernziele mit der Waffe in der Hand einzutreten. 
Unter diesem Schutz, begabt mit dieser Kampfkraft, ging daraufhin der Bauer 
daran, die bürgerliche Obrigkeit abzusetzen, die besitzende Klasse zu vertreiben, 
ihren Landbesitz aufzuteilen. Er riß die Grenzsteine aus, um die letzte Spur un- 
gerechter Besitzverteilung, die ihn bedrückt hatte, auszutilgen. — So entstand, 
ganz naturhaft und undoktrinär, das Soldaten- und Bauernsowjet. — 

Aber das Bauernland blieb bei allem doch immer naturhaft arm. Es konnte 
eine von Bauern noch angeschwellte Truppenmasse auf die Dauer nicht ernähren. 
Die Soldateska mußte von Zeit zu Zeit den Standort wechseln. So wurde der 
Bauernkommunismus von Platz zu Platz, die Einrichtung von Soldaten- und 
Bauernsowjets ins Breite getragen. Bald überfiel man Landstädte, plünderte und 
vertrieb auch von dort die Gentry und schaffte sich damit eine Sicherheit, daß 
auch von da sobald keine bürgerliche Oberklasse aufstehen würde, ihre Rechte, ihr 
Landeigentum zurückzufordern. Schließlich gab die Entblößung von Militär, das 
von der Regierung zum Kampf gegen Feng Yu Hsiang und Yen Hsi San fort- 
gezogen wurde, Gelegenheit, selbst große Städte, zuletzt die Provinzhauptstadt 
Changsha, einzunehmen. — Der naturhafte Bauernkommunismus stieg damit aus 
seinen unzugänglichen Bergeinsamkeiten herab, er trat ins Licht der breiten Auf- 
merksamkeit und löste nun den unvermeidlichen, seit langem schon im stillen 
vorbedachten Gegenzug der bürgerlichen Landesregierung, den Kommunistenfeld- 
zug, endlich aus. — 

Womit es die Regierung in den aufständischen Gebieten zu tun hat, ist also im 
tiefsten Wesen eine naturhafte Bauernbewegung. Eine solche Bauernrevolte gegen 
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as bürgerliche Regime, gleichwohl sie kommunistische Züge hat, ist aber doch noch _ 
in charakteristischer Kommunismus. Nach dem heutigen Sinn ist eine planmäßige 
Änderung der Gesellschaftsstruktur und durch diese hindurch des Produktions- 
‚Prozesses für China in diesem Begriff untrennlich eingeschlossen. Die Bauern- 
"bewegung ließ aber das Familienwesen und die alte, „asiatische“ Familienproduk- 
‚tion unberührt. Ferner schließt der Begriff vom charakteristischen Kommunismus 
Proletarisch-diktatorisches Zielbewußtsein ein. Gleichwohl nun die Bauernbewegung 
‚sowjetische Gemeindeorganisationen ins Leben rief, fehlte ihr doch der aufs ganze 
Reich zielende proletarisch-diktatorische Zug. Als die Aufständischen die Provinz- 
‚hauptstadt Changsha eingenommen hatten, beschränkten sie sich auf Plünderung 
‚und Verfolgung der Gentry; keinerlei Versuche, das städtische Proletariat zu orga- 
nisieren und zur Diktatur zu führen, fanden statt. 

Der in diesem Sinne unpolitische Charakter der Bauernbewegung liegt an der 
‚politischen Führung des Aufstandes, und diese wieder im Wesen der heutigen 
Kommunistischen Partei Chinas. Um unser Bild zu vollenden, ist es deshalb nötig, 
‚eine Untersuchung der Kommunistischen Partei vorzunehmen. 


II 


Die heutige Bauernbewegung in Kiangsi und in den Grenzgebieten von Fukien, 
"Hunan, Hupeh, bis hinein nach Honan und Anhui, gegen die sich der Kommu- 
‚nistenfeldzug Nankings richtet, hat viel Ähnlichkeit mit den Bauernaufständen des 
‚19. Jahrhunderts, aus denen schließlich die Taipingrebellion hervorging. Es sind 
Aufstände sozialen Charakters, gegen obrigkeitliche Aufrechterhaltung einer Ord- 
nung gerichtet, die der besitzenden Klasse und der Beamtenklasse, der Gentry, 
durch ausbeuterisch empfundene Zinsgrundrenten- und -steuerauflagen das natur- 
gegebene, harte Existenzlos der Bauernschaft noch zu aggravieren gestattet. 
Seinerzeit wie heute glauben die Aufständischen ihre Befreiung in einem primi- 
tiven Kommunismus finden zu können; und heute, wie seinerzeit, treibt eine von 
blutiger Vergeltung begleitete Verfolgung durch die Regierung, die Aufständi- 
schen von der Heimatscholle ins unzugängliche Weite der anstoßenden Provinzen 
zu fliehen und so das Leiden zu verbreitern. — Diese Verwandtschaft der Vor- 
gänge von vor hundert Jahren und heute ist auch durchaus natürlıch, denn an 
dem Existenzlos der agrikulturellen Bevölkerung Chinas, insbesondere in den hoch- 
gelegenen Landesteilen, hat sich in den hundert Jahren auch nichts zum Besseren 
gewendet. Produktionsmittel und Methoden sind praktisch dieselben geblieben. Die 
Produktivität des Landes und vor allem die Anbaufläche sind eher verringert als 
gehoben. An Bewässerungsanlagen ist nichts Neues geschaffen worden; dieselbe 
Armseligkeit der Ernten, dieselbe unaufhörliche Gefahr von Hungersnot liegt über 
dem Bauernland. Dabei aber ist der Einfluß, den der Außenhandel auf die 
Bauernexistenz ausübt, um ein Vielfaches empfindlicher geworden. Der Anbau von 
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Exportprodukten ist unter dem gewaltigen Druck des inzwischen allgemein ge- 
wordenen Verbrauchs von Importwaren, wie Petroleum, ausländische Baumwoll- 
stoffe, Farben, Zigaretten usw., zu scharfer Verknappung des Nahrungsmittelbaus 
angestiegen; die Existenznot würde durch einen gehobenen Lebensstandard, dem 
keine erhöhte Produktion die Waage hält, nur unerträglicher. | 

Es ist wahr, es scheint der heutigen Bewegung, gegenüber der Taipingrebellion, 
das fanatisierende religiöse Momentum zu fehlen. Aber das Momentum neuzeitiger 
Bewegungen ist ja überhaupt nicht mehr religiöse, sondern politisch-organisato- 
rische Massenführung, und diese Rolle spielt heute eben die Kommunistische 
Partei Chinas. 

Die Kommunistische Partei hat auch in die Bauernbewegung eingegriffen. Daß 
ihr dennoch staatenbildnerisches Vermögen fehlte und die Aufständischen, selbst 
als sie die Provinzhauptstadt Changsha eingenommen hatten, keinen Versuch, eine 
proletarische Gegenregierung aufzusetzen, machten, erklärt sich nun, wenn wir 
die Natur und Art der heutigen Kommunistischen Partei Chinas ansehen. Seit der 
Verfolgung der Kommunisten, mit der sich die Nankingregierung in Schanghai 
und den Jangtsestädten und in Kwangtung im Jahre 1927 etablierte, ist die Kom- 
munistische Partei als politisch schöpferisch geführte Organisation zerschlagen 
worden. Politische Gewerkschaften, organisierte Zellen unter der städtischen 
Arbeiterschaft existieren nicht mehr, und die kommunistischen Bauernverbände 
sind ebenfalls überall aufgelöst, wo die Macht Nankings hinreicht. Was wir als 
Kommunistische Partei Chinas heute bezeichnen, sind tatsächlich nur mehr unter- 
einander zwar irgendwie verbundene, aber über China verstreute, kommunistisch 
aktive Individuen. Ihr Zusammenhalt geht von Person zu Person, und ihre poli- 
tische Aktion ist beschränkt auf heimlich verbreitete Flugblätter und Mosquito- 
zeitungen. — Diesen Sachverhalt müssen wir uns also vorhalten, wenn wir davon 
sprechen, daß die Kommunistische Partei in die an sich naturhaft entstandene 
Bauernbewegung eingriff.:Wandernde Kommunisten bemühten sich, die weit von- 
einander getrennt operierenden Truppenbanden zu planmäßigem Handeln unter- 
einander und mit den Kommunisten im ganzen in ‚Fühlung zu halten. Zivil- 
kommissare begleiteten die Truppenführer, oder hielten sich doch wenigstens in 
deren Hauptquartieren auf. Die Bildung von Bauern- und Soldatensowjets wurde 
versucht, organisatorisch zu beeinflussen, und im Sommer letzten Jahres fand dann 
auch ein ländlicher Sowjet- und Kommunistenkongreß in Kian am Kanfluß, 
Provinz Kiangsi, statt, an dem auch chinesische Delegierte der Dritten Internatio- 
nale teilnahmen. — 

Aus den politischen Diskussionen in den Mosquitozeitungen und aus dem Bericht 
über den Kiankongreß geht hervor, daß das Aktionsprogramm der Kommunisti- 
schen Partei auf Sowjetisierung des flachen Landes hinauslief. Man wollte mit den 
landarmen Bauern und, gestützt auf Insurgentenbanden aus dem Dor£proletariat, 
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bi eite Flächen von Landsowjets bilden, die die Landstädte umgeben, einschließen 
und dauernd brandschatzen sollten; und so wollte man auf die Industriestädte 
vordringen. Im übrigen erschöpfte sich das Programm in bekannten kommunisti- 
schen Schlagworten. 

- Ein ungeduldiger Stürmer der kommunistischen Sache, wie z. B. der Inder 
M. Nath Roy, würde das Programm der Kommunistischen Partei Chinas ohne 
Zweifel als grundsätzlichen Mißgriff der Führer verurteilen. Ohne Mitwirkung 
der revolutionären Massen der proletarischen Arbeiterschaft von den Städten aus, 
ist vom flachen Lande aus niemals eine kommunistische Diktatur errichtbar. — 
Das ist so — aber es handelt sich nicht um einen Mißgriff der Führer, sondern 
um eine Unmöglichkeit unter den heutigen Verhältnissen. Die proletarische 
Arbeiterschaft steht unter militärisch-disziplinierter Macht der bürgerlich-deme- 
kratischen Regierung. Einen erfolgreichen proletarischen Aufstand in den Städten 
zu erwirken, ist der heutigen Kommunistischen Partei von China nicht möglich, 
sie ist dazu zu schwach und in sich selbst zu haltlos. — 

Man hat in der kommunistischen Literatur über die Vorgänge in China seit 
1918, seit der moderne Kommunismus in China sein Haupt erhob, entweder die 
Wucht der kommunistischen Bewegung stark überschätzt, oder man hat in eben 
der gesagten Weise das Ausbleiben umfassenderen Durchdringens Fehlern in der 
Führung zugeschrieben. Beides ist falsch. China ist nicht kommunistisch ein- 
gestellt, sondern sunyatsenistisch. Das ist der objektive Grund für das Schicksal, 
das der Kommunismus fand, ein durchaus zwingender Grund. — 

Genau in welchem Augenblick die kommunistische Bewegung sich zur organi- 
sierten Partei verdichtete, ist kaum festzustellen. — In den revolutionären Zeiten 
seit ıgıı gab es viele radikale Vereinigungen in China. Sie entsprangen der Welle 
soziologischen Grübelns und Suchens, die über die Studenten- und Intellektuellen- 
kreise hinzog. Eine der ersten Gründungen dieser Art war eine kleine sozial- 
demokratische Partei, die jedoch niemals eine merkliche soziale Auswirkung er- 
langte. Dennoch ist gerade dieser Klub Intellektueller vielleicht der Ausgangs- 
punkt der späteren Kommunistischen Partei, denn man weiß, daß der kommu- 
nistische Jugendverband seine ersten Mitglieder gerade aus diesem Kreise bekam. 
Das erste kommunistische Organ war wahrscheinlich die Zeitung des Professors 
Chen Tuh Hsiu, von der Universität in Peking, die „Weekly Review“, die von 
1919 an die radikale Studentenbewegung auf den modernen Kommunismus leitete. 
Im September 1920 wurde dann, in der französischen Niederlassung von Schanghai, 
eine Zusammenkunft chinesischer Radikaler ausgehoben, an der auch ein Repräsen- 
tant der Dritten Internationale teilgenommen haben soll. Man ist geneigt, diesen 
Augenblick als die Gründung der Kommunistischen Partei, unter der Präsident- 
schaft von Chen Tuh Hsiu, anzusehen. Jedenfalls sind schon im folgenden Jahr 
auf dem „Kongreß aller unterdrückten Völker des Ostens“ in Irkutsk 30 chine- 
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sische Delegierte als Vertreter der chinesischen Kommunistischen Partei auf 
getreten. — N 

Von ıgıg an ist auch die Arbeiterschaft mit Massenprotesten gegen die bürger- 
liche Unternehmerwirtschaft auf der sozialen Bildfläche Chinas ostentativ geworden. 
Es ist hier. an die Erschießung von Arbeiterführern der Gewerkschaften an der 
Peking-Hankow-Bahn durch Wu Pei Fu in Hankow, an die blutige Unterdrückung 
der Arbeiterinsurrektion in den englischen Kohlengruben in Chili zu erinnern 
und an die Streiks in der Industrie von Schanghai, die bis zur Unterdrückung des 
Kommunismus durch die neue Nankingregierung im Jahre 1927 die bürgerliche 
Besitzklasse in Atem hielt. Der Höhepunkt des Arbeiterauftretens war der See 
mannsstreik von Hongkong 1922. Durch die Unterstützung von Sun Yat Sen: 
revolutionärer Regierung von Kanton ‚hatte dieser Lohnstreik durchgreifenden 
Erfolg und demonstrierte zum erstenmal die ungeheure Waffe, die eine organisierte 
Arbeitererhebung für den nationalen Befreiungskampf sein konnte. Von da an hat 
die Kommunistische Partei in Kanton feste Form und Gestalt. Sun Yat Ser 
duldete sie. | 

Die folgende Periode bis zum Januar 1924 war auch für die Partei Sun Yat 
Sens, die Kuo Min Tang, eine Zeit des Übergangs von den bürgerlichen Klasser 
zu den Arbeitern und Bauern als tragender Schicht für die nationale Revolution 
Es fällt in diese Zeit die Zusammenkunft Sun Yat Sens mit dem Gesandter 
Sowjetrußlands, Joffe. — Obgleich nun Sun Yat Sen den Kommunismus nich’ 
annahm, so nahm er doch die chinesische Kommunistische Partei zur Mitwirkung 
an den politisch-sozialen Zielen der Kuo Min Tang nach den „Drei Volks 
prinzipien“ an. — Damit war die Kommunistische Partei Chinas in den nationaler 
revolutionären Kampf und in die Nationalistische Regierung Kantons eingetreter 
und entwickelte ihre Kräfte, unter Anerkennung von Sun Yat Sens Prinzip de: 
Verwirklichung der Kuo-Min-Tang-Ziele durch Zusammenwirken der revolutio 
nären Bürgerschaft, der Bauern und der Arbeiter; also unter Hingabe ihre 
Klassenkampfprinzips. — Als die Kommunistische Partei, gegen Ende 1925, di. 
gesteckten grundsätzlichen Grenzen zu überschreiten schien, erlitt sie sofort einen 
ernsten Rückschlag. Ihr Einfluß in der Regierung wurde beschränkt, und an 
20. März 1926 führte Chiang Kai Shek einen militärischen Handstreich, der viel 
chinesische und russische Kommunisten aus Kanton vertrieb. — 

Schon dieser Vorgang brachte den kommunistischen Führern in der kommui 
nistischen Literatur den Vorwurf, ein ungenügendes Programm verfolgt zu haben 
Sie hätte sich niemals den Prinzipien Sun Yat Sens unterwerfen dürfen, sonder: 
schon damals den Angriff auf diese Prinzipien und die Hochhaltung des Klassen 
kampfes durchführen müssen, wenn sie jemals zur Diktatur im nationalen Be 
freiungskampf gelangen wollte. Das ist sicherlich richtig, aber es war unmöglich 
Die Kuo Min Tang führte den nationalen Befreiungskampf, und nicht die Kom 
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Ernistische Partei; und sie verfügte über die stärkeren militärischen Kräfte gegen- 
über dem Proletariat. 
Noch mehr überschätzt wird in der kommunistischen Literatur die Wucht der 
kommunistischen Massen, wenn sie in der Zeit von 1927 in Wuhan scharf eine 
Mißführung der Massen tadelt. Die Abspaltung von Chiang Kai Shek mit dem 
rechtsgerichteten Parteianhang hatte Wuhan zu einem Zentrum der kommuni- 
stisch-revolutionären Kräfte werden lassen. Dennoch hielten die Führer der kom- 
munistischen Partei programmäßig an der Kuomintangfront fest, anstatt die Massen- 
bewegung der Bauern im Innern der Provinzen Hunan und Hupeh auszunutzen, 
E Arbeiterproletariat von Wuhan zu bewaffnen und der Diktatur zuzuführen. 
— Es ist wiederum derselbe Fall; die 
Kommunistische Partei konnte ein sol- 
‚ches Programm nicht annehmen, weil 
sie es nicht durchführen konnte. Die 
Bauernaufstände waren sehr wenig 
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unter der Kontrolle einer kommunisti- 
schen Parteiführung; es waren viel- are 
mehr naturhafte Ausbrüche mit primi- ni 
#iv kommunistischem Charakter, und u ei 5 
ihre Zusammenfassung unter politisch- || Ust 
schöpferische Führung praktisch war 
ausgeschlossen. Die kommunistischen 
Truppenkörper, die im 'Heere «von 
Wuhan standen, waren weit in der 
Minderzahl, ja, sie bestanden in Wirk- 


lichkeit nur aus der einen Division 


Chang Fah Kuei, und zur Bewaffnung Nloinz ee 
des Proletariats hatte die kommuni- 
stische Führung ganz einfach nicht den nötigen Zugriff zu Waffen. — Die Kommu- 


nistische Partei ist niemals stark genug gewesen, Sun Yat Sens Vermächtnis*) hin- 
wegzufegen und die Diktatur der Bauern und des Proletariats zu errichten. — 
Diesen Umstand nicht begriffen zu haben, war im Gegenteil der Fehler von 
Männern, die jetzt, wie M. Nath Roy es tut, die kommunistische Literatur mit 
Erklärungen füllen. M. Nath Roy war in Wuhan Delegierter der Dritten Inter- 
nationale und hatte das Ohr von Stalin, er trägt in eben dieser Weise nicht wenig 
Schuld an dem wirren Ende der Wuhan-Periode. — 


*) Vgl. hierzu G. Amann, Sun Yat Sens Vermächtnis, Geschichte der chinesischen Revolution, 
Kurt Vowinckel Verlag, Berlin-Grunewald, und die unter dem gleichen Titel erschienene Auf- 
satzreihe des Verfassers in der „Zeitschrift für Geopolitik“, Jhrg. 1925, Heft 8, Jhrg. 1926, 
Heft 2 und 9, Jhrg. 1927, Heft 3, 5 und 6. 
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Der heutige Kommunismus, den wir in China haben, ist eine naturhafte, nur 
aus sich selbst überlassener Existenznot entstandener sozialer Aufstand, und die: 
Nankingregierung ist im Recht, ihn nicht als organisch unüberwindliches Phäno- 
men anzuerkennen. Staatenbildnerische Kraft wohnt der Bauernbewegung nicht 
inne, und die heutige Kommunistische Partei Chinas vermag es nicht, sie schöpfe- 
risch zu begaben. | 
Man kann also wohl auch den: Pressenachrichten Glauben schenken, wonach| 
zuletzt nun ebenfalls die Dritte Internationale sich von der Kommunistischen: 
Partei Chinas losgesagt haben soll. Eine fruchtlose soziale Umwälzung, die dem: 
modernen kommunistischen Ideal einer neuen Gesellschaftsform in China, als Vor- 
aussetzung für neue Produktionsprozesse unter proletarischer Diktatur, niemals: 
dienen kann, wird auch die Dritte Internationale nicht unterstützen wollen. 


ADOLF RÖPNACK: 
Die nordamerikanische Tendenz des Nikaragua-Kanals 


Im Herbst letzten Jahres hat Präsident Hoover — von Hause aus Ingenieur — 
den bedeutungsvollen Kongreßbeschluß unterzeichnet, welcher den endgültigen: 
Bau einer weiteren Wasserstraße vom Atlantik zum Stillen Ozean vorsieht, d. h.. 
den Kanal durch Nikaragua. 

Seit dieser Zeit befinden sich 400 nordamerikanische Ingenieure der Armee: 
und Marine unter Leitung des Kriegsamts in Nikagarua, um nun die Grundzüge 
festzulegen, nach denen auch hier, wie einst in Panama, das Gesicht des nord- 
amerikanischen Imperialismus unzweideutig herauszumeißeln wäre. 

Damit erfüllt sich in Zentralamerika der Auftakt zu einem zweiten Bauvorhaben: 
von weltgeschichtlicher Bedeutung,“ welches eigentlich unter allen projektierten. 
transozeanischen Verbindungen die erste Stelle einnahm. Nur durch den voreiligen 


Beginn des Kanalbaues in Panama konnte das Nikaraguaprojekt vorübergehend 
in einen sekundären Rang geraten. 


Vorgeschichte 


Das ganze mittelamerikanische Durchbruchsproblem ist eine mittelalterliche 
Idee, die alle Kulturvölker beherrschte seit der Zeit, da die spanischen Entdecker 
und Eroberer die Küsten der Karibischen Randländer abtasteten, um den Weg nach 
Indien vom Westen her zu finden. Es handelte sich stets um die Nutzung einer 
der drei Festlandseinschnürungen, welche durch auffallend günstige, natürliche Ge- 
senke zu einer künstlichen Durchfurchung geradezu herausforderten, und zwar: 


ı. um die Ausnutzung der Senke und des Sees in Nikaragua, welche zur Zeit eingeleitet ist; 


>. um die Öffnung der Panamaenge, die nun seit ıgı5 unter Einbeziehung des Ric 
Chagrestales vollzogen ist, und ; 


3. um die Verbindung des Golfs von Campeche (Mexiko) mit dem Golf von Tehuantepe« 
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24 
vermittels des zu kanalisierenden Rio Coatzacoalco, die u. a. bereits in den siebziger Jahren 
ee letzten Jahrhunderts dadurch Tatsache zu werden versprach, daß der nordamerikanische 
I ıgenieur Eads von Golf zu Golf eine Eisenbahn bauen wollte, welche die Schiffe über Land 
auf Schienen beförderte, eine sogenannte Schiffseisenbahn. 


2 


„Der Gedanke an eine Nutzung des Nikaraguasees war vorherrschend, besonders 
von da ab, da Alexander von Humboldt die ersten wissenschaftlichen und grund- 
legenden Untersuchungen in jenem Gebiete anstellte und dann entschieden für 
einen Weg durch Nikaragua eintrat, und ferner dadurch, daß der Suezkanal den 
führenden Seefahrernationen den Weg zu macht- und wirtschaftspolitischem Wert- 
zuwachs vorzeichnete. Holland, Frankreich, England und Nordamerika buhlten in 
der Form von Privatgesellschaften sowohl als durch ihre Regierungen um den 
Vorzug der Konzession. Die „Staaten“ erlangten dann auch Kanalbauvorrechte auf 
dem Isthmus von Panama wie in Nikaragua, allerdings unter der stets drohenden 
Gefahr eines Krieges mit England (gleichzeitig mit Japan), wenn nicht Respek- 
tierung des Stärkeren erfolgt wäre; denn bis zum Weltkriege war Nordamerika, 
politisch wie wirtschaftlich noch keine Weltmacht diktatorischen Charakters. 
Ein Transit durch den Nikaraguasee erforderte stets die Einwilligung Englands, 
ganz abgesehen von der bescheidenen Grenzrepublik Costa Rica oder Nikaraguas 
selbst. England hatte in Nikaragua den „Staaten“ gegenüber bis zum Weltkriege 
den politischen Vorsprung, denn es besaß im Osten die Schutzherrschaft über das 
Mosquitoland und in diesem den Schlüssel zu einem Kanal zum See, den Hafen 
Greytown, dem heutigen San Juan del Norte, welcher allein auf der atlantischen 
Seite als Eingangstor in Frage kommt. 

Zwischen Nordamerika und England war ı850 der Clayton-Bulwer-Vertrag zu- 
stande gekommen. Dieser verpflichtete beide Regierungen zur Wahrung der Neu- 
tralität und Sicherheit des Kanals und der Integrität Nikaraguas. Niemals konnte 
der Kanal einseitig kontrolliert, noch militärisch besetzt oder befestigt werden. So-, 
mit war jegliche Bauabsicht der Nordamerikaner an dieser Stelle gelähmt. 

Heute ist der Bau und Betrieb eines Nikaraguakanals genau so wie bei dem 
seinerzeit unter teilweise veränderten Umständen ins Leben gerufenen Panama- 
kanal in verkehrs-, wirtschafts- und machtpolitischer Beziehung eine rein nord- 
amerikanische Angelegenheit. 

Diese Wandlung konnte sich vollziehen, weil die Franzosen im Bau des seiner- 
zeit von ihnen angefangenen Panamakanals — 1891/93 — völlig versackt sind und 
die Initiative auf die Nordamerikaner damals schon, gleichzeitig mit einem geo- 
politischen Plus, überging, zweitens weil die Nordamerikaner den Weltkrieg ge- 
wonnen haben, wodurch ihnen aus Europa reichlich Geldmittel und, besonders auf 
Kosten Englands, vermehrte weltmachtpolitische Bedeutung zuwuchsen, und drittens, 
weil nach vierjährigem Bürgerkrieg und schließlich nordamerikanischer Intervention 
mit Waffen in Nikaragua eine Regierung ans Ruder kam, ähnlich wie seinerzeit in 
Panama, welche den Staaten nicht nur die zur ungehinderten Durchführung des 
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Kanalbaues notwendigen Bewegungsfreiheiten, sondern auch die mit der Idee a | 
sich nicht unmittelbar zusammenhängenden wirtschafts- und machtpolitischen 
Freiheiten, d. h. wie bei Panama: eine militärisch wie wirtschaftlich allein durch de 
Nordamerikaner kontrollierte ‚Zone‘ konzessionierte. 

Es bedurfte also erst Nordamerikas Teilnahme am Weltkriege und des Bryanh| 
Chamorro-Vertrages (1916) bzw. des Londoner Rüstungsvertrages (1930) zwischen ı 
England-Nordamerika-Japan, um im: Karibischen Gebiet sowohl wie weit darüber‘ 
hinaus, im Pazifik und in Ostasien, die zur Handlung notwendige politische Un- 
gebundenheit endgültig zu erlangen, und zwar ganz im Sinne eines Neo-Mon-; 
roeismus, der heute die ganze Welt umspannt und von England fordert, daß es; 
seine Befestigungen auf den Westindischen Inseln (Jamaika) schleife. 

Wohl war der Sinn der Monroedoktrin schon immer: Abwehr des europäischen: 
macht- und wirtschaftspolitischen Einflusses von All-Amerika; jedoch niemals in 
der Transitfrage. Die Staaten standen mit ihren Flotten noch am Anfang dieses3 
Jahrhunderts erst an dritter Stelle! Der Neo-Monroeismus trägt aber den Sinn dess 
Imperialismus, den Geist der Offensive, der sich nun über die ganze Welt erstreckt! 


Ein Vergleich mit dem Panamakanal 


Es steht heute schon fest, daß der Panamakanal in ro Jahren den stetig wach- 
senden Transitbedürfnissen nicht mehr genügen wird, den militärischen Belangen 
aber genügt er heute schon nicht mehr, das wird einmal — indirekt — durch die 
imperialistische Tendenz des Neo-Monroeismus bewiesen, dann durch das Wachs-} 
tum der Ausmaße bei Schlachtschiffen und Flugzeugmutterschiffen und durch das} 
modern und groß angelegte Flottenmanöver bei Panama 1929 *). 

Obgleich diese Gründe nun zur Inangriffnahme des Baues eines zweiten Kanalıl 
führen, unterläßt man nicht die Revision des Panamakanals, welche die veränderten | 
Verkehrs- und Sicherungsbelange auch an dieser Stelle bedingen, um eine zeitil 
gemäße Kapazität in jeder Beziehung zu wahren. | 

Neben der Nikaraguakommission arbeitet zur Zeit auch eine Untersuchung 
‘ kommission in der Panamazone. Man prüft die Möglichkeit der Umgestaltung des 
Schleusenkanals in einen Niveaukanal durch Vertiefung und Verbreiterung oh nal 
Hemmung des Verkehrs. Die Kosten dieser F ormveränderung schätzt man auu 
ı Milliarde Dollar, die Bauzeit auf ı8 Jahre. Im übrigen ist man schon jetz 
dabei, der steten, durch Erdrutsch im Culebramassiv bedingten Verstopfungsgefahi; 
wie der Gefahr des Wassermangels durch bauliche Veränderungen zu begegnen und 
den bisher nur tagsüber währenden Durchleitungsdienst durch einen zusätzliches 
Nachtbetrieb zu erweitern. 

Aber ganz abgesehen von den gesteigerten Bedürfnissen des heutigen Weli 


*) Vgl. H. Wohlthal: Amerikanische Manöver am Panamakanal 1929. Zeitschr. £. Geopo, 
Heft 5, Mai 1930. 


RÖPNACK: DIE NORDAMERIK. TENDENZ DES NIKARAGUA-KANALS 631 


E+ an sich, so ist es natürlich die Zunahme der Entfernungen im nord- - 
imerikanischen Macht- und Wirtschaftsbereiche, welche verbesserte Transitwege, 
"vermehrte Stützpunkte und Umschlagstellen in Mittelamerika erfordert. Der 
'Panamakanal ist bereits die Basis für die direkte Einflußzone (das ist Mittel- und 
Südamerika), sowie für die indirekte (von China bis Persien) der nordamerika- 
‚nischen Wirtschaft. Die Fäden der Wechselbeziehungen zwischen der Industrie des 
'nordamerikanischen Ostens und dem Rohstoff- bzw. Produktenhandel der pazi- 
fischen Randländer und dem mittleren Amerika laufen hier zusammen, um durch 
‚die Schiffahrt über den Kanal zum Ausgleich zu kommen. 
_ Durch den Nikaraguakanal wird diese Basis stabiler, das Ausgleichstempo schnel- 
‚ler. Das Missoury-Mississippi-Becken kommt in eine verbesserte Verkehrslage und 
"ganz Mittelamerika samt Karibische See, über welche sich jetzt schon ein weitver- 
zweigtes Netz einer nordamerikanischen Verkehrs- und Wirtschaftsorganisation 
"unter Führung der „United Fruit Company“ in Boston spannt, wird vermehrt und 
derart von nordamerikanischen Energien aller Art beeinflußt, daß die politische 
wie wirtschaftliche Selbständigkeit der zentralen iberoamerikanischen Nationen in 
kurzer Zeit gänzlich verschwunden sein wird. — Die genannte Gesellschaft unter- 
hält schon jetzt in Mittelamerika ein Eisenbahnnetz von ı100 Meilen, ein Straßen- 
bahnnetz von 680 Meilen, eine Flotte von 72 Schiffen von 3000 bis 7000 t, 
"188 Lokomotiven, mehr als 5000 Automobile. Sie beschäftigt allein im Gebiete der 
Karibischen See etwa 50000 Leute, mindestens ebensoviel auf ihren eigenen, 
hauptsächlich Bananenplantagen und besitzt eigene Flieger-, Telephon-, Tele- 
graphen-, Funk-, Hotel- und Bankorganisationen in allen zentralen Staaten. — 

Auch die Nationen Südamerikas geraten, wenn auch langsamer, vermehrt in 
die Abhängigkeit der „Staaten“. Eine führende Rolle spielt hier die Handels- 
und Schiffahrtsgesellschaft „Grace“, die Geldinstitute „Speyer & Co.“ und ‚Equi- 
table Trust‘ in New York, sowie die „Standard Oil Co.“ in Jersey. 

Der Vollzug der überstaatlichen Gründungen in Iberoamerika unter dem Schutze 
des Sternenbanners erscheint zulässig, solange England — der einzige weltwirt- 
schaftliche Gegenpol der Staaten — die Initiative auf dem Welt- und Geldmarkte 
nolens volens den Nordamerikanern überlassen muß. 

In demselben Maße wie der Nikaraguakanal die Wechselbeziehungen der nord- 
amerikanischen Wirtschaft fördert, wird er auch die Beziehungen der nordameri- 
kanischen Kriegsflotten verbessern. Er wird der Seemacht ebenso ein verbesserter 
Ausgleichsfaktor sein wie Öperationsbasis und ihr die Aktionsradien erweitern. 
Beide Kanäle werden sich gegenseitig schützen wie entlasten. Ja, es liegt sogar der 
Gedanke nahe, ob nicht der Nikaraguakanal als künftiger Hauptstützpunkt der 
Staaten in Zentralamerika eines weiteren Flankenschutzes in Form eines dritten, 
weiter nördlich gelegenen: Kanals, nämlich auf dem Isthmus von Tehuantepec, be- 
darf. Ein strategisch wichtiger „Streifen“, den sich die Staaten auf Grund ihrer 
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Doktrin zu sichern hätten, noch ehe Mexiko hier die Konzession anderweitig ver- 
gibt. Es ist aber anzunehmen, daß hier die vertragliche Sicherung bereits er- 
folgt ist, denn nach einer Meldung vom Herbst 1930 verhandelten bereits nord- 
amerikanische Kapitalisten mit der mexikanischen Regierung über den Bau eines 
Kanals über die Landenge von Tehuantepec zwischen Coatzacoalcos am Atlantischen 
Ozean und Salina Cruz am Stillen Ozean. 

Welchen Machtzuwachs ein Tehuantepec-Kanäl für die Staaten bedeuten würde, 
erkennt man, wenn man bedenkt, daß die Entfernung zwischen Panama und dem 
pazifischen Stützpunkt San Pedro — nahe Los Angeles — — 3000 Meilen und | 
zwischen Panama und Hawai = 700 Meilen beträgt. | 

Die Flottenmanöver bei Panama 1929 haben gezeigt, daß ein Kanal äußerst 
leicht verwundbar ist. Deshalb brauchen die Staaten Ersatzkanäle! Ausschlag- 
gebend war die Fliegerwaffe. Der Beherrscher der Luft wird auch jegliche Kanal- 
zone beherrschen. Liegt der Vorteil beim Angreifer, so ist es leicht, mittels Beob- 
achtungsflugzeugen das Feuer der Schiffsgeschütze schon aus weitmöglichster Ent- 
fernung, unter Umständen unter Horizont, auf die empfindlichsten Stellen des 
Kanals zu lenken, um durch Zerstörung auch nur einer Schleusenanlage den Kanal- 
effekt unwirksam zu machen. Auch genügt ein Angriff schwerer Bombenflieger. 
Beim Panamakanal z. B. genügt die Zerstörung des hydroelektrischen Werkes bei 
Gatun, um die Schleusentore und Treidellokomotiven unbeweglich zu machen, oder 
die Zertrümmerung des Regulierwerkes im Gatundamm, wodurch die Wasser des 
Gatunsees mit unaufhaltsamer Wucht zum Atlantık auslaufen würden. Ein mini- 
maler Wasserstand in der Fahrrinne des Sees und Kanals, bei dem die Schiffahrt 
eingestellt werden müßte, wäre die Folge; der Kanal wird zur Falle. 

Die bereits genannte Panamakommission hat auch auf Grund solcher Er- 
wägungen den Auftrag, die Umwandlungsmöglichkeit des Kanals vom Schleusen- 
zum Niveaukanal zu prüfen. 


Die projektierte Planung des Nikaraguakanals 


Der Nikaraguakanal wird allen Eventualitäten weitgehendst Rechnung tragen. 
Der Durchführung des Baues stehen politische, finanzielle und natürliche Hinder- 
nisse nicht mehr im Wege. Lange Zeit hindurch führten die ungesunden klima- 
tischen Verhältnisse an der Mosquitoküste und die Gefahr des Vulkanismus zu 
Hemmungen. Auf Grund der glänzenden Sanierungsergebnisse und Erfahrungen 
beim Bau des Panamakanals, gibt es für die Nordamerikaner eine Fiebergefahr in 
Nikaragua heute nicht mehr. Anders aber ist die Zerstörungsmöglichkeit zu be- 
urteilen, welche durch die Kräfte der Tiefe gegeben ist. Eine ganze Reihe von Vul- 
kanen, von denen ein Teil noch heute tätig ist, zieht sich durch die Nikaragua- 
senke. Die Nordamerikaner schrecken aber in Anbetracht ihrer günstigen wirt- 
schaftlichen Lage und der hohen strategischen Bedeutung des Kanals nicht zurück. 
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Das beweist eine Erklärung des Chefs des nordamerikanischen Ingenieurkorps, | 
General Brown, anläßlich der Erdbebenkatastrophe bei Managua Ende März dieses | EI 
Jahres. Er betont, daß das Erdbeben dem Plane keinerlei Hindernisse in den Weg | 


gelegt hätte, zumal die zur Verwendung kommenden Eisenbetonkonstruktionen der 


Zerfallsgefahr wenig ausgesetzt sind. Man wird sich bei der Anlage des neuen 
Kanals nicht auf eine, und zwar kürzeste Verbindung der Ozeane beschränken, 
sondern voraussichtlich nach und nach ein System von Kanälen entstehen lassen, | 
wobei es ohne Schleusen und Regulatoren, also ganz im Sinne ‘des Niveaukanals bei 
freien, offenen Durchstichen mit oder ohne Strömung, nicht abgehen wird. 


Als wesentliche, natürliche Komponenten sind gegeben: Der Rio San Juan mit 


dem Hafen Greytown, der 33m über dem Atlantikspiegel gelegene Nikaraguasee, der 
ı4 m über letzterem gelegene Managuasee und eine Reihe von günstig verlaufenden 
Talsenken auf dem schmalen Landstreifen, der die beiden ‚Wannen‘ vom Pazifik 
trennt. Die zahlreichen Schnörkel und Stromschnellen des Rio San Juan werden 
durch Kanalzüge umgangen. Frühere Projekte weisen die Hinaufstufung der 
Schiffe zum Nikaraguasee durch drei Stufenschleusen — etwa auf 10, ı8 und 
33 m — auf. Ob man die drei Schleusen wird vermeiden können, das stellt die 
derzeitige Kommission fest. 

Auf der Enge östlich des Nikaraguasees werden voraussichtlich zwei Durch- 
schnitte zum Pazifik geführt. Einmal unter Benutzung des Rio Lajas nach Brito 
und dann durch das Sapoatal nach dem militärisch wichtigen Hafen Salinas in 
Costa Rica. Hiermit wäre die Verbindung beider Ozeane bereits vollzogen! 

Zur Verknüpfung des Nikaraguasees mit dem Managuasee verbleibt die Regu-: 
lierung der Wasser des Estero von Panaloya und des Rio Tipitapa. 

Vom Managuasee aus wünschen die Strategen aus militärischen Gründen durch ı 
drei Kanäle zum Pazifik zu gelangen. Einmal mit einem Kanal durch die schmalste : 
Stelle der Enge, durch die Ebene von Leon, dann durch einen solchen zum Hafen ı 
von Corinto und ferner mittels drittem und längstem durch das Tal des Estero 
Real zum Golf von Fonseca. 

Alle zur Ausnutzung kommenden Senken sind hügelig, so daß das Durch- 
schneiden von Wasserscheiden, Ablenkung von Hochwassern, Anlage von Stau- 
becken und Staudämmen unvermeidlich sein wird, ebenso die Haltung der Kanal- 
spiegel auf der pazifischen Seite auf ein Flut- und auf ein Ebbeniveau wegen der 
stark differierenden Gezeiten dieses Ozeans. 

Die prinzipielle Kanalflucht liegt in der Verbindung des Hafens San Juan dell 
Norte mit dem als großen nordamerikanischen Flottenstützpunkt gedachten Gol 
von Fonseca. Diese außerordentlich günstig gelegene Bucht in de 
uneingeschränkten Besitz und in die transozeanische Verbin- 
dungeinbezogenzubekommen,daraufkommtesdem .nordameri- 
kanischen Imperialismus an! 
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; GERHARD HERRMANN: 
Weltwirtschaftlicher Bericht 


En inmenbruch der Ri han Creditanstalt und Eingreifen Englands — Auch Deutsch- 

land vor dem wirtschaftlichen Zusammenbruch und Eingreifen Amerikas — Goldabzug aus 

Deutschland, Zusammenbruch des Nordwolle-Konzerns und. Zahlungseinstellung der Danat- 

Bank — Die Kreditverhandlungen in Paris und London — Abermals grundsätzliche Schwenkung 
in Rußland. 


Die seit dem Herbst 1929 nur schleichend vorwärtsschreitende Weltwirtschafts- 
krise ist in dem hinter uns liegenden Vierteljahr zum offenen Ausbruch gekommen. 
So paradox es zunächst klingen mag, so hat die Ankündigung einer deutsch-öster- 
reichischen Zollunion den Stein politischer Verkettungen ins Rollen gebracht, deren 
‚wirtschaftliche Folgen ganz zwangsläufig zu den beispiellos sich überstürzenden 
„Ereignissen des Juli geführt haben. Die Entwicklung begann Mitte Mai mit dem 
Zusammenbruch der Österreichischen Creditanstalt und fand ihren — nur vor- 
"Jäufigen — Abschluß mit der Londoner Konferenz von Ende Juli. 

Was war geschehen? Die Absicht, eine deutsch-österreichische Zollunion zu 
errichten, hatte vor allem in Frankreich einen Sturm der Entrüstung erregt. Um 
nun für die bevorstehenden Verhandlungen in Genf das kleine Österreich gefügig 
zu machen, hatte man die stark unter westlichem Einfluß stehende Creditanstalt, 
‘von der wiederum etwa 75% der österreichischen Wirtschaft abhingen, durch die 
"Kündigung kurzfristiger Kredite zur Insolvenz getrieben, die ausgerechnet am Vor- 
abend der Genfer Konferenz, am ı3. Mai, eintrat. Ein offener Zusammenbruch 
der Bank, und damit der gesamten österreichischen Wirtschaft, wurde nur durch 
Eingreifen des Staates bzw. Übernahme einer staatlichen Garantie im letzten Augen- 
blick vermieden. Um diese Garantie auch praktisch durchführen zu können, war 
es für die österreichische Regierung notwendig, die ausländischen Gläubiger der 
Bank zum Stillehalten zu bewegen, d. h. von einer weiteren Abziehung der Kredite 
Abstand zu nehmen und gleichzeitig selbst einen größeren Kredit aufzunehmen, 
um der Bank neue Betriebsmittel zuführen zu können. Nach Wochen quälender 
Ungewißheit, während derer Frankreich die österreichische Abhängigkeit zu 'poli- 
tischen Erpressungen schlimmster Art auszunutzen versuchte, die es faktisch zu 
einer Dependance des Quai d’Orsay gemacht hätten, gelang es Österreich in buch- 
stäblich letzter Minute, am 16. Juni, den gewünschten Kredit von 150 Mill. Schilling 
und die Stillhaltungszusage von der Bank von England zu erhalten. Damit war für 
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Österreich die schlimmste Gefahr gebannt. Für Deutschland aber sollte sie erst: 
hereinbrechen. | 

Mit der Anspannung der politischen Lage für Deutschland seit der europäischen 
Diskussion über die Zollunionsfrage und seit der Krise der Creditanstalt, in die 
auch deutsche Banken stark verwickelt waren, seit Mitte Mai also, setzten auch in 
Deutschland in sich allmählich steigerndem Umfang Kündigungen von. ausländi- 
schen Krediten ein. Zunächst wurden diese Anzeichen wenig beachtet und für 
vorübergehender Natur gehalten. Das erste weithin sichtbare Notsignal wurde An- 
fang Juni in Chequers gegeben, wo die englische Regierung von der deutschen 
Notlage und»der Wahrscheinlichkeit eines Moratoriumsgesuchs für die Reparations- 
zahlungen unterrichtet wurde. Die dem Besuch in Chequers folgende innerpolitische 
Krise in Deutschland verschärfte die Devisenabzüge, machte die Lage der deutschen 
Privatbanken wie der Reichsbank immer schwieriger und rückte gleichzeitig die 
Gefahr einer deutschen Reparationszahlungseinstellung am nächsten Termin, dem 
ı5. Juli, immer näher. 

In diesen Tagen weilte gerade das autoritativste Mitglied des amerikanischen 
Kabinetts, Andrew Mellon, in London, wo er noch auf den frischen Eindruck von 
den Unterhaltungen in Chequers stieß. Bei dieser Gelegenheit machte Mellon mit 
großem Nachdruck seine Regierung in Washington auf die kritische wirtschaft- 
liche und finanzielle Lage in Deutschland aufmerksam. Als nun in denselben Tagen 
ähnlich warnende Briefe des USA-Botschafters ın Berlin, Sackett, einliefen, ent- 
schloß man sich in Washington, für die breite Öffentlichkeit ganz überraschend, 
zum Handeln, unter Verleugnung des jahrelang heftig verfochtenen Grundsatzes, 
daß Reparationen und interalliierte Schulden nichts miteinander zu tun hätten. 

In der Nacht vom 20. zum 21. Juni 1931 wurde der Hooverplan bekannt- 
gegeben, wonach alle Kriegsschulden und Reparationszahlungen für ein Jahr aus- 
gesetzt werden sollten. Und zwar sollte der Plan bereits am ı. Juli in Kraft treten. 
Eine Welle der Erleichterung ging durch die ganze Welt. Optimistische Gemüter 
sahen bereits das Ende der Weltwirtschaftskrise gekommen und sprachen von 
einem neuen Aufschwung, der nun kommen müßte. Nichts weniger als das ge- 
schah. Die Krise in der Weltwirtschaft wie in Deutschland selbst war viel zu 
schwer und in ihren Ursachen viel zu tief, um durch eine einzige großartige, 
wenn auch durchaus nicht selbstlose Maßnahme des amerikanischen Präsidenten 
behoben zu werden. 

Vor allem, sie kam zu spät. Es ist bekannt, wie die Inkraftsetzung des Hoover- 
plans durch den hartnäckigen Widerstand Frankreichs erheblich verzögert wurde 
und hierdurch die zunächst günstige psychologische Wirkung wieder kompensiert 
wurde. Das Ergebnis bestand bekanntlich darin, daß Deutschland nur von den ge- 
schützten Zahlungen befreit wird — etwa ı Milliarde RM. —, während der unge- 
schützte Betrag von etwa 660 Mill. RM. im Jahr an die Bank für Internationale 
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Zahlungen zu zahlen ist, aber von dieser der deutschen Regierung als Kredit wieder 
zur Verfügung gestellt werden soll. Der Wunsch Frankreichs, einen Teil dieser 
Summe seinen Trabanten in Osteuropa zukommen zu lassen, ist nicht in Erfüllung 
gegangen. Die aufgeschobenen Zahlungen sollen verzinst und in zehn Jahresraten 
ab 1933 amortisiert werden. 

- Während der Pariser Verhandlungen über das endgültige Zustandekommen des 
Hooverplanes, die am 7. Juli abgeschlossen wurden, und noch mehr in der Folge- 
zeit vermehrten sich die Kreditkündigungen ausländischer, insbesondere ameri- 
kanischer Banken, und steigerte sich also der Devisenabzug immer mehr, um am 
Vorabend der Katastrophe, am ı1. Juli, allein 100 Mill. RM. zu betragen. Die Be- 
mühungen des Reichsbankpräsidenten, in dieser für Währung, Banken und Wirt- 
schaft immer bedrohlicher werdenden Situation in London oder Paris einen größe- 
ren Kredit zu bekommen, schlugen fehl. 

In derselben Zeit stellte es sich heraus, daß die Verluste des größten denteber 
Wollkonzerns, der Norddeutschen Wollkämmerei in Bremen, um die schon seit 
Wochen Gerüchte umgegangen waren, sehr viel schwerer waren als anfangs vermutet 
wurde, und ein Konkurs unter sehr unerfreulichen Begleitumständen unvermeidlich 
sein würde. Da sämtliche Großbanken durch die ständigen Geldabrufe des Aus- 
lands an sich schon in ihrer Liquidität stark beengt waren, so war es klar, daß der 
Zusammenbruch der ‚Nordwolle“, einer der größten Konkurse der deutschen Wirt- 
schaftsgeschichte, in diesem Augenblick ganz besonders verheerende Folgen haben 
mußte. Unter diesen Umständen kam es, trotz aller Dementis, für den Tieferblicken- 
den nicht überraschend, als am 13. Juli die bei der Nordwolle am stärksten enga- 
gierte Großbank, nämlich die Danatbank, ihre Schalter schloß. — — 

Noch stehen wir inmitten der Bemühungen um die Wiederaufrichtung des deut- 
schen Kreditsystems und die Erhaltung der Währungsstabilität, auf deren Einzelhei- 
ten hier nicht eingegangen zu werden braucht. Nur eine Frage soll hier noch kurz 
berührt werden. Ein wesentlicher Punkt der deutschen Ministerbesuche in Paris 
und London in der zweiten Julihälfte war die Beschaffung langfristiger Kredite. 
Hauptsächlich infolge des französischen Widerstandes ist dieses Ziel nicht erreicht 
worden. Das recht magere Ergebnis von London läuft darauf hinaus, daß die Ver- 
längerung des der Reichsbank zur Verfügung gestellten Kredits von 100 Mill. Dol- 
lars sichergestellt ist, und ferner die beteiligten Notenbanken auf die Privatbanken. 
ihres Landes hinwirken sollen, daß keine weiteren Kredite von Deutschland ab- 
gezogen werden. Es muß abgewartet werden, ob das Letztere, da eine rechtliche 
Handhabe nicht vorliegt, praktisch durchführbar ist. Die besonders im letzten Juli- 
drittel aus politischen Gründen erfolgten sehr starken französischen Goldabziehun- 
gen aus London stellen zweifellos für die Londoner Banken eine Erschwerung des 
Stillehaltens gegenüber Deutschland fest. So ist das französische Verhalten letzten 
Endes gegen Deutschland gerichtet. 
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Ob das Scheitern der Kreditverhandlungen auf lange Sicht nachteilig ist odeı | 
nicht, ist eine offene Frage. Ein solcher Kredit hätte wohl für die nahe Zukunft 
die deutsche Wirtschaftslage stark erleichtert. Nach einer Scheinkonjunktur aber. 
hätte sich um so deutlicher gezeigt, daß die Rückzahlung dieser Schulden, noch da 
bei gleichzeitiger Reparationszahlung nicht möglich ist, solange das ganz über- j 
wiegend protektionistisch eingestellte Ausland die Annahme eines entsprechenden | 
deutschen Ausfuhrüberschusses ablehnt. Die Nichtgewährung eines solchen Aus 
landskredits besagt dagegen, daß wir einen sehr schweren Winter vor uns haben 
werden. Denn um ihre Liquidität zu erhöhen, werden die Banken gezwungen sein, 
Industriekredite zu kündigen, was unvermeidlicherweise eine Konkurswelle nach sich 
ziehen wird. Dann aber wird Deutschlands wahre Armut infolge des dauernden 
Kapitalentzugs der Reparationen überzeugender zutage treten als unter einer Schein- 
konjunktur. Die in den kommenden Monaten zu führenden Verhandlungen über 
die Neugestaltung der Reparationsfrage dürften dann klar zeigen, daß Deutschland 
nicht in der Lage ist, auf die Dauer Reparationen in der jetzigen Höhe aus eigener 
Kraft zu zahlen, nicht zuletzt infolge des Protektionismus der Heparsn cu 
empfänger. — — 

Fast am gleichen Tage wie die Veröffentlichung des Hooverplans, nämlich am 
23. Juni, hielt Stalin vor Führern der Sowjetwirtschaft eine Rede von großer 
grundsätzlicher Bedeutung für die Durchführung des Fünfjahresplans. Diese Ge- 
dankengänge Stalins waren so revolutionär, daß man sie erst nach ı/\ Tagen der 
Öffentlichkeit zugänglich machte. Stalin übte eine scharfe Kritik an den schlech- 
ten Leistungen und der ‚Fluktuation“ der Arbeiter und an der Verantwortungs- 
scheu der technischen und wirtschaftlichen Betriebsleiter, eine Scheu, die natürlich! 
durch den Terror gegenüber den ‚Spezis“ und die zahlreichen Sabotageprozesse 
nur allzu begreiflich erscheint. Die Abhilfemaßnahmen, die Stalin nun vorschlägt, 
sind weniger neu —, sie sind versteckt schon seit längerer Zeit vorgenommen 
worden — als vielmehr die Tatsache, daß sie von höchster Stelle mit äußerster 
Schärfe proklamiert werden, obwohl sie einen schweren Schlag gegen die bisher 
vertretenen kommunistischen Prinzipien bedeuten. 

Stalin erklärte, daß „die Gleichmacherei zertrümmert werden müsse. Sogar beim 
Sozialismus müsse der Arbeitslohn nach den Leistungen und nicht nach den Be- 
dürfnissen bemessen werden.“ Hatten schon seit längerer Zeit zwischen vielen 
Fabriken öffentlich ausgetragene Kollektivwettbewerbe zur Steigerung der Produk- 
tion stattgefunden mit Belohnung für die Sieger oder Veröffentlichung derer, die 
hinter dem Plan zurückblieben — besonders langsame Fabriken mußten z. B. über 
dern Portal einen ‚„Schildkrötenorden“ tragen — so wird durch diese neue Maß- 
nahme auch der individuelle Wettbewerb der Belegschaften in den Dienst der 
Produktionsleistungen gestellt. Insbesondere sollen die ungelernten Arbeiter an- 
gespornt werden, sich möglichst rasch in die besser bezahlten Gruppen der gelernten 
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Arbeiter aufzuschwingen. Die Durchführung dieses neuen Leistungsprinzips schließt 
ee auch die Einführung von Akkordlöhnen in sich, die bisher als eine der 
‚schlimmsten kapitalistischen Ausbeutermethoden galten. 

_ Ferner will Stalin die „alte bourgeoise betriebstechnische Intelligenz“ wieder 
viel stärker als verantwortliche Betriebsleiter heranziehen, da die aus Arbeits- 
‚kreisen stammenden neuen Führer teilweise nicht in genügender Zahl vorhanden, 
teils den neuen Führeraufgaben noch nicht gewachsen sind. Nach all den Ver£ol- 
gungen durch GPU und Sabotageprozesse glaubt er zu wissen, daß die An- 
gehörigen der alten technischen Intelligenz zu einem großen Teil Zeichen ihrer 
sowjetfreundlichen Einstellung gegeben hätten, ja er wirbt geradezu bei der 
‚Arbeiterschaft um Vertrauen zu diesen „Führern“. Symptomatisch für diese 
grundsätzliche Umstellung gegenüber den „Spezis“ ist die Tatsache, daß bald nach 
der Stalinschen Rede das Zentralvollzugskomitee 39 Bauingenieure einer Flugzeug- 
fabrik, die wegen Sabotage verurteilt worden waren, zum Weiterarbeiten be- 
gnadigte und fünf wegen ihrer wertvollen Erfindungen sogar mit Prämien von 
1000 bis 10000 Rubeln belohnte. 

Der dritte Punkt in Stalins Programmrede betrifft die Kritik an der Produk- 
tivität der Riesentrusts und bemängelt die Schwerfälligkeit ihrer Leitung. Genau so 
‚wie innerhalb des Einzelbetriebes eine größere Selbständigkeit und Verantwort- 
lichkeit der Betriebsleiter verlangt wird, so fordert er für die industrielle Organi- 
‚sation „den Übergang von der kollektiven Verwaltung zur Einzelleistung“. Wie 
allerdings dieser Übergang praktisch gedacht ist, bleibt vorläufig noch unklar. Man: 
kann jedenfalls gespannt darauf sein, wie sich „die Schaffung neuer praktischer 
Methoden zur Hebung der Wirtschaft und Steigerung der Produktion“ praktisch 
vollziehen wird, die Molotow, der Vorsitzende des Rats der Volkskommissare, in 
einer späteren Rede angekündigt hat. 

Seit der Proklamation von Lenins Nep im Jahre 1921 hat die russische Wirt- 
schaftspolitik bereits mehrere grundsätzliche Schwenkungen vollzogen, die alle auf 
eine Lockerung des „reinen Kommunismus“ hinausliefen, wobei es noch sehr frag- 
lich bleibt, ob die vorliegende die letzte ihrer Art sein wird. Es ist also keine Über- 
treibung, wenn man die heutige russische Wirtschaftspolitik nicht mehr als kom- 
munistisch bezeichnet, sondern als einen planwirtschaftlichen Staatskapitalismus. 
Der Plan als Angelpunkt des Systems bleibt zwar bestehen; aber durch die Abkehr 
von einer Schematisierung der Arbeitskraft und durch die Förderung individualisti- 
scher Kräfte, wie sie sich gerade aus der letzten Stalinschen Programmrede er- 
gibt, dürfte es immer problematischer werden, die strenge Rationalität des Planes 
mit der unvermeidlichen Irrationalität menschlichen Wollens in Einklang zu 


bringen. (Abgeschlossen am 26. Juli 1931.) 
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RıcHARD KAYSENBRECHT: 
Weltagrarlage und Wende der deutschen Landwirtschaft 


Anwachsen der überseeischen Konkurrenz 


Es ist nicht zuviel gesagt, daß die deutsche Landwirtschaft vor einer Wende: 
von weltgeschichtlicher Bedeutung steht! — Warum? — Weil es von ihrem Ver-: 
halten in den nächsten Jahren abhängt, ob das deutsche Volk wirt-- 
schaftlich und kulturell verfallen, sich halten oder — fortschreiten wird! 

Leider gibt es schon eine Stimmung unter der alternden Generation, die nicht : 
mehr umlernen kann oder will. Die F rontgeneration und jene, welche die Folgen 
auskosten muß, sie stehen aber diesem Vorgang keineswegs so gleichgültig gegen- ' 
über. 

„Die Agrarpolitik steht heute mehr denn je im Mittelpunkt unserer gesamten . 
Wirtschafts-, Sozial- und Staatspolitik“ — so Reichsminister Schiele bei der 
Eröffnung der DLG.-Schau Köln am 27. Mai 1930. 

Ähnlich hat sich Reichsminister Dietrich in seiner Schrift „Ein Jahr Agrar- 
politik“ geäußert: „Wenn die Landwirtschaft in ihrem Umfange ernstlich zurück- | 
geht oder gar einzelne Teile vernichtet werden, so würde dieser Vorgang bedeuten: 
ı. daß die gesamte deutsche Landwirtschaft damit über den Haufen geworfen 
würde, 2. würde die weitere Folge sein, daß wir weder unsere Freiheit wieder- 
erobern, noch unsere Stellung unter den Nationen, auf die das deutsche Volk ver- 
möge seiner Größe, seiner Wirtschaft und seiner Kultur Anspruch hat, wieder- 
gewinnen können, 3. würde die Erhaltung eines gesunden Volkstums unmöglich 
werden, wenn es nicht gewährleistet wird durch die Kräfte, die unversiegbar aus 
der Erdgebundenheit des Landvolks fließen!“ 

Diese Anschauungen beruhen auf. Lehren der Weltgeschichte, ja zum größten 
Teil auf bevölkerungsstatistischen Berechnungen. — Soll die dreifache Lücke des 
deutschen Volkskörpers um die Jahrhundertmitte geschlossen werden, so müssen 
jetzt, d. h. in den nächsten 5 Jahren, die Kinder geboren werden, deren Nach- 
kommen dann die Lücke schließen müssen. — Fünf Jahre Bewährungsfrist — eine 
furchtbare Erkenntnis! Die Zeit des Hoffens und Harrens ist vorbei; jetzt heißt 
es handeln, handeln! — — 

Die deutsche Landnot ist nur ein Teil der mehr als zehnjähri- 
gen Weltagrarkrise. Diese war bedingt durch die Flächenvermehrung wäh- 
rend des Krieges und die Maschinisierung der Überseelandwirtschaft. Rund 1,5 Mill. 
Traktoren haben in der Welt an ı2 Mill. Pferde mit ihrem Futterbedarf aus- 
geschaltet, die Produktion verbilligt und beschleunigt. Zehntausende Mähdrescher 
haben hunderttausende Landarbeiter erübrigt. So ist durch verminderten 
Eigen- und Futterverbrauch die maschinell übersteigerte Agrar- 
produktion vermehrt worden. 
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Während die Menschheit ıg13—30 um rund 12,5% z unahm, ist 
lie Weltagrarproduktion um etwa 17% gewachsen. Die europäische 
Produktion blieb aber ungefähr gleich. Gegenüber der rapid angewachsenen Kon- 
kurrenz haben sich nur wenige europäische Länder richtig und rechtzeitig gestärkt. 
Die anderen traf desto ungestümer dieser Konkurrenzdruck, darunter besonders 
Deutschland. 

_ Gegenüber dieser übersteigerten Produktion ist aber die Nah- 
tungsnachfrage sehr zurückgegangen. Die während des Krieges auf 
schmale Kost gesetzte Menschheit hat sich in einigen Jahren erholt und gesättigt. 
Die Verstädterung und das Streben nach „schlanker Linie“ bedingten Verfeinerung 
der Ernährung. Der Roggenkonsum Europas hat um 15% nachgelassen. Die durch 
die Rationalisierung immer zahlreicher ausgeschalteten Arbeitermassen schränkten 
zuerst den Konsum besserer Nahrung ein. 

_ Der Weltagrarmarkt ist ferner durch Ersatz natürlicher Agrarpro- 
dukte durch synthetische Ersatzstoffe verknappt. Die Kunstseiden- 
produktion ist z. B. um über 100000 gegen 1913 gehoben worden; die Baumwoll- 
und Wollproduktion der Welt nahm dagegen nur um ı5 bzw. 100% zu. Die Mar- 
garinetrusts erschwerten den Butterproduzenten den Absatz. 

„ Die stärkste Agrarabsatzbeschränkung bedingte aber der Ausbruch der 
Weltwirtschaftskrise nach dem New Yorker Börsenkrach. Die schwarzen Tage des 
Oktober 1929 verschlangen an /oo Milliarden Mark, 1500 Bankkrachs folgten, 
tausende Betriebe mußten kurzarbeiten oder stillegen. In 8 Wochen war die Er- 
werbslosenziffer der Welt um rund 10 Mill. gestiegen. 

Immer mehr Welthandelsländer wurden von der Krise erfaßt. Die Zahl der 
registrierten Arbeitslosen der Welt stieg bis ıgdı auf fast 25 Mill, 
davon die Hälfte in Europa und rund ein Fünftel in Deutschland. 
Jeder 20. Erdenbürger war ohne Arbeit und Brot. Trotz Einschränkung der Welt- 
industrieproduktion in einem Jahr um rund 20% waren die Weltläger um 600% 
reicher. Dieser Überfluß drückte die nicht von Kartellen gebundenen Preise der 
Lebensmittel und Rohstoffe, z. T. bis auf ein Drittel des Vorkriegsstandes! 

Durch diese Preisschrumpfung hat aber die Kaufkraft der 
Weltlandwirtschaft nach Angaben des Konjunkturinstituts in 
einem Jahr um rund »25 Milliarden abgenommen; der Welthandel hat 
rund 5o Milliarden oder 20% weniger umgesetzt. 

Nun hielt die Sowjetunion die Lage des todkranken Kapitalismus für 
günstig, um seine Krise durch Dumping zu verschärfen und für die Katastrophe 
der Weltrevolution reif zu machen. 

Trotz der Hungerrationen der Masse wird aus dem sozialisierten Sektor der Land- 
wirtschaft Export herausgepreßt. Ein russisches Angebot von nur ein Zehntel des 
Tagesumsatzes der Chicagoer Getreidebörse genügte, um den Weizenpreis auf den 
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tiefsten Stand seit 25 Jahren zu drücken. Ähnlich treiben die Sowjets Holzdumping; 
Fisch- und Fleisch- und Eierdumping. — Diese Tatsachen muß man sich vor Augen: 
halten, wenn man Ausdehnung, aber auch Ausgang der Agrarkrise ermessen will! 

Wer, wie sonst, auf natürliche Gesundung von Übersee hoffte ' 
muß diesmal enttäuscht sein. Kamen die amerikanischen Farmer eins 
nicht auf ihre Kosten, dann zogen sie in die Stadt, so daß Flächen und Ernten 


schrumpften und die Preise wieder stiegen. (1922 standen so fast 100% der Farme 1 
leer.) Diesmal nutzte dies nichts. Die Unternehmungsmöglichkeit in der 
Städten war infolge der Krise katastrophal. Daher setzte sich die Regierung fün 
die Farmer ein. Ja in den Städten wurden Sammlungen für notleidende Farmeı Ä 
veranstaltet. 

Angesichts der anfänglichen Erfolge des kanadischen Getreidepool: 
wollte die Regierung die genossenschaftliche Selbsthilfe der Landwirtschaft fördern 
Über die Marktausgleichsverbände sollte auch die Produktion geregelt, di« 
Fläche eingeschränkt werden. Die resultierenden Preise sollten durch Stabi- 
lisierungsgesellschaften gehoben und gehalten werden. Hoover setzt) 
das Agricultural Marketing Act durch. Er berief an die Spitze des neuen Farm; 
board den Leiter der International Harvester Comp. 

Nachdem aber die kanadischen Pools, obgleich sie 1929 rund 135000 Farmert 
also die Hälfte der Weizenfläche in den 3 Prärieprovinzen umfaßten, zusammen 
gebrochen waren, erwies sich auch die Stützung des Farmboards als er’ 
folglos. Von den 500 Mill. Dollar waren 175 Mill. als Stützung und Darlehn 
verausgabt, aber nur ein Fünftel davon zurückgezahlt worden. Die Fläche war nu 
um 2—50% eingeschränkt; sie hätte aber um etwa ein Viertel beschränkt werden 
müssen. Die Getreidepreise stehen daher auf dem tiefsten-Stane 
seit 17 Jahren und haben das ganze Produktenpreisniveau er! 
schüttert. 

Was kann der amerikanische Farmer nun tun? — Der Präsident des Farm: 
boards, Legge, gab schon das Stichwort. Als ehemaliger Präsident der IHC. glaubt 
er, daß die USA. mit ihren 850000 Traktoren auf 6 Mill. Farmen erst am Anı 
fang der Mechanisierung stehen! Angebot und Konkurrenz müßten da 
nach also noch wachsen. 

Der Zusammenbruch des Kanadischen Pools und des Farmboards war dar 
Signalzum verstärkten Agrarschutzinden Welthandelsländern: 
er war Anlaß zu zahlreichen internationalen Agrarkonferenzen 

In Großbritannien sind für das Wirtschaftsjahr 1930 seitens der Regie 
rung große Mittel für die Landwirtschaft bereitgestellt worden. Den heimischer 
Markt will man den Dominions reservieren. Südafrika und Australien b« 
schränkten die Agrarimporte, und Britisch-Indien verstärkt die Landmaschinen 
einfuhr. Die Verbreitung eines verbesserten Landweizens „macht riesige Fort 
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itte“. Kanada hat seinen protektionistischen Zolltarif im letzten Jahre zwei 
verschärft. Selbst britische Landmaschinen sind mit Vorzugszöllen von 15% 
s Werts, andere Importe mit 25% und Dumpingeinfuhr gar mit 50% des 

Wertes belastet. _ 

Das Verhalten der RENTEN hat dieanderen großen Agrar- 
nder zu entsprechenden Maßnahmen veranlaßt. 

In aller Welt wird so die Agrarproduktion, die schon vor dem 
Kriege schneller als die Menschheit wuchs, gestützt, gestärkt 
und gesteigert. Die Nachfrage bleibt aber hinter dem Durch- 
schnittsbedarf der letzten Jahrzehnte immer mehr zurück! Das 
Wachstum der Menschheit verlangsamt sich infolge des ‚inter- 
nationalen Geburtenstreiks“. 


4 


& Die europäischen Länder in der Abwehr 


Diese Tatsachen müssen der europäischen Landwirtschaft ernstlich zu denken 
geben. Sie haben sogar die bisher recht ruhige französische Landwirtschaft auf- 
zerüttelt. Frankreich hatte auf bestem Boden und bei günstigstem Klima 
Europas 1929 rund ı3 Milliarden Franken Nahrungseinfuhr und 7 Milliarden 
Agrarimportüberschuß, hauptsächlich Getreide. Um den Getreidepreisdruck zu 
beheben, wurden am 3o. April 1930 Getreidekonservierungsprämien eingeführt. 
Seit 25. November 1930 besteht Kennzeichnungszwang für Getreide, Geflügel und 
Holz. Schweineeinfuhr ist beschränkt. Für Meliorationen im Jahre 1931 sind 1,2 Mil- 
liarden Franken und bis 1936 an ı7 Milliarden bereitgestellt. Im Oktober v. J. 
befaßte sich ein Standardisierungskongreß mit der Absatzförderung. — In Italien 
hat Mussolini für die Bonifica integrale (Erschließung von Land, das umfassendste 
Landeskulturgesetz der Welt!) ı4 Milliarden Lire vorgesehen. — In südost- 
europäischen Ländern schützt und stärkt man die Landwirtschaft. Rumä- 
nien gewährt Landmaschinenbeihilfen bis zu 25% des Einkaufswertes. Bul- 
garien senkte die Zinsen. Das „Direktorium für Aufkauf und Export von Ge- 
treide‘ stützt den Ackerbau mit eigenem Budget. Jugoslawien verdoppelte 
6. November 1930 die Getreidezölle. Die neue Agrarbank errichtet staatliche Ge- 
treidelager. Ungarn verlangt in Verkehr und Verarbeitung Herkunftsnachweis 
für Getreide. Standardisierungsgesetze sollen die Heimprodukte konkurrenzfähiger 
machen. — Die Tschechoslowakei hat seit 1930 Einfuhrscheine und Bei- 
mahlungszwang, für manche Agrarprodukte besteht Bewilligungszwang. Öffent- 
liche Betriebe müssen heimische Agrarprodukte bevorzugen. 

Die baltischen Staaten verstärken den Druck der anschwellenden Agrar- 
konkurrenz vom Osten. Schweden hat am 3. Juli 1930 ein umfassendes Agrar- 
stützungsprogramm in Kraft gesetzt. Norwegen hat am 1. Juli 1929 ein Ge- 
treidemonopol eingeführt. Polen endlich hat für 100 Waren Ausfuhrprämien 
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bereitgestellt. Der Zuckerzoll ist verdoppelt, seit 1. November 1930 sind zinslos 
Düngerkredite gewährt worden. — — 4 | 

Es konnten hier nur die wesentlichsten der seit Ausbruch de 
Weltwirtschaftskrise eingeleiteten ee ı 
Maßnahmen zum Schutz der Landwirtschaft in den einzelnen 
Ländern erwähnt werden. Die Zusammenschau wird aber jedem deutlich 
machen, wie sehr die Agrarkonkurrenz für Mitteleuropa anwachsen muß. 

Zum Schluß darf aber nicht vergessen werden, was Sowjetrußland von 
hat. Es kann bezweifelt werden, ob es den Fünfjahresplan im ganzen, be> 
sonders in der Industrie durchführt, wo ihm Qualitätsarbeiter fehlen. In der Land 
wirtschaft kommt man eher ohne solche aus. Sind 1930 rund 2,ı Milliarden Rube: 
im sozialisierten Sektor der Landwirtschaft eingesetzt worden, so werden es 1931 ' 
3,8 Milliarden sein. Für 780 Mill. R. werden Landmaschinen eingesetzt, dazu 
1,2 Mill. Traktoren. Das Kunstdüngeprogramm sieht vor: 153000 t Stickstof 
220000 Kali und ı,2 Mill. Superphosphat — in Stickstoff also fast soviel wi: 


im Vorkriegsdeutschland, in Superphosphat aber mehr als das Doppelte. Durcl 
die Kollektivisierung, welche in einen immer größeren Teil de: 
Bauern zwingt, ausgroßväterlicher Betriebsweise einen Sprun; 
weitin dierationelle Landwirtschaft zu tun, muß die Sowjetlandwirt 
schaft ein gefährlicher Konkurrent werden. 


Deutschland zwischen Ost und West 


Zwischen der kapitalstarken Agrarkonkurrenz des Westens un« 
der Maschinen- und Kulikonkurrenz der übrigen, meist sozial une| 
kulturell tiefer stehenden Agrarländer des Ostens steht di| 
deutsche Landwirtschaft. Eine irreführende Betriebs- und Lebensführun.l 
mancher Landwirte hat es zum Teil verschuldet, daß man die Landwirtschaft bil 
zum 16. August 1925 ungeschützt und dann durch Zölle, niedriger als vor den! 
Kriege schlecht gestützt, der angeschwollenen Auslandskonkurrenz ausgesetzt halı 
Dadurch ist die deutsche Landwirtschaft 1929 ebenso hoch verschuldet gewese» 
wie Deutschland ans Ausland überhaupt. Mit dieser Verschuldung mußte die Land} 
wirtschaft indirekt den in diesen Jahren annähernd gleichen Nahrungsimportübenf 
schuß bezahlen, weil sie — mangels genügender Staatshilfe — sich nicht auf ausı 
reichende Selbsthilfe verlegte. Besonders diedurch Geschmacksverände: 
rung der verstädterten Bevölkerung bedingte Nahrungseintail 
kam überwiegend aus Ländern mit genossenschaftlicher Selbsti 


hilfe. 


Die tierischen Importe aus Dänemark waren stürmisch gestiegen. Die Reini 


erträge sind nach vorübergehender Senkung seit 1928 auf 6% gehoben und gef 
halten worden. Dänemark hält der Agrar- und Wirtschaftskrise stand! — 
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"Das gleiche gilt für Holland. Außer der Viehproduktion hat der fortgeschrit- - 
ne Gartenbau die Lage gebessert. Von ıgr2—3o stieg die Fläche der Gewächs- 
läuser von 2 auf ı8 Mill. qm, ein Drittel davon heizbar. Durch Gesetz vom 
31. Mai 1929 ist der Export unter Kennzeichnungszwang gewachsen. 

Die Schweiz hat dagegen schon mehr unter der Krise gelitten. Durch Fracht- 
erleichterungen und Stützungsgelder soll ihrer Landwirtschaft geholfen werden. — 
Selbst Belgien hat seine durch Boden und Klima begünstigte Landwirtschaft ge- 
stützt. Seit ı4. Juli 1930 besteht Kennzeichnungszwang für einige Heimprodukte, 
seit 2/4. Oktober 1930 Bewilligungszwang für Durchfuhr von Weizen und russi- 
schem Getreide. 


L) 


Besinnung auf Selbsthilfe in Deutschland! 


3 ‚Angesichts dieser wachsenden Konkurrenz vom Osten und Westen antwortete 
Deutschland Juli und Ende ıg29 mit Zollerhöhungen. Die Osterbotschaft des 
Reichspräsidenten von 1930 stellte außerordentliche Maßnahmen in Aussicht, 
welche aber durch politische Verhältnisse des Sommers verzögert wurden. 

Die vom Reichskanzler erkämpfte Verordnung zur Sicherung von Wirtschaft und 
Finanzen vom ı. Dezember 1930 hat ernstere Maßnahmen angeordnet. Durch die 
Zollermächtigung für das Kabinett sind die Zölle immer lückenloser aus- 
gebaut worden. Weizen stellte sich in der ersten Maihälfte mit zirka 28 RM/dz an 
allen deutschen Börsen dreimal so hoch wie in Winnipeg und Barusso, oder: fast 
zweieinhalbmal so hoch wie in Chicago und Buenos Aires oder frei Hafen Hamburg. 
Futterleguminosenzölle sind verdoppelt, Speiseerbsen und Hafer um ein Drittel 
höher belastet, der Zoll auf Schmalz ist von 7 auf ı2, der auf Speck von ı4 auf 
20, für Schweine von 27 auf 4o, der für Fleisch von 45 auf 55 erhöht worden. 

So ist die Staatshilfe für die Landwirtschaft spät, aber energisch nachgeholt. 
Man weiß aber, daß sie auf die Dauer nicht haltbar und nur eine Atempause ist. 
Die sich gegenseitig übersteigernde Wirtschafts- und Zollauf- 
rüstung müßte nämlich zuinternationalen Konflikten und Kata- 
strophen führen. Auf die Dauer kann die Weltkrise der Land- 
wirtschaft nicht mit nationalwirtschaftlichen Maßnahmen, son- 
dern nur durch internationale Cooperation überwunden werden. 

Während Finnland und Holland gegen deutsche Zollerhöhungen Einspruch er- 
hoben und mit Boykott unserer Industrieeinfuhr drohten, versuchten die süd- 
osteuropäischen Staaten sich auf mehreren Konferenzen in diesem Sinne zusam- 
menzuschließen. Sie wollen künftig Industrieeinfuhr nur von dort aufnehmen, wo 
man ihnen Agrarabsatz ermöglicht. Der Hansabund und der Reichsverband der 
leutschen Industrie stehen z. T. auf ihrer Seite gegen die Landwirtschaft. Ver- 
‚chiedene Parteiführer und Prominente rechnen der Landwirtschaft vor, daß sie 
‚war über Soziallasten stöhne, aber selbst an 4 Milliarden jährlich Staatssubven- 
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tionen beziehe. Man kann dem immer wieder entgegenhalten, daß es sich erst 
Wiedergutmachung alter Sünden handelt und daß schließlich auch a 
denkliche bevölkerungs- und grenzpolitische Folgen abgewehrt werden müssen. 


+ 


Gegenüber den vom Zeitgeist in steigender Selbstsucht erzogenen städtischen 
Massen kann aber selbst der „stärkste Mann“ im Kabinett diese Staatshilfe auf die 
Dauer nicht aufrechterhalten. 
Wird durch internationale Zusammenarbeit und zielbewußte Regelung der Pro- 
duktion (siehe Zuckerabkommen vom 7. Januar 1931 — ähnlich sollte auf! 
Grund der Weizenkonferenzen von Rom und London die Weizenproduktion ı 
manipuliert werden) in Europa, ferner durch die vom Europakomitee gegründete 
Internationale Agrarkreditbank die Lage der Landwirtschaft gebessert, so 
fällt der Notstand fort. Soll ferner die industrielle Konkurrenzfähigkeit Deutsch- 
lands nicht leiden, so wird die Zollbelastung langsam wieder gesenkt werden ı 


' 
\ 
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müssen. Sonst würden innere Spannungen und Unruhen und äußere Repressalien ı 
die Folge sein. 

Auf die Dauer würde auch die stärkste Staatshilfe wirkungs- 
los bleiben, wenn nicht eine ausreichende Umstellung der Land- 
wirtschaft erfolgt. Die „Landwirtschaft steht in einer schweren Struktur- 
krise‘“ (siehe Deutsche Landwirtschaftliche Presse vom 9. Mai 1930!). Von 6,8 Mil- 
liarden Krediten der Jahre 1ı924—28 seien nur 2,2 für Neuanlagen verwandt.. 
Diese Strukturkrise ist durch Fehlinvestionen hervorgerufen und kann nur durch 
Umstellungen endgültig behoben werden. 

Die gesunde Umstellung der Betriebe, eine rationelle Betriebsorganisation ist! 
Voraussetzung für rentable Betriebsführung. Sie ist der Anfang einer entschlossenen 
Selbsthilfe. Erst wenn der Landwirt mit seiner eigenen Rationalisierung am Ende ist, 
sieht er Notwendigkeit und Möglichkeiten berufsständischer und genossenschaftlicher 
Selbsthilfe. Letztere aber ist unerläßlich, weil sonst die Staatshilfe für die Landwirt- 
schaft anderen Ständen zugutekommt. „Agrarzölle ohne Absatz organi- 
sationsind Zwischenhandelsprämien“ — das führte ich vor einem Jahre: 
in der Deutschen Landwirtschaftlichen Presse aus. Bei einer, wie etwa in Dänemark aus- 
gebauten Genossenschaftsorganisation würde die Landwirtschaft in der Lage sein, nicht! 
nurdieSpanne zwischen Hof- und Ladenpreis zu eigenen und des Käufers 
Gunsten zu mindern, sondern auch dem Importdruck erfolgreich zu be-- 
gegnen. Wer diesem Unternehmen aber fernbleibt, der wird zum Verräter am 
ganzen Stand. Die deutschen Landwirte, vom Halbbauern bis Be | 
Herrschaftsbesitzer, stehenan einer Wende, einer weltgeschicht-- 
lichen Wende. Sie haben in den nächsten Jahren die Wahl: als fortschritt-- 
licher Genossenschaftsbauer besser bestehen — oder: als dick-- 


köpfiger -„besitzer“ alles verlieren und untergehn! 


Schultheß’ Europäischer Geschichts- 
- kalender. Herausg. von U. Thürauf. 71.Bd., 
519 5. C.H. Becksche Verlagsbuchhandlung, 
E München 1931. Preis RM. 33,—. 

_  Vorliegender Band des an dieser Stelle un- 
'seren Lesern schon des öfteren warm emp- 
fohlenen Geschichtskalenders registriert die 
Ereignisse des Jahres 1930, deren wichtigste 
‚hier schnell rekapituliert seien. Jan.: II. Haa- 
ger Konferenz, Beginn der Londoner Flotten- 
konferenz; März: Zollfriedenskonferenz in 
Genf, Bildung des Kabinetts Brüning: April: 
Ende der Flottenkonferenz; Mai: Inkraft- 
„setzung des Youngplanes; Sept.: XI. Völker- 
"bundtagung; Okt.: I. Kongreß der Balkan- 
"völker in Athen; Nov.: Eröffnung der Indien- 
und Schluß der Reichskonferenz in England; 
Dez.: Deutsche Notverordnung zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen. 


"Adolf Rein: Die europäische Ausbrei- 
tung über die Erde. 406 Seiten mit 
262 Abb. Museum der Weltgeschichte, 
herausg. von Paul Herre. Akademische 
Verlagsgesellschaft Atheneion, Wildpark- 
Potsdam 1931. Preis RM. 27,—. 

In der bekannten erstklassigen Ausstattung 
legen uns Herausgeber und Verlag der Samm- 
lung „Museum der Weltgeschichte‘ den neue- 
sten Band vor. Die gestellte Aufgabe löst der 
Verfasser, indem er den Stoff historisch glie- 
dert. Nach einer allgemeinen Betrachtung der 
weltgeschichtlichen Expansionen wendet er 
sich der des Abendlandes im besonderen zu. 
Und nun folgt in großen Strichen die Zeich- 
nung des historischen Verlaufs der europä- 
ischen Ausbreitung über die Erde seit der 
Zeit der ozeanischen Entdeckungen bis zur 
Aufteilung der Welt unter die imperialisti- 
schen Mächte. Es ist das glänzend geschrie- 
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Literaturbericht aus Europa und Afrika 


bene Werk eine Chronik über jene Zeit- 
spanne, die die von nationalem Ehrgeiz, wirt- 
schaftlicher Anschauung und Abenteurerlust 
geförderte Expansion europäischer Menschen, 
Kultur und Ideen bis zu jenem Augenblick 
zusammenfaßt, wo „das ständige Vorschreiten 
aus kleinen Lebenskreisen zu einer immer 
größer werdenden Verbundenheit der Welt 
als Ganzem“ erreicht scheint. 
K. Haushofer und K. Trampler : Deutsch- 
lands Weg an der Zeitenwende. 238 


Seiten mit Karten und Diagrammen. Ver- 
lag H. Hugendubel, München 1931. 


Eine Anzahl namhafter Politiker, Gelehr- 


ter und Wirtschaftsführer haben sich in dem 
Buch zusammengefunden, um sich zu den 
wichtigsten Problemen der deutschen Politik 
zu äußern. Den Eingeweihten wird die 
Grundtendenz des ganzen Werkes bereits er- 
kenntlich, wenn wir die Reihe der Mitarbeiter 
anführen: Stieve, Wachendorf, Knoch, Trevi- 
ranus, Trampler, Streeruwitz, Schnee, Schlu- 
bach, Raab, Altrock, Draeger, Held, Jung, 
Heim, Duisberg, Hundhammer, Hasselblatt, 
Eibl, v. Rheinbaben, v. Loesch, Haushofer. 
Wenn auch naturgemäß bei so vielen Mit- 
arbeitern von einer restlosen Einheitlichkeit 
und Einstimmigkeit des Ganzen kaum die 
Rede sein kann und der Umfang jedes ein- 
zelnen Beitrages zu gering ist, um wirklich in 
die Tiefe zu gehen, so ist dieses Werk den- 
noch auf das wärmste zu begrüßen. Ein 
solcher Abriß der Probleme, mit denen wir 
ringen, fehlte bislang. Hier zum ersten Male 
wird durch ein Nebeneinanderstellen starker 
und originaler Meinungen das Wichtigste ge- 
sagt über Ostnot und Westnot, deutsch-öster- 
reichischen Zusammenschluß, Kolonialproblerm, 


Reparationsfrage, Wehrfrage, Neugliederung 


% 
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des Reiches, Wirtschaftskrisis, deutsches Volks- 
tum, Völkerbundspolitik, Paneuropaproblem, 
Deutschland und die Großmächte usw. Vielen 
jungen und allen suchenden Menschen wird 
ein solcher Überblick nicht nur als Bereiche- 
rung ihres Wissens, sondern auch als feste 
Stütze im Ringen nach einer Überwindung all 
der Nöte hochwillkommen sein. Herausgeber 
und Verlag haben das ihnen vorschwebende 
Ziel durchaus erreicht: dem Wirbel der Zeit 
durch Richtsignale in gefährlichen Fahr- 
wassern zu begegnen. 


Norbert Krebs: Landeskunde von 
Deutschland. III. Bd. „Der Südwesten“. 
219 S. mit 35 Kartenskizzen und 32 Abb. 
auf ı6 Tafeln. Verlag B. G. Teubner, 
Berlin 1931. Preis RM. 10,—. 


Der erste von vier Bänden, die insgesamt 
eine Geographie Deutschlands unter Einschluß 
der Landschaften des geschlossenen deutschen 
Volksbodens im Elsaß, in der Schweiz, in 
Österreich und Böhmen bieten werden. Mit 
gewohnter Gründlichkeit behandelt im vor- 
liegenden Band Norbert Krebs den Südwesten. 
Seine Darstellung zerfällt in einen allgemeinen 
Teil (S. 1-69) und einen speziellen Teil 
(S. 70—202). In dem speziellen Teil erfahren 
folgende Einzellandschaften eine besondere 
‘Würdigung: die Oberrheinische Ebene, die 
Umrahmung der Rheinebene, das Schwäbisch- 
Fränkische Stufenland, die ostbayerischen Rand- 
gebirge, die Alb, der Schweizer Jura, das 
Alpenvorland, die Schweizer Alpen, die Baye- 
rischen Alpen. In jedem einzelnen Abschnitte 
werden sowohl die naturgeographischen Grund- 
züge wie die Hauptmerkmale von Wirtschaft, 
Verkehr und Siedlung gebracht. 


Robert Gradmann: Süddeutschland. (Bi- 
bliothek länderkundlicher Handbücher, her- 


ausg. von Albrecht Penck.) Bd. I: All- 
gemeiner Teil, 215 Seiten; Bd. II: Die 
einzelnen Landschaften, 553 Seiten; beide 


Bände zusammen mit 49 Textabbildungen, 
43 Tafeln und Karten. Verlag J. Engel- 
horns Nachf., Stuttgart 1931. 


Das von Robert Gradmann geschaffene 
Standwerk der Geographie Süddeutschlands, 
die Frucht einer mehr als zwölfjährigen Ar- 
beit, bringt im ersten Bande eine allgemeine 
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Übersicht über Süddeutschland, von den L 
formen über Klima, Boden, Volkstum, Wi 
schaft bis hin zu Handel und Verkehr, Bei | 
völkerungszahl und Volksdichte, seelisches . 
und geistiges Wesen. Gradmann bietet hierin 
einen vorzüglichen Überblick über die großen 


Einzelprobleme Süddeutschlands und den 


Stand ihrer Lösung. Von den bekannten An 
schauungen Gradmanns werden z. B. seine 


Theorien über die Entstehung der Schicht- 


stufenlandschaft, über die Beziehungen zwi- 
schen Steppenheide und Gang der Besied- 


lung usw. erneut dargestellt und begründet. 
Ein erstaunlich großes Tatsachenmaterial ist 
hier erschöpfend und geschickt verarbeitet 
und zu einem tiefgründigen Überblick zu- 
sammengefaßt worden. 

Der zweite Band behandelt die folgenden 
Einzellandschaften: das Oberrheinische Tief- 
land, den Schwarzwald, Odenwald und Spes- 
sart, den Wasgenwald mit der Pfälzer Hardt, 
das Nordpfälzische Bergland mit Saarkohlen- 
gebiet, das Lothringisch-Westpfälzische Hügel- 
land, das Neckarland, das Mainland mit der 
Oberpfälzer Sänke, die Schwäbische Alb, die 
Fränkische Alb, den Böhmerwald mit Fich- 
telgebirge, das Alpenvorland, die Bayerischen 
Alpen. Der Aufbau dieser Einzeldarstellungen 
ist im allgemeinen in dem üblichen länder- 
kundlichen Schema gehalten und führt von der 
Morphologie bis zur Wirtschaft und Siedlung. 

Gradmann betont, daß sein Werk, ent- 
sprechend dem Charakter der Sammlung, in 
der es erscheint, ein Handbuch sein soll. Das 
drückt sich in der Darstellung insofern aus, 
als auf die Beschreibung weniger Wert gelegt 
wird als auf die ursächliche Begründung und 
der Leser im allgemeinen mitten in die Pro- 
bleme hineingeführt wird. Augenscheinlich 
kam es Gradmann vor allem darauf an, an 
jeder Stelle die gesamte wichtige Literatur 
zu diskutieren und dem kritischen Leser ein 
vertieftes Eindringen in den Stoff zu ermög- 
lichen. Das Werk ist infolgedessen kein schwung- 
volles Gemälde Süddeutschlands; aber man liest 
es dennoch wegen der Klarheit des Stiles und 
der Übersichtlichkeit der Disposition mit großem 
und steigendem Interesse. Jeder Suchende wird 


Gradmann für dieses hervorragende Werk 
aufrichtig Dank wissen. 

Die Ausstattung mit Kartenbeilagen, Skiz- 
zen und Photographien ist sehr reichlich und 
ausgezeichnet. Wenn wir wagen, für die Neu- 
auflage einen Wunsch vorzutragen, so würde 
er dahin abzielen, daß die einzigen nicht eben 
sehr geglückten Textskizzen Band I, S. 179 
(Verbreitung der Gewerbebetriebe) und Band I, 


S, 201 (Bevölkerungsverteilung) abgeändert 
werden möchten. 
Die Reorganisation des preußischen 


Staates unter Stein und Hardenberg. 
I. Teil, herausg. von Dr. G. Winter. Pu- 
' blikationen aus den preußischen Staats- 
‚archiven, 93. Bd., 575_ Seiten. Verlag 
S. Hirzel, Leipzig 1931. Preis RM. 38,—. 
Die erste Abteilung dieser umfangreichen 
Publikation zerfällt wieder in mehrere Bände, 
die sich mit der Reform der Verwaltungs- 
Organisationen, der Agrar-, gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältnisse, 
mit der Gewerbereform, der Entwicklung der 


des Militärwesens, 


preußischen Finanzen befassen werden. Der 
vorliegende ı. Band behandelt die „Allge- 
meine Verwaltungs- und Behördenreform vom 
Beginn des Kampfes gegen die Kabinetts- 
regierung bis zum Wiedereintritt des Mini- 
sters vom Stein“. Man liest diese Sammlung 
von Kabinettsordern, Berichten, Denkschrif- 
ien und Briefen mit einer Spannung wie nur 
je ein Geschichtswerk; denn wie die Notlage 
jener Zeit der heutigen gleicht, so gehören 
ihre Probleme, Aufgaben und Ziele eben 
doch nicht der Geschichte an, sondern sie 
sind auch heute lebendig in der Forderung: 
Reorganisation des Deutschen Reiches. Es ist 
eine dankenswerte Tat, in diesem Augenblick 
das große Werk Steins und Hardenbergs 
quellenmäßig zu erschließen. Mögen sich nun 
auch die Männer finden, die daraus lernen 
und danach handeln. Und möge trotz aller 
Schwierigkeiten die weitere Veröffentlichung 
der vorgesehenen Bände bald möglich werden. 
Handbuch zur schleswigschen Frage. 

III. Bd.: Karl Alnor, „Die Teilung Schles- 

wigs 1918-1920. I. Lieferung, 153 Seiten. 


Verlag Karl Wachholtz, Neumünster in 
Holstein 1930. Preis RM. 5,—. 
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Dem Titel entsprechend eine histori- —- 


sche Abhandlung über die Ereignisse un- 
mittelbar nach dem Weltkrieg, soweit sie 
die schleswigsche Frage betreffen. Die Tä- 
tigkeit H. P. Hanssens, der wiederholte Ver- 
such deutscherseits, das Grenzgebiet durch 
Verleihung der nationalen Autonomie zu- 
friedenzustellen, Wirksamkeit der skandinavi- 
schen Presse, Stellungnahme des dänischen, 
Verhandlungen im Deutschen Reichstag, über- 
haupt die wichtigsten Abschnitte der Ent- 
wicklung werden in historischer Folge dar- 
gestellt. Ein Kapitel über die Rechtsgrund- 
lage für die Behandlung der Frage auf der 
Pariser Friedenskonferenz beschließt die Liefe- 
rung. Besonders wichtig erscheint der in den 
„Grundsätzlichen Vorbereitungen“ ausgeführte 
Nachweis, daß Preußens und Deutschlands 
Verlangen nach zonenweiser Abstimmung dem 
historischen Gang weit eher entsprach als die 
durchgeführte Abstimmung. 
Die Friesen, Herausg. von C. Borchling und 
R. Muuß. 200 S., 9 Tafeln mit 17 Bildern 


und einer Karte. Ferdinand Hirt, Breslau 
1931. Preis RM. 10,50. 


Ein Sammelwerk mit Beiträgen der besten 
Friesenkenner: OÖ. Jessen, O. Reche, Th. Siebs, 
I. H. Gosses, R. Muuß, R. His, H. Hinrichsen, 
H. Reimers, D. Kalma, B. E. Siebs. Wohn- 
gebiet, Rassenkunde, Sprache, Geschichte, Stam- 
Stammesart, Volks- und Landeskunde werden 
behandelt und sowohl die Zusammengehörigkeit 
wie auch die Unterschiede der Östfriesen, 
Westfriesen und Nordfriesen herausgearbeitet. 


Hans Pabst: Die ökonomische Land- 
schaft am Mittelrhein vom Elsaß bis 
zur Mosel im Mittelalter. Rhein-Mai- 
nische Forschungen, Heft 4, 68 Seiten mit 
A Karten. H. L. Brönners Druckerei und 
Verlag, Frankfurt a. M. 1930. Preis 
RM. 3,50. 


Gliederung: Die Ökonomische Landschaft; 
Die natürliche Produktion; Die gewerbliche 
Produktion; Der Handel; Die Städte- und 
Friedensbündnisse. Die Unter- 
suchung kommt zu dem Ergebnis, daß das 
Mündungsgebiet des Mains wie heute auch 
schon im Mittelalter ein Gebiet enger wirt- 
schaftlicher Verflechtungen darstellt und der 


historische 


N 
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von dort ausstrahlende Handel und Verkehr 
sich ungefähr in den heute als rhein-maini- 
sches Wirtschaftsgebiet bezeichneten Grenzen 
abspielte. Der Abschnitt über die Städte- und 
Friedensbündnisse schneidet ergänzend die 
Frage nach der politischen Zusammengehö- 
rigkeit dieses Gebietes an. 


Gerhard Röllig: Land der Arbeit. Acker 
und Werkstatt in Mitteldeutschland. ı04 S. 
mit 62 Lichtbildern, 32 Karten und Bild- 
diagrammen. Verlag Sauermann, Kötzschen- 
broda-Leipzig 1931. 

Als Mitteldeutschland behandelt Röllig ein 
Gebiet, das sich aus den Freistaaten Sachsen 
und Thüringen und der preußischen Provinz 
Sachsen zusammensetzt, etwa ein gleich- 
schenkliges Dreieck mit der Basis Thüringer 
Wald—Erzgebirge und dem Raum Stendal als 
Spitze. Die wirtschaftliche Struktur dieses 
Raumes wird unter Zuhilfenahme zahlreicher 
Diagramme und Abbildungen dargestellt unter 
Betonung der Tatsache, daß sie im Flach- 
land rohstoffgebunden, am Gebirgsrand ab- 
satzgebunden und im Gebirge selbst arbeits- 
kraftgebunden ist. In der Darstellung wird 
jedoch weder dieser Gesichtspunkt noch der 
der räumlichen Differenzierung zur Grund- 
lage genommen; statt dessen behandelt Röllig 
nacheinander die einzelnen Wirtschaftskatego- 
rien von der Landschaft über den Bergbau bis 
zur Fertigwarenindustrie der verschiedenen 
Branchen. Als übersichtliches Anschauungs- 
material dürfte die Schrift von Röllig durch- 
aus zu begrüßen sein. Die geopolitische Pro- 
blematik Mitteldeutschlands wird nur am 
Schluß kurz gestreift, in dem Röllig im 
Gegensatz zu Hübner und anderen der poli- 
tischen Zusammenfassung ganz Mitteldeutsch- 
lands das Wort redet. 


Landeskultur und Provinzialverband. 
Denkschrift, herausg. von Dr. Hübener, 
Landeshauptmann der Provinz Sachsen. 
256 Seiten mit zahlreichen Karten, Lage- 
plänen, Tabellen und Statistiken. Verlag 
Friedrich Stollberg, Merseburg 1931. Preis 
RM. ı10,—. 


Hauptzweck der Denkschrift ist — nach 


den Worten des Herausgebers —: von der 


Förderung der Landeskultur durch den Pr 
vinzialverband von Sachsen seit dem Jahr 
seiner Bildung 1876 bis zur Gegenwart (1930 | 
Rechenschaft abzulegen. Der erste Teil | 
faßt sich mit Geschichte und gesetzlichen | 
Grundlagen des Meliorations- 
wesens, seinen körperschaftlichen Trägern (Ge 
nossenschaften, Deichverbände), mit | 
legungen und den finanziellen Fragen. Der | 
zweite Teil gibt eine Zusammenstellung von 
Beispielen wichtiger landeskultureller Verbes- 


sächsischen 


serungen aus allen Teilen der Provinz: 
Drömling, Jeetze-Purnitz-Niederung, Wische, 
Elb-Havelwinkel, Fiener, Bode mit Talsper- 
ren, Unstrut, Schwarze und Weiße Elster. 
In seiner Gesamtheit liefert die Denkschrift 
Frage „Mittel- 
deutschland und Reichsreform“, wie sie der 
Herausgeber in der Julinummer der ZfG. 
1931 untersuchte. 


| 
| 
| 
| 


ergänzendes Material zur 


Otto Chr. Fischer: Der deutsche Osten. 
Rettung oder Verzicht? Wirtschaftsprobleme 
der Gegenwart, herausg. von Prof. Dr. Adolf 
Weber. Heft 13, 70 Seiten. Junker & 
Dünnhaupt Verlag, Berlin 1931. Preis 
RM. 3,60. 


In Gegenüberstellung der Lage bis ıgı4 
und heute wird die Gefährdung des deut-: 
schen Nordostens und Schlesiens herausgear- - 
beitet und zu ihrer Behebung die Schaffung ' 
einer Charta oeconomica regionalis gefordert, 
„die einen Ausgleich zwischen der wirtschaft: . 
lichen Ratio und den nationalen Interessen . 
unter Voranstellung der nationalen Belange | 
in sich schließt“ (S. 4). Die Grundzüge sol- : 
cher Hilfsmaßnahmen werden skizziert, und | 
wenn auch die wirtschaftlichen Fragen im 1 
Vordergrund stehen, so wird doch auch die: 
„kulturelle Hilfe“ in einem kurzen Kapitel | 
nicht vergessen und werden im letzten Ka-- 
pitel „Ostproblem und Reparationen“ die poli-- 
tischen und geopolitischen Zusammenhänge : 
erhellt, die den Problemen der deutschen ı 
Östgrenze ihr weltpolitisches Gewicht geben. , 


Otto Hoetzsch: Aus der historischen ı 
Wissenschaft der Sowjetunion. Vor-- 
träge ihrer Vertreter während der ‚Rus-! 
sischen Historikerwoche“, veranstaltet inı 


' Berlin 1928 von der Deutschen Gesell- 
schaft zum Studium Osteuropas. „Osteuro- 
_ _ päische Forschungen, Bd. vi, 199 Seiten 
4 und ı Abbildung. Östeuropa-Verlag, Berlin 
1929. Preis RM. 8,—. 

Er Die Zusammenstellung enthält Vorträge von 
Pokrovskij, Die Entstehung des russischen 
"Absolutismus — Adoratskij, Das Archivwesen 
der UdSSR. — Dubrovskij, Die Stolypinsche 
Agrarreform — Egorov, Das Bibliothekswesen 
in der UdSSR. — Javorskyj, Westeuropäische 
Einflüsse auf die Ideengestaltung der sozialen 
Bewegung in der Ukraine — Javorskyj, Die 
Ergebnisse der ukrainischen Geschichtsfor- 
schung, ı917 bis 1922 — Ljubavskij, Die 
Besiedlung des großrussischen Zentrums — 
Pa$ukanis, Cromwells Soldatenräte — Pi£eta, 
Die Agrarreformen in den östlichen Bezirken 
des Litauisch-Weißrussischen Staates — Pla- 
tonow, Das Problem des russischen Nordens 
in der neueren Historiographie. 


Georg Cleinow: Roter Imperalismus. 
Eine Studie über die Verkehrsprobleme 
der Sowjetunion. 244 Seiten mit 25 Kar- 
tenskizzen und 76 Abbildungen. Verlag 
Springer, Berlin 1931. Preis RM. ı14,—. 
Cleinow gilt mit Recht als einer der besten 

Kenner des gesamten riesigen russischen Rei- 

ches. In dem vorliegenden Werk beschert er 

uns eine von tiefer Sachkenntnis getragene 

Darstellung über die Verkehrsprobleme der 

Sowjetunion. Eine erschöpfende kritische Zu- 

sammenfassung aller von den Belschewisten 

aufgestellten Programme zur Rekonstruktion 
des Verkehrs bildet den Inhalt des ersten Tei- 
les. Im Anschluß daran wird gezeigt, wel- 
ches die historischen Vorbedingungen für die- 
ses Sowjetprogramm sind, welche Aufgaben 
in früherer Zeit im Vordergrund des Inter- 
esses standen und was davon durchgeführt 
wurde. Der dritte Teil bringt eine vorzüg- 
liche, außerordentlich gehaltvolle Darstellung 
über die Binnenschiffahrt in Eurasien sowie 
die Turkestano-Sibirische Eisenbahn. Der letzte 

Abschnitt endlich faßt die Ergebnisse zu- 

sarnmen, in dem zunächst die Turksib als 

soziales Experiment dargestellt wird und daran 

Erörterungen über die zukünftige Problema- 

tik des russischen Reiches und über das 
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Bez 


Wesen des bolschewistischen Imperialismus 


angefügt werden. Das mit Bildern, “Karten 
und Tafeln sehr reich ausgestattete Werk 
wird für jeden unentbehrlich sein, der sich 
ernsthaft mit den Verkehrsproblemen der 
Sowjetunion beschäftigen will. 


Hans Siemens: Rußland Ja und Nein. 
262 Seiten. Verlag Ernst Rowohlt, Berlin 
1991. 

Der Verfasser hat Rußland mit offenen 
Augen bereist und bemüht sich, seine an 
Ort und Stelle gewonnenen Eindrücke mit 
allen Licht- und Schattenseiten wiederzu- 
geben. Das recht spannend geschriebene Buch 
beleuchtet die Fürsorge für die verwahrlosten 
Kinder, das russische Gefängniswesen, die 
Struktur der Sowjetgerichte, das Wirken der 
GPU., den Fünfjahresplan u.a.m. Überall 
spürt man, daß der Verfasser bestrebt ge- 
wesen ist, den Dingen auf den Grund zu 
gehen, wenngleich vielleicht zu bezweifeln ist, 
ob die Kürze der zur Verfügung stehenden 
Zeit genügte, um das vorschwebende Ziel 
allenthalben restlos zu erreichen. In jedem 
Falle darf die Schrift als großzügige Orien- 
tierung und zur Einführung in die sowjet- 
russischen Verhältnisse empfohlen werden, 


Theodor Seibert: Das rote Rußland. 
Staat, Geist und Alltag der Bolschewiki. 
300 Seiten. Verlag Knorr & Hirth, Mün- 
chen 1931. Preis RM. 4,50. 

Vier Jahre hat der Verfasser im roten Ruß- 
land gewohnt. Die 23 Kapitel seines Buches be- 
fassen sich mit dem Staat der Bolschewikı, 
der Züchtung der Massenmenschen, der Kul- 
tur als Massenware, der Brachialgewalt des 
Rätestaates, der bolschewistischen Wirtschaft 
und der Mission des Bolschewismus. Immer 
wird aus eigenem Erlebnis heraus geschrie- 
ben. Und aus den Schilderungen der Woh- 
nungsnot, des Kinderelends, der großen Pro- 
zesse, des Fünfjahresplanes, der kirchlichen 
Verhältnisse der Nationalitätenprobleme usf. 
formt sich ein Bild der Wirklichkeitsnähe und 
kraft. Daher ist das Buch zur Einführung in 
sowjetschienenen Literatur mit an erster Stelle 
zu empfehlen. 
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Max Hodann: Sowjetunion gestern, heute, 
morgen, 26/4 Seiten und 70 Abbildungen. 
Universitas, Deutsche Verlags-Aktiengesell- 
schaft, Berlin 1930. 

Der Verfasser verspricht eine objektive 
Darstellung der Verhältnisse und Zukunfts- 
aussichten Rußlands, indem er für sie in der 
Erklärung, Rußland und der Russe seien 
nicht mit europäischem Maßstab zu messen, 
sondern Asien zuzurechnen, Verständnis sucht. 
Die Folge einer solchen Darstellung ist, daß 
sich der Leser dem reichhaltig gebotenen Stoff 
ohne Kritik gegenübergestellt sieht. Trotz- 
dem vermag H. eine intellektuell verschleierte 
Einseitigkeit nur ungenügend zu verbergen. 


Joseph Douillet: Moskau ohne Maske. 
224 Seiten. Verlag für Kulturpolitik, Ber- 
lin 1931. 

Verfasser ist Belgier und hat von 1891 
bis 1926 in Rußland gelebt. Während der 
Revolution wurde er belgischer Konsul in 
Rußland, hernach gehörte er zur Nansenschen 
Mission und wurde am Ende stellvertretender 
Leiter der Päpstlichen Mission in Rostow am 
Don, Leiter der European Student Relief und 
mehrerer anderer internationaler Hilfskomi- 
tees. Seit 1926 hat Douillet Rußland offen- 
bar nicht mehr wiedergesehen. Diese An- 
gaben müssen vorausgeschickt werden, um 
von vornherein hervorzuheben, wie gründlich 
der Verfasser das alte und das neue Rußland 
kennengelernt hat, und daß er sich von der 
Weiterentwicklung in den letzten Jahren nicht 
mehr durch eigenen Augenschein hat über- 
zeugen können. Douillets Buch gliedert sich 
ın drei Teile: 


„Rote 
Paradies‘ vorführt; Die materiellen ‚„Er- 


ı. Wie man den Ausländern das 


rungenschaften“ der kommunistischen 
Regierung. 

2. Die „moralischen Errungenschaften“ der 
kommunistischen Regierung. 


3. Wer herrscht der 
gewählten‘ Sowjets? Der Terror. 


ım Lande „£rei- 


In allen drei Teilen wirkt die Darstellung 
von Douillet wahrhaft erschütternd. Nach 
der Auffassung des Verfassers herrscht in 
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Heft 


Sowjetrußland nichts anderes als Lug un 4 


FR 


Trug, Spitzeltum und Terror. Die Darstel- 
lung, die Douillet von dem Wirken der GPU. 
unter Anführung zahlreicher sehr genau be- 


legter Einzelheiten entwirft, erreicht stellen- 
weise geradezu dramatische Höhe. Ist alles 
wirklich so verlaufen, wie es der Verfasser 
darstellt? Und hat sich auch heute an den 
Zuständen Wesentliches nicht geändert? Das 
Problematische in Rußland wird einem kaum 


jemals wieder so klar werden, als wenn man 
dieses Buch von Douillet vergleicht etwa mit 


den Veröffentlichungen von Seibert, Knicker- 
bocker, Siemsen oder gar Hodan. 


Die Revision des Bolschewismus. Ent- 
stehung, programmatische Plattform, Ideo- 
logie, Rußland und die Welt. Herausg. von 
der Gruppe „Borja“, Auslandsvertretung 
des revolutionären Flügels der Rechts- 
opposition in SSSR. 158 Seiten. Kommis- 
sionsverlag Gustav Engel, Leipzig 1931. 
Eine ständig wachsende Gruppe mit Stalin 

Unzufriedener legt in der Schrift — sich auf 

Lenin berufend — ihr Programm nieder. 

Man wirft Stalin vor, er verhelfe dem sata- 

nischen Urgeist auf diesem Planeten zu end- 

gültigem Triumph. Die Gruppe „Borjba“ 
aber erblickt im demokratisch, politischen 

Aufbau des Staates die einzige Form, die die 

friedliche Entwicklung innerhalb der natio- 

nalen Staaten und der Welt überhaupt ga- 
rantiert. Auch die Losung wird genannt, unter 
der die neue, die dritte Revolution stehen 
soll und muß: Das ganze Land dem Bauern! 

Der gewaltsamen Industrialisierung soll also 

ein Halt geboten und der parteilich kontrol- 

lierte Staatskapitalismus durch einen Staats- 
sozialismus ersetzt werden, in dem das Gleich- 
heitsprinzip oberstes Gesetz ist. 


G. Stratil-Sauer: Erlebnisse längs rus- 
sischer Landstraßen. ı88 Seiten mit 
26 Originalaufnahmen. Verlag Deutscher 
Buchwerkstätten, Leipzig 1931. 

Das Buch behandelt die Fahrt Stratil- 
Sauers mit einem Wandererwagen durch die 
südlichen Waldlandschaften zwischen Wolga 
und Weichsel im Jahre 1928. Es will keine 
wissenschaftliche oder politische Abhandlung 


sein, sondern nur Bilder des auf der Fahrt 
esehenen geben. So sind einzelne Themen 
‚herausgegriffen und in geschlossenen Ab- 
schnitten geschildert. Stratil-Sauer erzählt die 
verschiedenen Erlebnisse, ohne ein Werturteil 
über das Sowjetsystem zu fällen. Trotz einer 
bisweilen auffallenden Eigenwilligkeit im Stil 
liest sich das Buch flüssig. Wesentliche neue 
‚Erkenntnisse darf man natürlich nicht er- 
warten. Auch die Abbildungen bringen nur 
ausnahmsweise Bilder, die nicht auch sonst 
schon bekannt wären. 

Otto Schiller: Die Kollektivbewegung in 


_ der Sowjetunion. Ein Beitrag zu den 
'  Gegenwartsfragen der russischen Landwirt- 
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schaft. Osteuropäische Forschungen, Bd. 8, 
120 Seiten. Osteuropa-Verlag, Berlin 1931. 
Preis RM. 5,20. 

Die Untersuchung der Grundlagen, die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen und sozialen 
Probleme der Kollektivierung kommt zu dem 
Ergebnis, daß trotz ungeheurer technischer 
und organisatorischer Schwierigkeiten, aber 
dank der in der Sowjetunion günstigen Vor- 
aussetzungen auf lange Sicht gesehen von der 
Kollektivierung der russischen Landwirtschaft 
mit Sicherheit eine Produktionserhöhung zu 
erwarten ist. Für die Weltagrarproduktion 
wäre diese Entwicklung von einschneidender 
Bedeutung. 


GERHARD HERRMANN: 
Weltwirtschaftlicher Literaturbericht 


Dr. Alfons Schmitt, Privatdozent an der Uni- 
‚, versität München: Die Weltwirtschafts- 
krise. Aus der Reihe ‚„Wirtschaftsprobleme 
der Gegenwart“, Bd. ı5. Junker & Dünn- 
haupt Verlag, Berlin 1931. Preis br. 

RM. 3,80. 

In sachlich sehr klarer und theoretisch 
durchdachter Form wird zunächst der tat- 
sächliche Verlauf der Krisis in der Weltwirt- 
schaft als Ganzem und in den wichtigsten 
Ländern geschildert. Auf der „kapitalisti- 
schen‘ Theorie fußend, sieht Verf. folgerich- 
tig in der Weltwirtschaftskrise nur eine Krise 
innerhalb des Kapitalismus und lehnt die 
These von der Systemkrise des Kapitalismus 
ab. Hierdurch verlieren freilich die Ausfüh- 
rungen über die Ursachen der Krise an Stich- 
haltigkeit, denn es wird nicht genügend be- 
tont, daß in den letzten Jahren die im volks- 
wirtschaftlichen Organismus in dem Reak- 
tionsvermögen des Preismechanismus liegen- 
den Selbstregulierungskräfte immer mehr außer 
Wirksamkeit gesetzt wurden. Verf. sieht in 
der Rationalisierung, dem Mißverhältnis zwi- 
schen Produktionsentwicklung und Konsum- 
einkommen, in der Zunahme der Erwerbs- 


tätigen und in der Industrialisierung der Ko- 
lonialländer nur scheinbare Ursachen. Die 
tatsächlichen Ursachen werden erblickt in 
dem Mißverhältnis von Anlagetätigkeit und 
anlagebereitem Kapital als konjunkturellem 
Faktor, und in der Überproduktion der Land- 
wirtschaft und wichtiger Industriezweige als 
strukturellen Faktoren, deren Einfluß durch 
die Schwankungen in der weltwirtschaftlichen 
Goldversorgung und politische und wirtschafts- 
politische Maßnahmen noch weiter verstärkt 
wird. Die Aktualität des Themas und die 
Klarheit der Gedankenführung machen die 
Lektüre sehr anregend. 


H. R. Knickerbocker : Der rote Handel 

droht. Ernst Rowohlt Verlag, Berlin 1931. 
Michael Farbman: „Piatiletka“. Der Fünf- 

jahresplan. S. Fischer Verlag, Berlin 1931. 

Diese beiden Bücher sind besonders für 
die rasche Orientierung über die russische 
Wirtschaftsfrage sehr zu empfehlen. Ka, gibt 
in sehr lebendiger Darstellung auf Grund aus- 
gedehnter Reisen ein plastisches Bild von den 
neu entstehenden landwirtschaftlichen und 
industriellen Anlagen, wie z. B. Magnetogorsk 


en 
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oder Asbest. Nach seiner Ansicht entwickelt 
Rußland weniger ein kommunistisches Wirt- 
schaftssystem als einen Staatskapitalismus auf 
planwirtschaftlicher Grundlage. Diese These 
ist ja durch die russische Entwicklung der 
allerletzien Zeit bestätigt worden. Da der 
Verf. Amerikaner ist, nimmt es nicht wun- 
der, daß die Absatzmöglichkeiten für ameri- 
kanische Industrieeinrichtungen und die Wirk- 
samkeit amerikanischer Ingenieure beim Auf- 
bau der russischen Industrie im Vordergrund 
stehen. 

Ist Kn. rein deskriptiv gehalten und durch 
die Schilderung bisher fast unbekannter In- 
dustriewerke wertvoll, so geht Farbman auf 
die allgemeinen und grundsätzlichen Fragen 
ein. Was an Farbigkeit verlorenging, ist an 
Gediegenheit gewonnen. Das Buch gibt einen 
glänzenden Überblick über den Fünfjahres- 
plan und seine Problematik und weist beson- 
ders auf die mit der Durchführung des 
Plans vorhandenen Wandlungen der Wirt- 
schaftsgesinnung hin, die selbst wieder eine 
Voraussetzung zum Gelingen des Planes sind. 
Die Wirtschafts- und Sozialpolitik der 

Sowjetunion (WSS.). Herausgeber: Dr. 

Roderich von Ungern-Sternberg, Berlin 

'W 10, Margaretenstr. 7 II. 

Diese wöchentlich erscheinende Korrespon- 
denz gibt für den der russischen Sprache 
nicht kundigen Interessenten sowjetrussischer 
Wirtschaftsfragen eine gute Übersicht der in 
russischen Zeitungen erscheinenden wichtige- 
ren Aufsätze. 

Gerhard Schacher: Der Balkan und seine 
wirtschaftlichen Kräfte. Ferdinand Enke 
Verlag, Berlin 1930. Preis br. RM. ı2,—. 
Seit einem Jahr steht die Diskussion über 

die Möglichkeit einer engeren wirtschaftlichen 

Zusammenarbeit zwischen Zentral- und Süd- 

osteuropa im Vordergrund des Interesses. 

Hierbei hat es sich als erheblicher Mangel er- 

wiesen, daß bisher ein zuverlässiges Orientic- 

rungsmittel über die Wirtschaft des Balkan 
fehlte. Diese Lücke ist nun durch das vor- 
liegende Buch von Schacher geschlossen. Of- 
fensichtlich aus guter Kenntnis von Land und 
Leuten heraus, skizziert Verf., ausgehend von 
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gesellschaftlicher Schichtung, politischer Ent 
wicklung und Blutmischung der Bevölkerung, 
im ersten Teil in einer Reihe kurzer Mono- 
graphien die Wirtschaftsstruktur von Rumä 
nien, Jugoslawien, Griechenland, Bulgarien 
und Albanien. Im zweiten Teil werden die 
Balkanstaaten in Wirtschaft und Politik be 
handelt und wird auf einige den Balkan als 
Ganzes berührende Fragen eingegangen: Die | 
Agrarfrage, die Bedeutung der Auslandskapi- | 
tale, die Stellung Deutschlands im balkani- 
schen Außenhandel, die wirtschaftliche Rolle 
des Tabaks und schließlich die mazedonische 
Frage. Verf. versteht es sehr geschickt, seine 
Ausführungen lebendig zu gestalten, da er 
sich nie auf die Summierung von Tatsachen 
beschränkt, sondern auf die hinter den Ge 
schehnissen selbst stehenden historischen Kräfte 
eingeht. In diesem Eingehen auf größten 
teils noch heute bestehende Spannungen liegt 
der besondere Wert dieses Buches, 
wie gerade hier der Verf. auf manchen Wi- 
derspruch stoßen wird. Die wirtschaftlichen 
Erschließungsmöglichkeiten des Balkans wer- 
den reichlich optimistisch gesehen. 


ebenso 


Friedrich Kürbs, Prof. an der Handels- 
hochschule Königsberg: Die osteuropä- 
ischen Staaten Polen, Litauen, Lett- 
land, Estland als Staats- und Wirt- 
schaftskörper. Ferdinand Enke Verlag, 
Stuttgart ıg3ı. Preis geh. RM. 10,—. 

Das wohl als Parallelwerk zu Schacher 
gedachte Werk von Kürbs weicht — leider — 
methodisch von diesem stark ab. Es enthält 
vier ganz parallel gegliederte Monographien 
über Staats- und Wirtschaftsstruktur von 
Polen, Litauen, Lettland und Estland, die 
reichlich unverbunden nebeneinanderstehen, 
Es ist mit großer Sorgfalt und Mühe eine 
Unmenge rein statistischer Angaben zusam- 
mengetragen, was bei der Unzulänglichkeit 
und Zersplitterung des Materials gewiß ein 
großes Verdienst ist. Verf. bleibt jedoch ganz 
bei bloßen Tatsachenangaben stehen und ver- 
liert sich teilweise allzusehr in Einzelheiten, 
so daß das Ganze über den Charakter einer 
zwar zuverlässigen und umfassenden Material- 
sammlung und eines Nachschlagewerks nicht 


inauskommt. Wie und wann es zu:der heu- 
tigen politischen und wirtschaftlichen Situa- 
tion in diesen vier Staaten gekommen ist, 
welche historischen Kräfte in Politik und 
Wirtschaft das heutige Bild schufen, diese 
wichtige Frage, aus deren Beantwortung 
sich auch die zukünftige Entwicklung, zum 
mindestens ihrer Tendenz nach ergeben würde, 
ist noch nicht beantwortet. Das vorliegende 
Buch leistet nur eine freilich notwendige 
Vorarbeit hierzu. 


Wirtschaftliche Informationen des Fi- 
nanzdepartements der Republik Li- 
tauen. 


' Diese vierzehntägig erscheinende, amtliche 
Veröffentlichung enthält teils allgemeine volks- 
wirtschaftliche Aufsätze, teils statistisches Ma- 
terial über die laufende Wirtschaftslage Li- 
tauens. Sie ist für jeden, der sich näher mit 
litauischen Wirtschaftsfragen beschäftigen will, 
unentbehrlich. 


Razys Sruoga: Die Wirtschaft der Re- 
publik Litauen und ihre Notenemis- 
sion. 128 S. Verlag der Deutschen Buch- 
handlung, Kaunas (Kowno) 1930. 

Nach einer kurzen Einleitung über die ge- 
schichtliche Entwicklung der Republik Li- 
tauen behandelt der Verf. zunächst die Noten- 
emission in den Jahren 1918-1922 durch 
die Darlehnskasse Ost. Der zweite Abschnitt 
hat eine Darstellung der Gründung und Or- 
ganisation der Bank von Litauen zum Gegen- 
stand; wir hören von den Kredit- und Wirt- 
schaftsverhältnissen des Landes, die ganz auf 
der Tätigkeit der Emissionsbank beruhen. 

Ein reiches statistisches Material und zahl- 
reiche Diagramme ergänzen den Inhalt der 
Schrift, die als wertvoller Beitrag zur Wiırt- 
schaftskunde Litauens zu begrüßen ist. 


Wladislaw Studnicki: Die wirtschaft- 
liche und kulturelle Entwicklung des 
wiederauferstandenen Polens. Verlag 
Völkermagazin, Berlin W62. 1930. Preis 
RM. 3,—. 

Als Anhänger 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit gibt Verf. 
eine sehr instruktive Darstellung des wirt- 
schaftlichen Wiederaufbaus und der heutigen 


einer deutsch-polnischen 
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wirtschaftlichen Lage Polens, wobei besonders 


die aus der Vernachlässigung Polens unter 
der russischen Herrschaft und die aus der 
Zerstörung der Kriegszeit erwachsenen Hem- 
mungen und Schwierigkeiten ausführlich be- 
rücksichtigt werden. Hieraus erklärt sich 
auch, daß die potentialen Wirtschaftskräfte 
Polens bedeutend größer als die aktuellen 
Kräfte sind, eine Spannung, die dem Verf. 
die wirtschaftlichen Zukunftsmöglichkeiten 
Polens mit größtem Optimismus betrachten 
lassen. 


Elemör Hantos: Das mitteleuropäische 
Agrarproblem und seine Lösung. Mit- 
teleuropäische Wirtschaftsfragen. Schrit- 
tenreihe des Mitteleuropa-Instituts, Wien, 
Bd. IV. Organisation-Verlagsgesell. m.b.H. 
(S. Hirzel), Berlin ıg31. 95 Seiten mit 
Tabellen. Preis RM. 3,90. 


Der bekannte Autor vertritt hier aufs neue 
seine These, daß für den mitteleuropäischen 
Wirtschaftsraum als ein großes und geschlos- 
senes Wirtschaftssystem, in dem sich Erzeu- 
gung und Verbrauch landwirtschaftlicher Pro- 
dukte im Ausgleichszustand befinden, das 
Agrarproblem unabhängig von der übrigen 
Welt zu lösen ist. Es wird die landwirtschaft- 
liche Bilanz Mitteleuropas aufgestellt und die 
Selbstversorgungsmöglichkeit des mitteleuro- 
päischen Agrarraums geprüft. Schließlich wer- 
den die Sonderheiten der mitteleuropäischen 
Agrarkrise, die Versuche ihrer Lösung auf 
den Konferenzen der letzten Jahre — deren 
Protokolle im Anhang zusammengestellt sind 
— und die möglichen Kombinationen zwischen 
und Agrarstaaten behandelt. Die 
positiven Vorschläge gipfeln in der Forderung 
nach Ausschaltung der Meistbegünstigung und 
Einführung von Präferenzzöllen für mittel- 
Das Kontingents- 


Industrie- 


europäische Provenienzen. 
system ist hierbei nur als Übergangsmaßnahme 


gedacht. 


Elemör Hantos: Mitteleuropäische Kar- 
telle im Dienste des industriellen Zu- 
sammenschlusses. Mitteleuropäische Wirt- 
schaftsfragen usw. Bd.V. Organisation-Ver- 
lagsgesell. m.b.H. Berlin 1991. 


In Ergänzung der obigen Schrift ist die 
vorliegende der industriellen Zusammenarbeit 
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durch internationale Kartelle im mitteleuropäi- 
schen Raum gewidmet, da der handels- 
politische Weg, der Abbau der Zollschranken, 
politisch kaum gangbar erscheint. Nach einer 
umfassenden Übersicht über die zur Zeit 
bestehenden mitteleuropäischen Kartelle setzt 
sich'H. mit den Zusammenhängen von inter- 
nationaler Kartellbildung mit Monopolpreis- 
bildung und staatlicher Handelspolitik aus- 
einander. Das letzte Kapitel bringt Resümee 
und kritische Auseinandersetzung mit den 
Debatten und dem Schrifttum der Weltwirt- 
schaftskonferenz sowie dem der Konferenz 
folgenden Völkerbundsschrifttum. 


Redaktionskomitee der Wirtschaftskom- 
mission. Bericht über die Ursachen 
der wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
Österreichs. Österreichische Staatsdrucke- 
rei. Wien 1931. 

Diese Sammlung halbamtlicher Denkschrif- 
ten gibt ausgiebiges Material über die Be 
lastung Österreichs infolge der Zerreißung 
seines Wirtschaftskörpers. Im Mittelpunkt 
steht das Mißverhältnis zwischen Preisgestal- 
tung und Gestehungskosten. 


A. H. Hollmann, Prof. an der Landwirt- 
schaftlichen Hochschule Berlin: Agrar- 
verfassung und Landwirtschaft Jugo- 
slawiens. Berichte über Landwirtschaft, 
30. Sonderheft. Paul Parey Verlag, Berlin 
1991. 

Das Problem der Agrarreform stellt “für 
fast alle osteuropäischen und südosteuropäi- 
schen Nachfolgestaaten die wirtschaftspolitische 
Zentralfrage schlechthin dar. Am Beispiel 
Jugoslawiens werden sehr umfassend die 
soziologischen und wirtschaftlichen Hinter- 
gründe und Folgen der großen Agrarumwäl- 
zung gezeigt. Infolge des Mangels an Kapi- 
tal, das ganz einseitig der industriellen Ent- 
wicklung zur Verfügung gestellt wurde, wer- 


den die 


unmittelbaren Auswirkungen der 


Heft 


Agrarreform, die sehr häufig zu einer „Pa: i 
perisierung“ führte, mit Recht sehr skeptisch 
beurteilt. e 


Hans Schaal: Vom Tauschhandel ER 
Welthandel. B. G. Teubner Verlag, Leip- 
zig, Berlin 1931. Preis br. RM. 8,—, geb. 
RM. 10,—. RB 
Eine außerordentlich lebendige, quelle 

mäßig belegte Darstellung der Wege und 

Formen des Handels von der Steinzeit bis zur 

römischen Kaiserzeit. Besonders wertvoll er- 

scheint das Abbildungsmaterial, das meist 
wenig bekannte Dokumente umfaßt. Die 

Form der Darstellung macht das Werk für 

Unterrichtszwecke recht geeignet, um so mehr 

als derartige wirtschaftsgeschichtliche Zusam- 

menhänge, zugunsten der politischen Ge- 
schichte, gewöhnlich viel zu wenig beachtet zu 
werden pflegen. | 


K. Bauer-Mengelberg: Agrarpolitik in 
Theorie, Geschichte und aktueller 
Problematik. B. G. Teubner Verlag, Leip- 
zig, Berlin 1931. Preis geh. RM. 5,—, geb. 
RM. 6,49. 

Eine ausgezeichnete Darstellung, die sehr 
gründlich auf knappem Raum, aufbauend auf 
den Agrarverhältnissen Deutschlands, eine 
glückliche Verbindung der einschlägigen theo- 
retischen, wirtschaftsgeschichtlichen und ak- 
tuell-politischen Fragenkomplexe gibt. Der 
erste Teil entwickelt eine volkswirtschaftliche 
Theorie der technischen und ökonomischen 
Probleme der landwirtschaftlichen Produktion. 
anschließend eine Geschichte des Agrarwesens 
und der Agrarpolitik in Deutschland von der 
altgermanischen Agrarverfassung bis zur Sied- 
lungspolitik der Nachkriegszeit und zum 
Schluß eine Behandlung der aktuell@n Probleme 
der deutschen Agrarpolitik. Eine sehr sorgt 
fältige Literaturauswahl erleichtert die Wei- 
terarbeit. | 
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